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I. Einleitung
..Die Post macht sich fit«, um ihren -hohen Leistungsstandard weiter zu
sichern und auszubauen«. ' Dabei sind durchaus gegenläufige Tendenzen zu
konstatieren : Einerseits ist das Fernmeldemonopol der Deutschen Bundes-
post heute nicht mehr selbstverständlich. Schon nach bisher geltendem
Recht ist der militärische vom Vorbehaltsbereich ausgenommen (§ I 11
FAG . § 17 lWGl .' und für die Deutsche Bundesbahn gelten zumindest
etliche Besonderheiten auf Grund des § 3 I Nr. 2 FAG, ' Während sich
nun aber bei der Telekommunikation das herkömmlich (weiterhinl allein -
zuständige Staats-Unternehmen bald mit privaten Wettbewerbern messen
muß ," verläuft die Entwicklung in einem anderen klassischen Zweig des
Post- und Fernmeldewesens gerade umgekehrt. Die Bankdienstleistungen
der Post sind von erheblichem wirtschaftlichen Gewicht.' in stetiger Aus-
Die Formulierung entstammt der Schlagzeile und dem Fettgedruckten der -Post-Zeitung
für Postkunden - Ausgabe 1/88 . ,
2 Vgl. Eidenm üller. Post- und Fernmeldewesen - Komm., § I FAG jAnm. 3. § 17 lWGI
Rdnr. 2; den.. ArchPF 1986. 301 (305).
Die Aussage im Text bezieht sich auf das Gesetz über Fernmeldeanlagen i. d . F. der Bek.
vom 17. 3. 1977 (BGBI. I. 459 . ber . 513) sowie das Telegraphenwege-Gesetz vom 18. 12.
1899 (BGBl.lII 9021-1) ,
J Zu Einzelheiten s, Eidenmüller(Anm. 2) § J fAG /Anm. 4.
4 Vgl. den Bericht der »Regierungskommission Fernmeldewesen- vom 16. 9.1987 (Neuord-
nung der Telekommunikation , 1987); ferner das Grünbuch der EG -Kommission -Ent-
wicklung des gemeinsamen Marktes für Telekommunikationsdienstleistungen und Tele-
kommunikatlonsger ätee (gedruckt auch als BT-Des. 11/930); s. a. Scherer, Telekernmuni-
kationsrecht und Telekommunikationspolitik 1985 ,618 rr.,683 ff.
Diese Entwicklung bleibt nicht auf die Bundesrepublik. Deutschland beschränkt; s. Yps;·
tanü/Mansell. Observateur de I'O .C .D.E. no. 148 (1987) 18 (20 f.) , sowie zu Frankreich
Lucas, J.C .P. 19881.331 5.
5 S. die Angaben bei Kuhn. ZfgesK 1988. 100 (ff.) , sowie bei Schramm . ZPF 12/1985. 8 er.
Vgl. auch unten . (bei) Anm . 282.
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dehnung und Modernisierung begriffen . und sie konkurrieren bereits in
beträchtlichem Maße mit den Angeboten der anderen . insbesondere der
privatrechtlieh organisierten (und handelnden) Kreditinstitute . Nicht
alle in . aber vornehmlich aus deren Sicht liegt so die Frage nach Inhalt und
Grenzen der Betätigung der Deutschen Bundespost im Bankwesen unter
verfassungsrechtlichen wie gesetzlichen Aspekten nahe , Aktualität gewinnt
sie freilich auch im Hinblick auf überaus ähnliche Bestrebungen etwa im
Nachbarland Schweiz. im Falle der P.T.T. '
Eine Antwort soll im folgenden von vier divergierenden. sich allerdings
zum Teil überschneidenden Blickwinkeln aus gegeben werden . Schon vorab
sei jedoch der Hinweis gestattet. daß die Verfassung wie in aller Regel mehr
als nur eine einzige Möglichkeit der gesetzlichen Normierung von komple-
xen Lebenssachverhalten eröffnet. ' Die (wieder) ' in Angriff genommene
Neuregelung der Post- vverfassung« wird dabei in die Überlegungen einbe-
zogen; für die hier erörterten Probleme erweist sie sich aber als nicht allzu
bedeutsam.
11 . Zur Organisation
I. Einrichtung durch Regierung(smitglied)
Es gibt derzeit (noch) keine organisatorisch und auf absehbare Zeit jeden'
falls keine rechtlich selbständige »Postbank« ,' sondern lediglich eine
interne Aufgliederung des Sondervermögens Deutsche Bundespost (§ 3
6 Zu dieser unselbständigen Anstalt s. Fleiner-Genter. Grundzuge des allgemeinen und
schweizerischen verwaltungsrechts. 2.A. 1980. 487 f.; Schürmann. Wirtschaftsverwal-
tungarecht. 1980. 187 und 189; zur Expansionsabsicht etwa die Berichte in der Neuen
Zürcher Zeitung (Fernausgabe) Nr. 203. 204 und 223 (vom 4.• 5. und 27./28 . Sept.) 1987
und Nr. 140 (vom 19./20 . Juni) 1988. Zum Autonomiegrad dieser nicht rechtsfähigen
Anstalt auch Gygi. VVdStRL 44 (1986) 261 (fT.) .
7 Instruktiv hierzu Wahl. NVwZ 1984.401 (409).
8 Zur Anfang der 70er Jahre gescheiterten Postreform s. etwa Wieehen ZRP 1973, 208 fT.;
Voges.DVBI. 1975. 972 fT. Zum 1988er Gesetzesentwurf s. jetzt Roßnagel/Wedde. DVBI.
t988 .562lf.
9 Die Bezeichnung wurde erst vor 10-15 Jahren gebräuchlich; vgl. Eidenmiiller (Anm. 2)
Einführung Postbanklehre . 14 (l .G.2.a.»; ferner O. Hahn. Die Postbank, 1978; Janssen,
Zfgesk 1919. 61 ff. Zur geplanten gesetzlichen Übernahme dieser Bezeichnung s. Art . I
§§ I 11. 1311 u. Ö. des PostStruktG·Entwurfs vom Mai 1988.
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Postverwö ).'" Sie wird gekennzeichnet durch Dreistufigkeit in der verti-
kalen Ebene bei mehr oder minder großer horizontaler Differenzierung.
Diese vorhandene und wohl auch zunächst fortbestehende Struktur ist
jedoch nur zum geringsten Teil das Werk des Bundes-Gesetzgebers , der
immerhin zu solcher Regelung nach Art. 86 0 . V. m. Art . 73 Nr. 7, 871 I)
GG befugt (gewesen) wäre." Seine Legislativtätigkeit erschöpfte sich bis-
lang " in Aussagen zur -Leitung« (§ 1 12) und -Verantwortlichkeit« (§ 2 I
PostYerwG) des Bundesministers für das Post- und Fernmeldewesen sowie
den etwas eingehenderen Vorschriften über den bei der »Verwaltung« dieser
Materief n) mitwirkenden -Verwaltungsrat« (§§ 5 ff. ebd .). !' Damit blieb
die der bei der Post ohnehin entbehrlichen (Neu- ) .Errichtung." nachfol-
gende und eingeordnete »Einrichtung« der Behörden an sich Sache der
Bundesregierung . Aus § I I 2 und 11 PostVerwG ergibt sich jedoch, daß
10 Gesetz über die Verwaltung der Deutschen Bundespost vom 24. 7. 1953 (8GB!. I, 676),
mehrfach geändert . Details zum Aufbau bei Eidenmüller (Anm. 2) Einführung: Die
Geschichte der Verwaltung der Post. 60 ff. (I .A.4.1 .(4».
I J Immerhin knüpfte das PostverwG 1953 ganz bewußt an das Reichspostfinanzgesetz vorn
18.3. 1924 (RGßI. I. 287 ) an und vermied - insoweit anders die ausdrücklich auf eine
»Untem ehmensverfassung« abzielenden Entwürfe der Bundesregierung vom 6. 11. 1970
(BT-Drs . Vl/l385) und der SPD- und FDP-Fraktionen vom 25.1. 1973 (BT-Drs . 7/81),
von denen in der Sache jedenfalls auch der Gegenvorschlag der CDU- /CSU·Fraktion nicht
abwich (s . BT-Drs . Vl/3027 vom 19. I. 1972, 10) - , von »Untemehmen« zu sprechen.
Vielmehr wurde der -v erwaltungse-Charakter betont (s. die in ArchPF 1953. 403 ff.
gesammelten Materialien zum PostVerwG, insbesondere die 6 . Sitzung des BR·Postaus·
schusses . a.a.O .• 405 Ilf.}, die Sitzung des Unterausschusses _PostVerwG_ des BR·
Rechuausschusses. a.a.O., 418 (419), die Begründung der Regierungsvorlage - 8T
Drs . 3479 vom 20.6. 1952 - , a.a.O.• 442 f(f .), sowie den Schrift!. Bericht des 28. BT-
Ausschusses - BT·Drs. 4204 vom 19.3. 1953 -, a.a.O; 452 (457».
12 Zur jetzt beabsichtigten, sehr viel differenzierteren Regelung s. Art . I §§ I ff . (Aufgaben
und Rechtsstellung) . 7 f. (Direktorium der DBP), 9 tr. (Vorstand), 13 tr. (Aufsichtsrat)
des PostStruktG-Entwurfs .
13 Hierzu verlautete die Begründung des PostVerwG·Entwurfs: »( Els ... erscheint ...
zweckmäßig, sicherzustellen, daß die DBP in ständigem Kontakt mit ihren Benutzern
steht, um den jeweils wechselnden Anforderungen des Verkehrs und der Wirtschaft und
den Bedürfnissen der Allgemeinheit gerecht werden zu können. Ferner ist es notwendig,
daß den gesetzgebenden Körperschaften der nötige Einfluß auf die Finanzgebarung und
auf die Benutzungsbedingungen einschließlich der Gebührenfestsetzung der DBP einge-
räumt wird. Dieses Ziel will das Gesetz dadurch erreichen, daß es dem Minister als dem
verantwortlichen Leiter einen .Ratr zur Seite stellt , der durch seine Mitwirkung bei der
Verwaltung diese Verbindung zwischen der DBP und den genannten Kreisen herstellt-
(zit. nach : ArchPF 1953 442 (443 r,» ,
14 Zu diesen im GG allerdings nicht immer folgerichtig verwendeten Begriffen s. von Man-
goldt/Klein , Das Donner GG, 2.A., Bd.lII . 1974. Art . 84/Anm. 1II.4.a)b) (2142): Ler-
che, in: Maunz /Dürig. GG - Kommentar. Art. 84/Rdnr. 25. Broß, in : von Münch, GG -
Kommentar, 2.A.• Bd. 3.1983. Art . 84/Rdnr. 6 (322 f.) : Bult, in: Alternativ-Komm. GG .
Bd. 2. 1984, Art . 84/Rdnr. 7 ff. (839 f.), sowie avero. NJW 1987, 3115 (3116 f.) mit
Anm. Maunz . BayVB!. 1987.749.
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nach förmlich bekundetem Parlamentswillen nicht dem Kabinett skollegium
(A rt . 62 GG), sondern dem zuständigen einzelnen Ressortminis ter
(Art. 64 , 65 S.2 GG) die dafü r erforderlichen Organisationsbefugnisse
zustehen sollen . Ein solches Vorgehen läßt Art . 86 S. 2 GG ebenfalls zu,
stellt es sich doch als minus im Verhältnis zu einer inhaltlichen Detailnor-
mierung durch den Bundestag dar. I'
2. Zur Reichweite des »instnutionellen« Gesetzesvorbehalts
Problematisch kann also hier nurmehr sein, ob aus (anderen) Vorschriften
des GG (als Art . 86 S. 2) ein Gebot zu gesetzlicher oder wenigstens
(s. Art . 80 I GG ) außenrechtlicher Regelung weiterer organisatorischer
Details folgt, d. h. vorab der Entscheidung über die (zumindest) wirtschart-
liehe und organisationsmäßige Verselbständigung einer -Postbank•. Dam it
fällt der Blick auf die Reichweite wie die Tiefe des sog. • inst itutionellen-
Gesetzesvorbehalts."
Nach dem heutigen Verfassungsverständnis bildet hier wie anderswo die
.Wesentlichkeits«·Theorie 17 mit ihrem Abstellen auf die allgemeine
Bedeutung einer Regelung - in concreto bezogen auf die (Verwal tungs- )Or·
ganisat ion - das maßgebliche Leitprinzip, sowohl was die Notwendigkeit.
als auch , was die Detailliertheit der zu erlassenden Rechtsnormen angeht.
Freilich geht es keineswegs darum, daß eine -Postbank« nur durch oder
jedenfalls auf Grund eines förmlichen Bundesgesetzes errichtet und einge-
richtet werden dürfe ; dazu reicht das PostVerwG 1953 hin. Vielmeh r ist
alle in fraglich , ob denn eine (teilweise) Ausgliederung aus der bestehenden
ötTentlich·rechtlichen Einheit - Sondervermögen Deutsche Bundespost -
erfo lgen müsse . Für eine de rartige Aufs paltu ng (mit welchem Ergebnis
auch immer)" erwächst allerdings aus grundgesetzliehen Bestimmungen
IS S. von MangoldllKlein (Anm . 14) Art. 86/Anm. VI.5, (2245) ; Maunz in: Mauf/z/Dürig
(Anm . 14) Art . 86 /Rdnr. 17; Broß , in: von Münch (A nm. 14) Art. 86/ Rdnr. 13 (345),
ferner Bul t. in: AK·GG (Anm. 14) Art. 86/ Rdnr. 23 ( 869); Schnapp. VVdStRL 43
(1985) 172 (19 3) .
16 Dazu etwa Rudolf, in: Ertchsen/Manens. Allgemeines Verwaltungsrecht , 7.A . 1985,555
( 56 8 r.) ; Maurer. Allg eme ines Verwaltungsrecht . 5.A. 1987. § 6 / Rdnr. 21 (91). § 21 /
Rdnr. 65 r. (428 r.). § 24/Rdnr. 28 (SOl); Ossenbl1hl. Bestand und Erweiterung des Wir-
kungskreises der Deutschen Bundespost, 1980 . IJ2 f.; Schnapp (Anm . 15) 184 f.
17 Spez iell zu der im Text erörterten Frage BVerfGE 40 .237 (249 f.) Schenke. DöV 1986 .
190 (191 f.) ; ferner Degenhart. Staatsrecht I, 1984. Rdnr. 16 tT. (6 tT.). 248 f. (930;
Stern. Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland. 11 . 1980 . 658 und 661 .
18 Bloß haushaltsmäßige und/oder organisation sinterne oder aber (volle) rechtliche verselb-
ständigung von Teilen ; zur nunmehr in Angriff genommenen mittleren Lösung s. Art. 1
§§ I 11 ,111.21.11. 311.4.5 I. 6 11 . 29fT.. JJ fT. P"'tSlruktG· Entwurf.
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keine Verpflichtung, wenngleich de r Bundesgesetzgeber so lches tun dürfte,
ohne hieran durch Art. 87 1 I GG geh ind ert zu sein. " Nach de r freilich
nicht unumstrittenen Ansicht des BVerfG 20 braucht die Legis lative jedoch
selbst außenwirksame Beh ördenzust änd igkeiten und Verwaltungsverfahren
nich t bis in alle Details normativ festzulege n."
111 . Das (Bundes-ll'os twesen
I. Postgesetzgebung und Postverwaltung
Die -Bundespost- wird - so Art. 87 I I GG - in bundese igener Verwaltung
mit eigenem Verwaltungsunterbau geführt. Damit wollte der ( histo risc he)
Verfassungsgeber" offenbar bereits die sch iere De-Konzentration des
hierher gehörigen Sachbereichs , die Zulässigkeit -bloß- mittelbarer Bun-
desverwaltung, ausschließen." Wenn in dieser Vorschrift aus dem VIII.
19 VI I. von Mangoldl/KJ~in (Anm. 14) An. 87/Anrn. 111.7 . ( 2272); Maun:. in: Maunz/Oll·
rig (Anm. 14) Art . 87/ Rdnr. 39; S TOß . in: von Muneh (Anm. 14) An. 87/ Rdnr. 5 (35 2);
ferner Lerche/Graf von Pestatozza. Die Deutsche Bundespost als Wettbewerber. 1985.
102 r.
20 S. etwa Schenke. DöV 1977. 27 er.;Schwabe. JuS 1977.641 !T.
21 BVerfGE 40. 249 f.: Leibhotr/ Rinck/ Hesselberger. GG. 6 .A. 1979 tT.• Vor Art . 70-8 2/
Anm. I: MauTer(Anm. 16).
22 Noch heute höchst aufschlußreich erscheinen bereits die: einschlägigen Darlegungen wäh-
rend des Verfassungskonvents auf Herrenchiemsee (5. Buchet, Du Parlamentarische Rat
1948- 1949 . Bd. 2. 1981 ): Dama ls bestand offenbar Einhelligkeit über die: aussch ließ liche
Gesetzgebungskom petenz des Bundes für Postf -) und Fernmeldewese n (5 . 3.3.0.. 2, 234.
244,530.5 85), ebenso über die bundeseigene: Verwaltung dieses Gebiets (ebd.. 4.41,
239 .263 ff.. 306 . 385. 393 . 442 . 483. 563). Kein Strei t herrschte: i. Ü. auch darüber. daß
der Bund die: Ablieferungen/ Überschüsse der Bundespost kraft flnanzverfassungsrecht li-
eher Zuweisung erhalten sollte (a .a.O.• 52. 109. 111. 236 . 241, 271, 486 . 569. 607) . Am
interessantesten vielleicht ist jedoch Art . I im Bericht des Unterauss chusses 11 (a.a.O..
Dok.Nr. 9 , 243 (2 65»). Nach der Begründung zu dessen Abs. J wurde zwar für die Ver'
waltung des Eisenba hnnetzes der Bundesbahn vorsorg lich auch der Fall angesprochen , daß
diese ..in eine ande re Rechtsform. sei es des Gemeineigentums oder des Privateigentums.
überführt werden solltec für die ..als einheitliche Verkehr sanstalt des Bundes verwalteue)«
Bundespost fehlt aber eine entsprechende Vorkehrung!
23 Vgl. insbesondere die Erörterungen in der 6. Sitzung des Auss chusses für Zust ändigkelts-
abgrenzung des Parlam. Rates 00.9. 1948), in: WeTner. Der Parlamentari sche Rat
1948-1949, Bd. 3, 1986. Dok..Nr. 6. 269 ( 274 fT.), sowie in dessen 14. Sitzung (10. 11.
1948) ebd .. Dok.Nr. 19. 569 (57 6 f.) . Im übrigen ist die Entstehungsgeschichte freilich
recht unergiebig (ebenso Lercbe/Pestatozza (Anm. 19) 56) : Allein die Grenzziehung des
Fernmeldewesens zum Rundfunk wurde eingehender debattiert (2 9. Sitzung des Haupt-
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Ab schnitt des Grundgesetzes der Verwaltungsträger eigens benannt wird ,
so kann dies freilich nur heißen, daß zwischen der dem Bundesgesetz-
geber allein nicht nur zugewiesenen. so ndern aufgegebenen Regelung der
Materi e -Postt - und Fernmelde lwesen- in An. 73 Nr . 7 ( i, V. m. 71) GG
und der -Poste-Einrichtung ein direkter Zu sammenhang bestehen solle ."
Insoweit erhellt scho n aus dem Normtext eine (Te il-)Identität: Was die zen -
tra lstaat liche Legislat ive im Gebiet des -Postwesens.. auch normiert (oder
zulässigerweise auf exekutivische Verordnungsgeber deleg iert) , die Aus -/
Durchführung muß der ( Deutschem -Bundespost- anvertraut werden und
bleibe n." Ihr dü rfen mithin jedenfalls weite und/oder wicht ige Bereiche
dieser Materie nicht weggen ommen und auf andere ( private) Rechtsträger
üben ragen werden." Ob dies umgekehrt bed eute t , nur die Gegenstände
eusschusses , 5. I. 1949. Verhandlungen 3S I C.) . Die nicht weiter erörterte Streichung des
zunächst fast wörtlich übernommenen Art . 117 1 des Herre nchiemsee -Entwurfs (5.36.
Sitzung des Hauptausschusses . 12. I. 1949. Verhandlungen 448) - -das Post- und Fern-
meldewesen w(i) rd ... als einheitliche Verkehrsanstalt ... des Bundes verwaltet - - mag
jedoc h außer sprachlichen auch sachlic he Gründe gehabt haben . der Gedanke an eine
rechtliche verselbständigte Einheit lag bei der weggefallen en Formulierung wohl näher als
bei der Auslegung des verbliebenen -nackten- Art . 87 I I GG.
24 S. bereits die Darlegungen Laf orets währe nd der 16. Sitzung des Ausschusses für Zustän -
digkeitsabgrenzung, 18. 11. 1948 On: Wagner(Anm . 23 Dok.Nr . 2 1. 617 (635)); ferner
von Mangofdt/Kl('in (Anm. 14) Art. 81/ Anm. IV.5.d ) ( 2269); Maunz. in: Maunz/Diirig
(Anm. 14) Art . 7J / Rdnr. 100. 104; IIQ n Miinch. in: Ju s. (Anm. 14) Art . 7J /Rdnr. 44
(56 ); Broß , ebd.. Art . 81/ Rdnr. 14 (35 4) ; BuJ1, in; AK-GG (Anm. 14) Art . 81/ Rdnr. 70
(895); BVerfGE 12. 205 ( 226. 229 f.) . In diesem Sinne auch die Materialien zum Post -
VerwG (5 . Anm . 11); s. insbes . Gernerim BR-Recht sausschuß. ArchPF 1953,413 ( 4 14)
und in dessen Unterausschuß PostVerwG , ebd .. 418 (4 19) sowie den Bericht des 28. BT-
Aus schusses. ebd .• 456 f(f.) .
2S Der Verfassungstext untersche idet hier bezeichnenderweise zwischen _der« Bundespost
sowie _den_ anderen bundeseigenen Verwaltungen nach Art . 87 I 1 GG und »elner« Wäh-
rungs- und Notenbank als Bundesbank (Art. 88 GG) . Insofern erscheint es ungenau, wenn
die Begründung der PostVerwG -Vorlage 1952 davon sprach, Art . 87 sei »keine Organisa-
tionsbestimmung. die dem Bund eine bestimmte Form dieser Eigenverwaltung vorschrei -
ben will. Vielmehr ist der Bund in der näheren formalen Ausgestaltung frei. In welcher
Organi sationsform also die Verwaltung des Post - und Fernmeldewesens zu führen ist. läßt
das Grundges etz offene (zit. nach ArchPF 1953,442 (fO). Weitervorn hieß es seinerzeit
aber zutreffend . für die getroffene Sendervermögensregelung maßgebende Gründe seien
(bereits 1924 gewesen) »Erzielung der für eine Verkehrsverwaltung notwendigen Wendig-
keit und Beweglichkeit in der Wirtschaftsführung, ohne der DBP aber wegen ihrer wichti-
gen öffentlichen Aufgaben (Durchführung des öffentlichen Nachrichtenverkehrs. gleich-
mäßige Verkeh rsbedienung der gesamten Volkswirtschaft, Wahrnehmung sozialer und kul-
tureller Aufgaben usw. ) das Wesen einer Bundesverwaltung zu nehmen - (ebd.). Zum Sen-
dervermögen der Deutschen Reichspost s. § I 11 . 111 des Reichspostfinanzgesetzes vom
18. J . 1924 ( RG BI. I. 287) sowie § 2 des Gesetzes (der Reichsregierung ) zur Verein fa-
chung und Verbilligung der Verwaltung vom 21. 2. 1934 (RGBI. I. 130).
26 Ebenso Maunz. in : Maunz/Diirig (Anm. 14) Art . 87/ Rdnr. 26. 31 f.• 47; Bu11. in : AK-G G
(Anm. 14) Art . 81/Rdnr. 6 1 (8 92). 7J (8 96); wohl auch Broß . in: von Miinch (Anm . 14)
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des Art. 73 Nr. 7 GG seien gewissermaßen postalisches Hausgut. andere
Felder, etwa das -Bankwesen« i. S. v. Art. 74 Nr. 11 GG , dürften gerade
nicht durch die Deutsche Bundespost besetzt und -verwattet- werden ."
wird aber vom Ergebnis her nur dann bedeutsam. wenn und so weit nicht
bere its (bestimmte) Bankgeschäfte zum -Postt -, wenn auch nicht zum
Fernmelde Iwesen « zählen."
Art . 87/ Rdnr. J (352); a. A. offenbar von MangoldE/Kld n (Anm. 14) Art . 87/11.J .a )ec)
(2255 ). 1I1. 5.<)ee) (2269). d)ee) (2271) .
So unterstreicht auch die Begründung der PostStruktG.vorlage. die Bundespost müsse
-rechüic h doch unmitt elbare Dundcsverwaltung bleiben- (5 .79); . (i) nsbesondcre die
Regelungen des (Art. 1) § 22 machttjen deu tlich. daß die Deutsche Bundespost mit ihren
drei Unternehmen eine Institution des Staates bleibt und staatlichen Interessen Rechnung
tragen muß . wie es dem Sinn von Art . 87 GG ems pricht - (cbd .• S. 82) .
27 Zur Zulissilkeit der Erfüllung von »N ebenfunkti onen- s. Maunz, in: Maunz/ Dü'ig
(Anm . 14) Art. 87/ Rdnr. 46; von Mangoldt/Klein (Anm . 14) Art . 87/Anm. III .5.d)cc)
(2270 ); 8ull, in: AK-GG (Anm.1 4) Art. 87/Rdnr.73 (895) ; Lerche/ Pestatozza
IAnm . 19) 36 r.. 61 f.lm Hinblick auf Art. 88 GG s. a. BVerfGE 14, 197 (216 ff.) .
28 Von Maunz 1979 als Post-_Nebenfunktion_ eingeordnet (s . vorige Anm . sowie dens..
Art. 73/ Rdnr. 102). sprach Oss~nbühl nur ein Jahr später davon. es entspr eche nahezu
einhelliger Auffassung. daß der Postscheckdienst als klass ischer Dienstzweig zum Postwe-
sen gehöre (8.a.0 . (Anm. 16) 48); Schwierigkeiten bereite (bloß) die Einordnung des
Postspa rkassendien stes (ebd.• 56) . Hingegen vertraten Lerche/ Pestatorza 1985 die
Zuordnung der DBP-Bankdien ste zur Materie »Bankwesen- (a .a.O. (Anm. 19) 59 ff..
79 f.).
Daß das Ansinnen des Bundesrats . schon ins PostVerwG 1953 eine Vorschrift über die
An lage der Postscheck- und -sparguthaben aufzunehme n ( sentsprechend ihrem Aufkom-
men soweit wie möglich in den einzelnen Ländem «, § 3 1 e. später § 31 f; s. (Anlage zur )
Niederschrift über die 6. Sitzung des Bk -Postau sschu sses . 16. I. 1952. ArchPF 1953, 405
(408 . 41 1). und Anlage zur BR-Drs . 2/ 52 vom 2. 2. 1952, ebd.. 430 (433 ); ferner Nie-
der schrift über die 59. Sitzung des Bk -Ausschusses für Verkehr und Post, 7. 5. 1953.
ebd ., 519 ( 521 ). den baden-würnemberglschen Antrag im Bundesrat vom 21. 5. 1953.
ebd.. (52 6), welcher von diesem Organ befürwortet wurde (s. a.a.O., 531 ( 532» , jedoch
im Vermittlungsausschuß scheiterte (s . ebd.• 533 ( 534) , das Kurzprotokoll der 47. Sitzung
vom 1. 6, 1953. sowie den ebd .. 536 wiedergegebenen Auszug aus der 270 . Sitzung des
Bundestags vom 11. 6. 1953» , nicht akzeptiert wurde . der Verwaltungs rat folglich auch
keine hierauf bezogene weitere Beschlußaufgabe (in einer Nr. 7 des § 12 I) erhie lt, grün-
dete allein in Optimierungserwägungen (s . die Stellungnahme der Bundesregierung zu den
Änderungsvorschlagen des Bundesrats . in: ArchPf 1953, 453 L}.
Die Begründung der Regierung svorlage des Gesetzes über das Postwesen vom 26. 9.1968
(BT·Drs. V/ 329 5) hebt zum sachlichen Geltungsbereich (§ I) hervor. hier würden edie
fünf Dienstzweige des Postwesens auf(ge)zählt. die im Laufe der geschichtlichen Entwick-
lung zu einer in sich geschlo ssenen Verwaltungseinhe it zusammengewachsen sind _ (zit.
nach : ArchP f 1970, 422 ( 443» . Der Bericht des (2 L) BT-(Post-lAusschu sses vom 27. 5.
1969 ( BT-Drs. V/4228 · ArchPF 1970.481 ff.) befaßte sich sodann eingehender mit den
Bedenken der Spitzenverbände der gewerblichen Wirtschaft und des Bankgewerbes.
wonach die Rechtsbeziehungen zwischen der Post und den Benutzern ihrer Einrichtungen
in Zukunft nur noch im Brief-. Paket -, Postanweisungs- und Postauftragsdienst den Regeln
des öffentlichen Rechts unterworfen werden sollten . die übrigen Dienstzweige des Postwe-
sens hingegen nach den Gru ndsätzen des bürgerlichen Rechts zu regeln seien (s . a.a.O.,
482). Zwar treffe es szu. daß Teilnehmer am Postsparka ssendienst in den Dienststellen
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2. Reichweite der Gesetzgebungskompetenz
Eine Auslegung des Kompetenztitels aus Art. 73 Nr. 7 GG darf historisch-
genetische Elemente nicht außer Acht lassen. ja. ihnen kommt hier anders
als sonst nicht bloß subsidiäre. sondern vorrangige Bedeutung ZU. 29 Dane-
ben kann schwerlich unberücksichtigt bleiben . daß der unmittelbar demo-
kratisch legitimierte ( Bundes-) Gesetzgeber im Postgesetz'" den sachli-
chen Geltu ngsbereich de r Post näher bestimmt und dabei Postscheck- und
-sparkassendienst - neben weiteren herkömmlichen Postdien sten - explizit
einbezogen hat (§ I Nr.4 und 5)." Schließlich bewirkt die Betonung des
der Deutschen Bundespost A bheburigen auch samstags und in einzelnen Fallen auch sonn-
tags und nachts vorneh men können; der Ausschuß sieht in diesem Umstand in Überein-
stimmung mit den Fests tellungen im Bericht der Bundesregierung über die Untersuchung
der w eu tew erbsverscnfeeumen im Kreditgewerbe (we u bewerbsenquetej , - BT-Drs. V/
3500 vom 18.1 1. 1968. 76 fT.• 79 ff. - _jedoch eher die wünschenswerte und sachlich
berechtigte Ausfüllung einer echten Marktlücke als eine ungerechtfertigte Verzerrung des
w eu bewerbs- (ebd.• 483). Keinen Anlaß. von der durchweg öffentlich-rechtlichen Ausge-
staltung der Benutzungsverhältnisse abzugehen. sah auch das Gutachten der Sachverstän-
digenkommission für die Deutsche Bundespost vom 6. 11. 1965 (BT· Drs. V/ 203). wo eine
eingehende Erörteru ng des Postscheck- und -sparkassendienstes erfolgte (ebd.. 51 ff.•
147 f.) .jedoch in den Vorschlägen sausdrücklieh und uneingeschränkt betonte wurde - so
der 21. Ausschuß (ArchPF 1970,483) -, -(d )ie Erfüllung der Aufgaben der Deutschen
Bundespost (sei) öffentlicher Dienst- (a.a.O.• 140) . Im Ausschuß -Bericht zitiert wird
schließ lich eine Entschließung des Post-Verwaltungsrats vom 18. 12. 1968, wonach dieses
Gremium die Auffassung nicht teile . sdaß die Deutsche Bundespost nur im Brief-. Paket-,
Postanweisungs- und Auftragsdienst. nicht aber im ... Postscheck - und Postspark assen-
dienst Aufgaben der öffentlichen Daseinsvorsorge zu erfüllen habe. Der Verwaltungsrat
hält es für undurchführbar. die Post im Bereich der letztgenannten Dienstzweige in
Zukunft in vollem Umfang den Regeln der freien Marktwirtschaft zu unterwerfen; insbe-
sondere kann die ... Beseitigung der uneingeschränkten Zulassungspflicht der Post . ..
nicht in Betracht gezogen werden- (ArchPf 1970, 483).
Endlich wies die Begründung zum Entwurf einer neuen Postscheckordnung ( 1969) darauf
hin. es seien seinige neue Bestimmungen benutzungsrechtlich festzulegen, die infolge der
Weiterentwicklung des Postscheckdienstes oder aus Wettbewerbsgründen erforderlich
geworden sind- (ArchPf 1970, 5 15 (520)) ; zu letzteren gehört der Verzicht auf eine
Stammeinlage (s. ebd .; zuvor §§ 3 f. des Postscheckgesetzes 1914 i. d. F. der Bek. vom
22. 3. 1921. RGBI. 247, § I IV der Postscheckordnung 1921 i. d. F. der Bek.. vom
16. 12. 1927) .
29 S. etwa BVerfGE 61, 149 (174 ff.) . Daß die Entstehungsgeschichte des Grundges etzes
(fast) völlig darüber schweige. wie weit die Rezeption der vorgefundenen Postdienste
durch die Deutsche Bundespost geht (so Lerche/Pestatozza (Anm. 19) 56). trim nur den
genetischen Aspekt der Interpretation (s . a. oben. Anm. 23, 24) .
30 Vom 28. 7. 1969 ( BGB!. I. 1006).
31 VI I. bereits oben, Anm. 28. zur Begründung des Regierungsentwurfs. s. a. BVerwGE 28.
36 (45); l'On Münch. in: ders. (Anm. 14) An. 73/ Rdnr. 44 (5 5) : Etdenmatler, ArchPF
1985. 332 (3 40): ders.• DöV 1986.408 ( 411); AI1mann sperger. Gesetz über das Postwe-
sen - Kommentar . § I/Rdnr. 4.
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Gewichts der Entstehungsgeschichte bei der Verfassungsinterpretation kei-
neswegs den Ausschluß der anderen Konkretisierungsfaktoren: Eine »Ver-
steinerungstheorie- etwa nach dem Vorbild Österreichs" hat hierzulande
zu Recht kaum Adepten gefunden." Wenn und soweit die Verfassung.
vorab deren andere Zuständigkeitsvorschriften dies nicht hindern, darf
jedenfalls der Gesetzgeber" dem -Post- -Wesen also durchaus neue, das
Bisherige modifizierende Züge vermitteln.
3. Post- und Postbankwesen
Im Verhältnis zu sonstigen staatlichen Stellen erscheint dabei maßgeblich .
daß die (deutsche) Post nicht erst seit Inkrafttreten des Postgesetzes von
1969 15 sowie der hierzu ergangenen Benutzungs- und Gebührenordnun-
gen " auch in nicht unerheblichem Umfang Bankgeschäfte betrieben hat .
Über mehrere Jahrhunderte hinweg vollzog sich nämlich der (Bargeld-)
Zahlungsverkehr zwischen an unterschiedlichen Orten ansässigen Unter-
nehmef rIn/wirtschaftlich Tätigen in Gestalt der postalischen Übermittlung
von Münzen und anderen Geldmitteln." Rationalisierungs- und Risiko-
minderungserwägungen führten seit Mitte des 19. Jahhunderts sodann
zuerst in Preußen zu einer Substitution des Transports körperlicher Geld-
zeichen durch Verrechnungen, die allmählich in standardisierten Formen
mündeten. wie Post-An- und -Überweisung sowie Post-Scheck." Auch die
Post-Sparkasse ist in ähnlicher Weise als -typische. evolutionäre Erschei-
nung des Postwesens-" entstanden. Zwar erfolgte ihre reichsweite Aus-
32 Vgl. wotier/Maver. Grundriß des österreichischen Bundesverfassungsrechts. 5.A. 1985,
48 und 100; österr. VfGH. JBI. 1987,34 (f.) .
33 Dagegen auch Lercne/Pestatozra(Anm . 19) 69 ff ., insbes . 73.
34 Zu allfälligen Schranken (auch) für diesen s. unten. VII.
35 Bis Ende 1969 (§ 3011 2 PostG) galten noch gern. Art . 123, 124GG (Maunz, in:
Maunz/Dürlg (Anm. 14) Art . 73/Rdnr. 106) das Gesetz über das Postwesen des Deut-
schen Reiches vom 28. 10. 1871 (RGBI. 347) und das Postscheckgesetz vom 26. 3. 1914
(RGB!. 85; s. a. Anm . 28) .
36 Wie das PostG (§ 301). so traten gleichfalls zum I. I . 1970 neugefeßte Postscheck-. Post-
scheckgebühren - und Postsparkassenordnungen in Kraft (je vom l . 12. 1969, BGB!.1.
2157) ; Materialien hierzu in: ArchPF 1970. 515 ff.
37 Eidenm üller. ArchPF 1985. 332 (fT.); Kulischer. Allgemeine Wirtschaftsgeschichte des
Mittelalters und der Neuzeit . Bd.2. 1929/1976. 375 und 380; 5. a. Lercbe/Pestatozra
(Anm. 19) 45.
38 Ausführlich hierzu Eidenm üller (Anm. 2) Einführung (I.G.3.), 19 ff.; ders.. ArchPF
1985, JJ2 r. (0.
39 So Eidf'nmüllf'f. ArchPF 1985. 333.
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dehnung erst nach Österreichs Anschluß im Jahre 1938;" die äußeren
Umstände dieses Vorgangs allein mögen den geradlinigen Verlauf der
Geschäftserwei terung jedoch kaum in Frage stellen.
Daher wäre es wohl schief. das Kompetenzproblem daraufhin zuzuspitzen.
ob die Deutsche Bundespost überhaupt Bankgeschäfte tätigen dürfe . Der
Bundesgesetzgeber war berechtigt. ihr schon nach Maßgabe und im Rah-
men von An. 73 Nr. 7 GG die vor 1949 aufgenommene und praktizierte
Tätigkeitsspanne (wieder) zu übenragen (bzw , genauer. zu belassen).
Bedenken könnte vielmehr nu r das Quantitative wie Qualitative Ausmaß der
Bank-Aktivitäten hervorrufen. insbesondere ein weiterer Ausbau in Rich·
tung auf eine . Universalbank«'41 hin . Dabei müßte notwendi g auch auf
andere als die herkömmlichen Geschäfts typen zurückgeg riffen. das Spek-
trum des § I I 2 KWG weiter ausgeschöpft werden. Verbunden hiermit ist
l udern zu fragen. welche Wege zu eine r so lchen Entwicklung , wenn sie
den n zuläss ig wäre. sich eröffneten. Im Mittelpunkt solcher Überlegungen
muß stehen. ob die Deutsche Bundespost (Postbank) bereits neue Bank-
dienstleistungen anbieten darf. ohne daß (oder bevor) dafür eine Gestat-
tung durch ande re Bundesorgane vonnöten ist (oder erteilt wurde)."
40 Daß dies »auf der fragwürdigen Rechtsgrundlage des .Dr iten Reichs c« i l.erche/Pesta-
fozza (A nm. 19) sir.;s. a. OssenbUh/(Anm. 16) 41 C.) erfolgte - durch Erlaß des Reichs-
kanzlers vom 26.8, 1938 ( RGBI. I. 1061) . als dessen l. Durchführungsverordnung die
Postsparkassenordnung vom 11. 11. 1938 ( RGBI. I. 1645) erging -. kann den sachlichen
Zusammenhang mit den herkömmlichen. zentralen postalischen Aufgaben nicht ungesche-
hen machen (s . Etdmm ütter, ArchPF 1985.334). Daher rechnen auch Lerche/Pestatozsa
»Postglro und Postsparkasse als -vorkonstitutlonelle. Bankdienste ... in ihrem vorgefun-
denen Bestand und mit funktionsnot wendigen Erweiterungen noch (unter den) Kompe-
tenztitel des Art . 811 h GG (a.a .O.• 19) .
41 Ygl. Schönlt. Bank- und Börsenrecht . 2.A. 1976.409; Kuhn, ZfgesK 1988. 102. S. a.
unten . (bei) Anm. 257. 2S8.
42 S. vorerst nur die durchaus divergierenden Auffassungen von Onenbühl(a.a.O. (Anm . 16)
S6 ff.• 8S C.). urche/Pestalozza (a .a.O. Anm. 19) 85 ff.) und Eidenmüller. DöY 1986.
420. Bei den Beratungen des PostYerwG 1953 hatte die Bundesregierung übrigens einer
Erweiterung des Katalogs der Yerwaltungsrats(beschluß)aufgaben nach § 12 (s . bereits
oben. Anm. 28) auch schwerwiegende rechtliche Bedenken entgegengehalten. ob nämlich
die daraus resultierende Beschränkung der Leitungsgewalt des Bundesministers mit
An. 6S GO vereinbar sei (s. ArchPF 1953.453).
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IV. Die Postbank und ihre Kunden
I. Das (bisher) öffentlich-rech tliche Benutzungsverhältnis
Im Vergleich mit (anderen) Kreditinst ituten," auch den öffentlich-recht-
lich organisierten wie vornehmlich den Sparkassen ," weist die - Postbank-
die Besonderheit auf, daß ihre Rechtsbeziehungen zu den Benutzern öffent-
lich-rechtlich geregelt sind ." Das PostG 1969 selbst trifft allerdings (im
Normtext) insoweit keine ausdrücklichen Festlegurigen. vielmehr verweist
dessen § 7 auf die gemäß § 14 PostVerwG erlassenen (Bundes-)Rechts -
verordnungen." Für die vom Benutzer/ Dienstleistungsempfiinger geschul-
43 GemJ.ß der Lcgaldefinition des § I I I KWG sind dies -Untemehmen. die Bankgeschäfte
betreiben. werm der Umfang dieser Geschäfte einen in kaufmänn ischer Weise: eingerichte-
ten Ges chäftsbetr ieb erfordert.., wobei S. 2 cbd . eine bis auf weiteres ( S. J) abschließende
Aufiistung von _Oankacschäftcnc niederlegt. Die Deutsche Bundespost ist hiernach
(i nsgesamt) Kreditinsti tut (vgl. Sz agunn/ Wohlschitß. Gesetz über das Kreditwesen -
Komm., 4.A. 1986, § 2/Rdnr. 3 (1 20) i. V. m. § I/Rdnr. 5 (87». Zur Auswirkung der
Novellierung des Postbankwesens s. unten, Anm . 47. 296 .
44 Übers icht bei SrhO"/~ (Anm. 41 ) 4 18 ff.: zu Sparkassen auch WolfJ/BadfOf/Stob~" Ver-
waltung srecht 11 . 5.A. 1987. § IOO/Rdnr. 10 ff. (341 fT.): Srhlitrba rh. Das Sparkassen-
recht in der Bundesrepublik Deutschland und in Berlin West. 2.A. 1985.104 ff.
45 Grundlegend RGZ 161. 174 ( 176 ff.) aus dem Jahr 1939. wonach das Postscheckverhält-
nis nach dem PostscheckG 1921 »gegenseitige Rechte und Pflichten im Sinne eines öffent-
Heh-rechtlichen Vertrages . (l) begründe (ebd.• 180) . Vom Postscheck-Vertrag ging
(zunächstj auch der BGH aus (s . 8GH Z 9, 13 (1 7 f.); 20. 102 (106 f.» ; später sprach das
Gericht dann nurmeh r von einer Anleh nung an die Regeln des allgemeinen ( BG B-)
Schuldrechts (s. 881976. llOl (f.), NJW 1976. 1847 «,»,
Gerade hier soll nun freilich das PostStruktG eine bedeuts ame , wenn auch im wesentlichen
formale Änderung bringen . ohne daß d ies zuerst besonders herausgestrichen wurde . Die
Begründung zu Art . I § 26 des Referentenentwurfs vom März 1988 verlautete nämlich :
»Trotz des privatrechtliehen Chara kters der Beziehungen zwischen der DDP. und ihren
Kunden können nicht alle für die Recht sverhältnisse im Post · und Fernme ldewesen maß·
gebliche n Einzelfragen einer Regelung durch privatrechtliehe Geschäftsbedingungen über-
lassen bleiben. (S. 86; ebenso betr . die Regierungsvorlage deren Begründung. S.88).
POSTBANK·s pezifische Darlegungen fehlen allerdings ; es heißt nur reichlich global auf
S. 147 {bzw. dann S. 151). sd ie Umstrukturierung der öffentlich-recht lich geordneten
Rechtsbeziehungen zwischen de r DDP. und den Benutzern ihrer Einric htungen in privat -
rechtliche Vertragsverhältnisse macbttjen substantielle Änderungen . .. des Gesetzes
über das Postwesen notwendig. (s . ferner S. 150. 166 bzw. S. 153. 112) .
Klargestellt wird immerhin. daß es sich bei der Materie nach wie vor um Verwaltungs-Pri -
vatrecht handelt ( s. S. 176 bzw. 182) . Erst im Kabinettsbeschluß aber wurde der Wandel
auch im Normtext selbst verdeutlicht (Art. 2 Nr. 6 PostStruktG - § 7 PostG n. F. ); die
Begründung spricht von einer -K larstellung- (S. 152) .
46 Derzei t sind dies (noch. vgl. Art . I § 60 I PostStruktG·EntwurO die Postgiroordnung vom
S. 12. 1984 ( BG B!. I. 1478) , in Kran seit I. 11. 1984 (§ 281 ebd. ), und die Postsparkas-
senord nung vom 24.4.1986 (BG B!. I, 626 ). gültig seit I. 10. 1986 (§ 271 ebd. ). Zu
deren im Zusammenhang mit dem Erlaß des PostG 1969 ergangene n Yortäufem vom
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dete Gegenleistung verdeutlicht jedoch bereits § 9 (I ) PostG durch die
Bezeichnung »Gebühr-," und durch die Vorkehrung, daß das Entgelt ein-
seitig, durch Rechtssatz , bestimmt werde," die Zugehörigkeit dieser For-
derung zum öffentlichen Recht. Nur so rechtfertigt sich auch die postali-
sche Befugnis zur Beitreibung ohne vorausgehenden gerichtlichen Voll-
streckungstitel (§ 9 1lI PostG)." Für den einzelnen Gebührenpflichtigen
ist mithin der Rechtsweg zu den allgerneinen Verwaltungsgerichten eröff-
net, § 26 I PostG stellt daher nurmehr klar , was sich ohnehin bereits aus
§ 40 I 1 VwGO ergäbe, enthält somit keine aufdrängende Sonderzuwei-
sung .so
Die einschlägigen Ausführungsbestimmungen - Postgiro- , Postsparkassen-
ordnung - präzisieren die Handlungsformen der Deutschen Bundespost
innerhalb von Benutzungsverhältnissen dahin, daß nicht etwa (subordina-
tionsrechtliche) verwaltungsrechtliche Verträge geschlossen und abgewickelt
werden," die Zulassung vielmehr durch (mitwirkungsbedürftigen) Verwal-
tungsakt erfolgt," wenngleich das Benutzungsrechts(dauer)verhältnis
diverse Züge koordinations rechtlicher Ausgestaltung aufweisen mag. "
I. 12. 1969 (BGBI.!. 2159 und 2164) sind Materialien zusammengestellt in: ArchPF
1970, 5 t 5 ff.
47 Vgl. BVerfGE 20, 257 (269); BGH . OB 1976, 1103; s. ferner Wolff /Bachof/Stober
(Anm. 44) § 99 /Rdnr. 36 (3 35). An die Stelle des »(Post-Kl ebübrene-Begriffes treten
nach der Novelle »Leistungsentgelte- {vgl. Begründung des Regierungsentwurfs, S. 151).
48 Bis zum Reichspostfinanzgesetz 1924 (5 . §§ 2 I 1, 6 I) erfolgte die Festlegung sogar dur ch
förmliches Gesetz (Altmann sperger (Anm. 31) § 9/Rdnr. 2) . Derzeit gilt hierfür eine spe-
zielle Regelung , die Postgirogebührenordnung vom 5.12.1984 (BGBI.I , 1484 ).
Im Postsparwesen werden keine Gebühren erhoben; die Gegenleistung liegt hier ..in der
Chance der Postbank, mit den vom Sparer eingezahlten Einlagen gewinnbringend arbeiten
zu können- ( Eidenmülled A nm . 2) § 9 PoslG /Anm. 1).
49 Bei einem verwaltungsrechtlichen Vertrag käme allenfall s eine Unterwerfung gern. § 61
VwVfG in Betracht; dabei handelt es sich aber gerade nicht um den Regelfall. S. a. Eiden-
müller (Anm.2) § 9/Rdnr. 7; Altmannsperger (Anm.31) § 9/Rdnr. 34; Ohnheiser,
Postrecht . 4.A . 1984, § 9/Rdnr. 5 (113) . Gern. Art . 2 Nr. 8 lit. d ) Postätrukträ-Entwurf
soll die Bestimmung gestrichen werden, nach der »Umstellung auf privatrechtliche Lei-
stungsentgelte- (Entwurfsbegründung, S. 153) .
50 Wie hier BGH, NJW 1976, s. a.Altmannsperger(Anm. 3 1) § 26/Rdnr. 26; Kopp, VwGO-
Kommentar, 7.A. 1986. § 40/Rdnr. 19 (135) . Auch diese Rechtswegeregelung würde
wegfallen (Art. 2 Ne. 24 des PostStruktG-Entwurfs).
5 1 Zum früheren Recht s. oben . Anm. 45.
52 Vgl. Wolff/Bachof/Stober (Anm. 44) § 99/Rdnr. 9 (22); Altmannsperger (Anm. 3 1)
§ 7/Rdnr. 20,22; Eidenmüller (Anm. 2) § 3 PostGiroO/Hinw.2 und § 5 PostSparkO/
Hinw .2. Für Rechtsbeziehungen sbesonderer Art e hingegen Ohnheiser (Anm. 49) § 7
PostG /Rdnr.2 (92), anknüpfend an die Begründung des § 7 PostG -Entwurf (s . ArchPF
t9 70 , 444 (450)) .
53 Zumindest ausnahmsweise für statthaft hält es Eidenmüller(a.a.O. (Anm. 2) § 7 PostG /
Anm. 7), Lücken durch entsprechende Anwendung der §§ 54 fT. VwVfG zu füllen ; skep -
tisch dazu Altmannsperger (Anm.31) § 7/Rdnr. 19, 21; Ohnheiser (Anm.49) § 7
PostG/Rdnr. 6 (96) .
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Auch im Hinblick auf die Bank- vfiinrichtungen des Postwesens - hat jeder-
mann - sei dies eine natürliche Person, eine juristische Einheit , privat- oder
öffentlich-rechtlich organisiert" - einen subjektiv-öffentlichen Anspruch
auf (Zulassung zur/) Benutzung." Die Deutsche Bundespost ist nicht bloß
objektiv-rechtlich zur Zulassung verpflichtet , -wenn die für die Inanspruch-
nahme der einzelnen Dienste in den Benutzungsverordnungen festgelegten
Bedingungen erfüllt sind, (§ 8 I I PostG) _ S.2 ebd. sieht sogar aus de r
Warte des Leistungserbringers von der Rechtsfähigkeit (bei juristischen
Gebilden) bzw. der Gesch äftsfähigkeit (bei Menschen) ab. Weil und soweit
dadurch aber Interessen Dritter. vornehmlich bei Minderjährigen der Eltern
beeinträchtigt werden können. welche ebenfalls von der (Verfassungs-)
Rechtsordnung anerkannt und geschützt sind (Art. 6 Il GG) . muß dem in
den Benutzungsrege!ungen angemessen Rechnung getragen werden, wie es
vorab durch ausdifferenzierte Antragserfordernisse für dauerhafte Nut -
zungsbeziehungen geschehen (sein) mag. " §§ 5 Il PostSparkf), 3 Il Post-
GiroO können zwar in diesem (Schutz-)Sinn ausgelegt und angewendet
werden." gleichwohl wäre eine noch präzisere Fassung angebracht. Jede
Nutzung von Anstalten wie von sonstigen öffentlichen Einrichtungen stößt
überdies früher oder später an den Grenzen der Kapazität. 58 Hierfür stellt
54 Vgl. Eidenmül/er (Anm. 2) § 8 PostG /Anm. I ; Altmannsperger (Anm.31) § 8/
Rdnr . 26 C.; Ohnheiser(Anm. 49) § 8 PostG /Rdnr. 4 f. (105) . Der Benutzerkreis erstreckt
sich grundsätzlich auch auf Ausländer und Staatenlose (s . § 27 S. I PostG) . Dazu auch
unten, bei Anm. 88 ff.
55 Vgl. Eidenmüller(Anm . 2) § 8 PostG /Anm. 3: Altmannsperger(Anm. 31) § 8/ Rdnr . 6;
Ohnheiser(Anm. 49) § 8 PostG/Rdnr. 10 006 f.). Der Zulassungsanspruch bliebe auch
nach Maßgabe der Novellierung des § 8 PostG durch Art . 2 Nr. 7 PostStruktG erhalten ;
jedoch würde für diese nach wie vor öffentlich-rechtliche Streitigkeit nunmehr ebenso wie
rur die hierauf gründende Benutzung der ordentliche Rechtsweg gegeben sein, was die
Streichung des bisherigen § 26 PostG wohl hinreichend kundtut (s . oben, Anm. 50) . Frei-
lich mag zweifelhaft bleiben, ob dies als »ausdrückllche« Zuweisung an ein anderes Gericht
(i. S. v, § 40 I I Hs. 2 VwGO) erachtet werden muß (vgl. 8VerwGE 40, 112).
56 Zu Details s. Eidenmüller(Anm. 2) § 8 PostG/Rdnr. 2, 6 f.; Altmannsperger(Anm. 31)
§ 8/ Rdnr. 28 ff Insoweit wenig differenziert BVerwG, 1Z 1985,675; zu Recht krit. daher
Ehlers, ebd., 675 (676). S. ferner Burmester, ArchPF 1986, 166 ff.; Reuter.ArchPF 1987,
108 ff., sowie VGH Mannheim. ArchPF 1986,55 (56), mit Anm. Schneider. ebd., 56
(57 [,).
57 So Eidenmüller (Anm . 2) § 3 PostGiro/Anm. 4, und § 5 PostSparkO/Anm . 4; nicht
gerade eindeutig die 196ger Materialien (s. ArchPF 1970, 539) . Im neuen, privatrechtll-
chen Kontext hätte § 8 I 2 ein kaum zu rechtfertigendes Unikat dargestellt : im Kabinetts-
beschluß wurde jedoch die am Herkömmlichen festhaltende Fassung des Referentenent -
wurfs dahin modifiziert , daß durch Streichen dieses Satzes jetzt die allgemeine Regelung
der §§ 104 ff. BGB anzuwenden sein wird, wie bereits bislang beim ee-Verfahren gern.
§ 16 PostGiroO .
58 Hierzu allgern. Salzwedel. in: Ertchsen/Manens (Anm . 16) 415 (421 f.) : Wolff/Bachof /
Stober(Anm. 44) § 99/Rdnr. I1 f. (323 f.) ; Mayer/Kopp, Allgemeines Verwaltungsrecht,
5.A, 1985.410.
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§ 8 11 PostG einzig die allgemeingültige Maßgabe der Leistungsfähigkeit
heraus ." Daß überlegenswert bleibt, ob (nicht auch) die Bundespost mehr
Mittel für die je (zu) knapp bemessene Einrichtung hätte einsetzen oder
vorhalten müssen, erlangt Bedeutung freilich allenfalls bei der Frage nach
etwaigen Entschädigungs- und/oder Ersatzansprüchen des abgewiesenen
Nutzungswilligen.t?
Der Rechtsanspruch auf Zulassung zu Postbank-Dienstleistungen besteht
zwar außerhalb des Kernbereichs des § 2 PosrG , ihm entspricht also kein
Tätigkeitsvorbehalt ( . verwattungsmonocot-" ) zugunsten der Deutschen
Bundespost." Im Einklang mit Art. 19 IV GG ist er als -Streitlgkeit auf
dem Gebiet des Postwesens- (verwaltungs)gerichtlich durchsetzbar (§§ 26
I PostG, 40 I I VwGO)," denn dieses Merkmal liegt auch dann schon vor,
wenn es erst um die Begründung eines Postbenutzungsverhältnisses geht."
Das Klagebegehren kann sich auf eine spezifisch postrechtliche Norm stüt-
zen. Damit aber erweist sich der Postbank-Kunde wahrhaft als König. Seine
Position ist derjenigen von Vertragspartnern aller übrigen Kreditinstitute
überlegen, selbst im Verhältnis zu anderen gleichfalls öffentlich-rechtlich
organisierten (Banken und) Sparkassen." Allein die Deutsche Bundespost
59 Vgl. Eidenm üller (Anm. 2) § 8 PostG /ARm . 8; Allmannspergtr (ARm. JI) § 8/
Rdnr. 49 ff.; OJrnhdstr (Anm. 49) § 8 PostG /Rdnr. 14 f. (107 C.) . Oie Begrenzung soll
künftig auch dann gelten. wenn dies ..aus Gründen des öffentlichen Interesses notwendige
ist; zur Begründung verlautet (Regierungsentwurf, S. 152) , shierunter fallen Leistungs-
beschränkungen. die in Krisen- oder Spannungszeitcn oder im Veneidigungsfall zur Auf·
rc:chterhaltung der auf die lebensnotwendigen Kommunikationsbedürfnisse zugeschnitte-
nen Dienste des Postwesens notwendig werden können«. Offen bleibt dabei einmal. ob § 8
11 n. F. mithin für al1~ Dienste der DBP Anwendung finden kann. zum andern aber . wieso
zwar beim _VerteidigungsfaU_ unmißverständlich an Art . 115 a (11) GG angeknüpft
wurde. im Hinblick auf Art . 80 a GG dagegen eine recht vage lnbezugnahme erfolgt .
60 Dazu weiterführend Lange, WdStRL 44 (1986) 169 (174 f.. 184 f.) . Der sachliche Gel-
tungsbereich der eingeschränkten Posthaftung nach §§ 1I ff. PostG dürfte sich jedenfalls
hieraufkaum erstrecken (s . Attmannsperger (Anm. 31) Yorb. zu §§ 11-21/Rdnr. 2).
61 Badura, Staatsrecht. 1986. 521 (I 50) ; s. a. BVerfGE 46. 120 (136).
62 Die der Deutschen Bundespost obliegende grundsätzliche Verpflichtung zur Zulassung ist
mithin auch. aber nicht nur Korrelat eines Benutzungszwangs (s . Altmannsperger (Anm.
31) § 8/Rdnr.5 : Eidenmül1er(Anm. 2) § 8 PostG /Yorbem. aE; Ohnh~iser(Anm . 49) § 8
PostG/Rdnr. 2 (104». Schon die Begründung der Regierungsvorlage (zu § 8) bezog aber
den R«htsanspruch auf ealle Dienste. der Deutschen Bundespost (s . ArchPF 1910. 444
(450».
63 Zur Rechtslage nach Inkrafttreten des PostStruUG s. jedoch oben . Anm. 50.55.
64 So auch der Regierungsentwurf (s . ArchPF 1910. 463); s. a, Eid~nmül1er (Anm. 2) § 26
PostG /Anm. I; AllmannJ~rgu (Anm. 31) § 26/Rdnr. 43; Ohnh~iser (Anm. 49) § 26
PostG/Rdnr. I (259).
65 Zur Iverwaltungs lpnvetrechtlicben Einordnung des Leistungsverhältnisses hierbei s.
WolfJ/Bachol/Slo~r(Anm. 44) § 99/Rdnr. 35 (334 f.) . § IOO/Rdnr. 14 (344). Nach der
Reform wird sich am Kontrahierungszwang nichts ändern; die Post(bank) kommt dem
ordnungsgemäßen Angebot des Kunden allerdings durch Annahme entgegen. schließt mit
diesem einen privatrechtliehen (Geschäftsbesorgungs-) Vertrag (VB!. bereits Anm. 45) .
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muß die von ihr offerierten Möglichkeiten bankgeschäftlicher Beziehungen
mit jedermann. der dies wünscht. auch wahrnehmen. Auch Sparkassen"
unterliegen einer derartigen Verpflichtung ( _Kontrahierungszwang«) allen-
falls dann. wenn die für sie maßgeblichen Vorschriften zumindest festlegen.
es finde eine Annahme von Spareinlagen statt, und nur auf diese Transak-
tion beschränkt." Damit ist hier jedoch gerade nicht die Begründung eines
Verwaltungsrechtsverhältnisses verbunden." Die durchgängig öffentlich-
rechtliche Ausgestaltung des Post(bank)nutzungsverhältnisses bringt hin-
gegen zudem in einem Kontliktsfall die Auseinandersetzung vor die (allge-
meinen) Verwaltungsgerichte und verbürgt beiden Parteien damit prozes-
suale Garantien wie vornehmlich den Untersuchungsgrundsatz (§ 86
VwGO).
Dieser gilt aber auch schon im Verwaltungsverfahren. wobei die Qualifizie -
rung von Postbenutzungsverhältnissen als auf Verwaltungsakt oder auf ver-
waltungsrechtlichen Vertrag gründend im übrigen unerheblich ist ( §§ 24
i. V. m. 9 VwVfG)." Zwar statuiert § 2 111 Nr.4 VwVfG eine Ausnahme
vom Anwendungsbereich dieses Gesetzes für -die Tätigkeit ... der Behör-
den der Deutschen Bundespost im Rahmen der Benutzung der Einrichtun-
gen des Post- und Fernmeldewesens-. Damit wird jedoch keineswegs eine
Ermächtigung zu völlig freier Verfahrensgestaltung erteilt, sondern es gei-
ten ergänzend zu den Bestimmungen der Benutzungsordnungen'? allge-
meine rechtsstaatliehe Verfahrensgrundsätze.71
Daß materiell- wie formell-rechtliche Besonderheiten nun Auswirkungen
auf den Wettbewerb zwischen den verschiedenen bankgeschäftlieh tätigen
66 Andere öffentlich -rechtlich organisierte Kreditinstitute gelangen regelmäßig (ebenfalls) in
den GenuB der (einfach-gesetzlichen) Vertrags(abschluß)freiheit aus § JOS BGB; bei
ihnen zumindest gründet diese jedoch nicht in Art . 21 (vgl. BVerfGE 75. 191 ff.; Kne-
meyer,BayVBI. 1988, 129 ( 130». Generell krit . zu einem Grundrecht der Vertragsfreiheit
Struck, DuR 1988,39 fT.
67 Vgl. etwa das Ibayer.) Gesetz über die öffentlichen Sparkassen (Bay·RS 2025-1-1) Art . 2
I. 20 I Nr. I. i. V. m. Verordnung über die Organisation und den Geschiftsbetrieb der
Sparkauen (BayRS 2025 -1-1-1), §§ 3, 5; Ibaden-württ.) Sparkassengesetz i . d. F. vom
4.4.1975 (GBI. 270, her. 580) , § 6 S. I; Schlierbach(Anm. 44) 107.
68 Allgem. vgl. Ettchsen/Martens (Anm . 16) 132 ff.; sowie nunmehr Fletner-Geruer,
WdStRL 45 (1987) 152 ff.; Öhlinger. ebd ., 182 rr.. Krause. ebd., 212 ff .
69 Die Unterscheidung bleibt allerding s von einigem Belang, etwa im Hinblick auf Klageart
und -Irist, (örtliche) Zuständigkeit oder Notwendigkeit eines Vorverfahrens .
70 Dort finden sich im übrigen kaum spezifisch verwaltungsverfahrene rechtliche Vorschriften
mit Sonderregelungen im Verh41tnis zu §§ 9 ff. VwVfG, trotz der recht detaillierten Rege-
lung diverser Vorginge und Handlungen. insbes . in der Postordnung vom 16.5. 1963
(BGBI. i, 341 ) und der 462 Paragraphen umfassenden Telekommunikationsordnung
i. d. F. der Bek. vom 16. 7. 1987 (BGBI. I. 1761 ).
7 1 Kopp, VwVfG - Komm.• 4.A. 1986. § 2/Rdnr. 63 (77 ); s. a. Uonhardr, in: Sreibns/
Bonk/Uonhardt. VwVlG. 2.A. 1983. i 2{Rdnr . 3 1 t. (1 02) .
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Einheiten zeitigen (können). ist mithin jedenfalls nicht auszuschließen.
Andererseits reicht diese Feststellung jedoch für ein Rechtswidrigkeltsver-
dikt nicht aus."
2. Zur Verfassungsmäßigkeit der Benutzungsordnungen
Freilich fügt sich die Ermächtigungsvorschrift des § 14 PostVerwG durch-
aus stimmig in die grundgesetzliehen Vorgaben ein. Zunächst läßt Art. 80
11 GG ausdrücklich Rechtsverordnungen zu über »Grunds ätze und Gebüh-
ren für die Benutzung der Einrichtungen . .. des Post- und Fernmeldewe-
sens«." Daß § 14 S.2 PostVerwG mit Zustimmung des Bundesrates"
dieses Bundesorgan von der (nochmaligen) Mitwirkung beim ' Erlaß von
Benutzungs(ver)ordnungen entbunden hat. ist im Grundgesetz als Mög-
lichkeit eigens vorgesehen ." Nachdem der Gegenstand der Rechtsetzung
72 Davon gehen auch Lerche/Pestaknsa aus (a .a.O . (Anm. 19) 116) .
73 Zum entstehungsgeschichtlichen Hintergrund dieser Vorschrift s. vor allem die Beratun-
gen während der 19. Sitzung des Zuständigkeitsausschusses des Parlam . Rates am I. 12.
1948 , Dok.Nr. 25 in: Wagner(Anm. 23) 695 (714 rr.i
14 Daß das PostVerwG selbst einer Zustimmung I. S. v, Art . 78 GG bedürfe. wurde im
Gesetzgebungsverfahren insbesondere von bayerischen Vertretern bis zuletzt geltend
gemacht (5 . den in ArchPF 1953, 542 ff. abgedruckten Auszug bete. die 110. Sitzung des
Bundesrats vom 19.6. 1953). Der Bundesrat beschloß freilich sodann (BR·Drs. 264 /53
vom 22 . 6.1953 - ArchPF 1953. 545). keinen (erneuten) Einspruch gern. Art. 77111 GG
einzulegen. Dem BVerfG erschien dies akzeptabel (BVerfGE 28 . 66 (80 ff.I) . S. a. Kre-
m".NJW 1987, 2813 (L) .
75 Vgl. Maunz . in: Maunz/Dürig (Anm. 14) An. 80/Rdnr. 68 , Bryde. in: von Münch (Anm.
14) An. 80/Rdnr. 27 (264); Witke, in : von MangoldtlKlein (Anm. 14) An. 80/Anm.
V.7 .b.) (1936) .
Die Materialien zum PostVerwG zeigen auf. daß die gewählte Lösung vorab aus Gründen
der »Zweckm äßigkeite - so Gemer 11. Kurzprotokoll des BR-Rechtsausschusses. 24. I.
1952 (ArchPF 1953.413 (415» - bzw. -gesetzes-. wirtschaftspolitischer u. ä. Erwägun-
gene - vgl. Niederschrift über die Unterausschußsitzung vom Tage zuvor (ebd., 418 (420»
- getroffen wurde . Den Änderungsvorschlägen des Bundesrats (s . ebd .. 430 (432» hielt
die Bundesregierung entgegen. das Gesetz sehe ja gerade eine Beteiligung auch dieses Gre-
miums im Verwaltungsrat vor. um einen Ausgleich »für den Fonfall der Mitwirkung der
gesetzgebenden Körperschatten- beim Erlaß der Benutzungsvorschriften herbeizuführen
(ebd.• 453 (454» . Ahnlieh hatte bereits die Begründung der Gesetzesvorlage verlautet
(a.a.O.. 442 (446». und auch der Bericht des (28 .) BT-Ausschusses betonte, nur bei
Annahme des § 14 S. 2 sei die Bundespost «imstande , sich der stets wechselnden Wirt·
schatts- und Verkehrs lage schnell anpassen zu können- (ArchPF 1953 , 456 (459». Auch
Art . 1 § 53 des Referenten-Entwurfs eines PostStruktG führte die bisherige. -bewährte«
(so die Begründung. S. 138) Staatspraxis fort. Diese Selbsteinschätzung gilt allerdings
kaum für den Bereich des öffentlichen Dienstrechts, wovon es ebd. weiter hieß, die Vor-
schrift verschaffe dem Minister edie notwendige Bewegungsfreiheit. die er benötigt. um auf
veränderte Anforderungen rasch und wirksam reagieren zu können. denen sich die Unter-
nehmen im Hinblick auf ihre Aufgaben. vor allem in Wettbewerbsbereichen. stellen müs-
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einen Bereich der bundeseigenen Verwaltung betrifTt, erscheint das Regel-
Erfordernis der Zustimmung dieses Gremiums hier ohnedies nicht eben
systemgerecht.76
§ 14 PostVerwG genügt aber auch den Anforderungen des Art. 80 I GG."
Die Mitwirkung des Verwaltungs rates an der Verordnungsgebung ist im
Hinblick auf den geschlossenen Kreis der hierfür tauglichen Stellen (S. I)
unbedenklich, obzwar dieser -Ausschuß- (i. S. v. § 88 VwVfG) formaliter
die -Bedingungen für die Benutzung der Einrichtungen des Post- und Fern-
meldewesens einschließlich Geb ührenbemessung- beschließt (§ 12 I NT. 4
Postverwöl)." Denn in der Sache verbleibt die Verantwortung entweder
beim zuständigen (Post- )Minister, den jedenfalls bei rechtswidrigen Ver-
waltungsratsentscheiden eine Beanstandungspflicht trifft." dessen Unt ä-
tigbleiben innerhalb der Vierwochenfrist des § 13 I I PostVerwG mithin als
sen- . So beinhallet der von der Bundesregierung beschlossene Gesetzesvorschlag nunmehr
ein Zustimmungserfordemis für Pflichtleistungen nach Art . 1 § 22 11 sowie für Rahmen-
vorschriften gern. Art . I § 26. ohne daß die Rückkehr zur Regel freilich besonders begrün-
det würde (vgl. Vorlagebegründung. S. 140) . Anders wieder die Endfassung . Art . I § 58
PostStruktG.
76 BryJ~. in: von ,\tünch (Anm. 14) An. 80/Rdnr. 27 (265) i. V. m. Rdnr . 26 ( 264): Ditt-
mann. Die Bundesverwaltung. 1983. 182; Ramsauer, in: AK-GG (Anm. 14) Art . 801
Rdnr. 58 (773) .
77 So BVerfG (E 28. 66 (82 ff.) : 120 (157)) und BVerwG (E 28. 36 (44 n.», s. a. Badura
(Anm. 61) 426 (G 64); Eid~nmüller(Anm. 2) § 14 PostVerwG /Anm. 2 ff. Noch einmal
bestätigend BVerfG. ArchPF 1985. 138 (139) und 140 (142). mit Anm . von Altmannsper-
ger. ebd .. 145 ff.
78 Dazu Eid~nmüller(Anm. 2) § 12 PostVerwG /Anm. I. Zur Wechselbeziehung zwischen
dieser Beschlußaufgabe und dem Verzicht auf eine Bundesrats-Zustimmung in § 14 S. 2
PostVerwG s. schon die Begründung des Regierungsentwurfs (ArchPF 1953.442 (445».
79 So EIdenmüller (Anm. 2) § 13 PostVerwG /Anm. 2. Auf die parlamentarische Verant -
wortlichkeit allein des Ministers wies bereits die Regierungsvorlage hin (5. ArchPF 1953.
446), späterhin auch die Begründung zum geplanten Postverfassungsgesetz (BT-Ors . VII
1385 vom 6.11. 1970.25 f. (krit. Voges.OVBI. 1975.975» .
Zu Art . I §§ 22 If. des beabsichtigten PostStruktG hält schon die (Referenten') Entwurfs-
begründung gleichfalls daran fest (vgl. BVerfGE 9, 268 (282). »der parlamentarischen
Verantwortlichkeit (dürfe) kein Bereich staatlicher Verwaltung entzogen werden. so daß es
grundsätzlich keinen minister- oder regierungsfreien Bereich staatlicher Verwaltung geben
kann e (S. 76). ebenso Vorlagebegründung. S. 79) . Die Novelle sichere sdie verfassungs-
rechtlich erforderliche Einbindung der Unternehmen in die Staatsorganisation in der
Weise. daß der Bundesminister für Post und Telekommunikation den Unternehmen zur
Wahrung der Regierungspolitik allgemein Ziele vorgeben kann (§ 22) . die Rechtsaufsicht
hinsichtlich der Aufgabenerfüllung der Unternehmen hat (§ 23) und bestimmte Unterneh-
mensentscheidungen genehmigen muß oder ihnen widersprechen kann e (ebd .) . _Mit die-
sem sich ergänzenden System der Aufsichtsrechte- würden die verfassungsrechtlichen
Grundsätze der Art . 65 und 87 GG gewahrt (vgl. Vorlage' Begründung. S. 79) . Diese
Erwägungen (krit. Roßnagd/Wedde. DVBI. 1988. 565) lehnen sich offenbar eng an
BVerwGE 41. 334 ff. an; für die dortigen Ausführungen zur Deutschen Bundesbank bilden
allerdings Art . 88 und ggf. 87111 GG einen besonderen Maßstab. S. a. unten, VI. 5.
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Einverständnis gedeutet werden muß ." Oder aber das Bundeskabinett
befindet nach einem auch auf außerrechtliche. insbesondere politische
Belange gestützten Einspruch des Ministers höchstselbst über den strittigen
Punkt (§ 13 II ebd.)." Mit dieser Regelung ist gewährleistet. daß letztlich
stets ein in Art. gO I I GG bezeichneter Träger von Rechtsverordnungs·
macht die -Benutzungse-Beschlüsse (ge)billigt (hat)."
Des weiteren stimmlOen BVerfG" und BVerwG" darin überein. daß auch
Art. gO I 2 GG hinreichend beachtet wurde : Könne nämlich der Ermächti-
gungs-Inhalt nicht schon unmittelbar aus dem Wortlaut des § 14 Post-
VerwG bestimmt werden. so leiteten sich Zweck und Ausmaß der Delega-
tion doch aus anderen Bestimmungen des (Postverwaltungs- )Gesetzes . vor-
nehmlich der §§ 2 III. 15 I. 20 und 21 ab ."
Schließlich tragen Postgiro- und -sparkassenordnung dem Zitiergebot des
Art . 80 I 3 GG dadurch Rechnung. daß sie (zul ässigerwe lse!") jeweils im
Vorspruch die wesentliche ermächtigende Norm. nämlich § 14 PostVerwG.
nennen. Unschädlich ist dabei. daß nicht alle für die nähere Ausgestaltung
der Benutzungsordnungen rahmensetzenden Vorschriften dort genannt
sind. denn (nur) die Angabe der Rechtsgrundlage. also der eigentlichen
Verordnungserm ächtigung. wird von der Verfassung verlangt. "
80 Eidenmiillf!f(wie zuvor) .
81 Zum Erfordernis einer ordnungsgemäßen Beschlußfassung s. FG Kassel. NJW 1985. 1726
(1127) : zum Verhältnis von Kollegialentscheidungen und Richtlinienkompetenz des
Kanzlers S chenke. Jura 1982, 337 (342 tU.
82 Dittmann(Anm. 76) 180; s. a. Lerche/Pestatosza (Anm. 19) 87 f. In diesem Punkt a.A .
Kremer, NJW 1987. 2813 f. (zu BVerwG. NJW 1987. 1702 r.). Für verfassungsrechtlich
bedenklich halten diese Konstruktion auch Wi/ke. in: von MangoldllKlein (Anm . 14) Art .
80/Anm. V.10. (1940); Stern (Anm . 17) 669i Püttner, Die öffentlichen Unternehmen,
2.A. 1985. 121f.
83 BVerfGE 28, 66 (84 ff.) ; vgl. grundlegend hierzu BVerfGE 8, 274 (312 f.) ; 5. ferner Lepa.
AöR lOS (t 980) 337 fT.
84 BVerwGE 28. 36 (44 rr.) . Insoweit ebenso Kremer, NJW t987 . 2813 .
85 Zum rechtsstaatlichen Besummtbeitsgebot Badura (Anm. 61) 367 (F 15); Kunig. Das
Rechtsstaatsprtnzip, 1986. 200 ff .; ferner Schwabe, DVBJ. 1988, 190 (191) .
86 Vgl. WiJb. in: 'On MangoJdl/Kfein(Anm. 14) Art. 80/Anm. VII. t . (1948 ); Ramsauer, in:
AK-GG (Anm. 14) Art . 80/Rdnr. 15 (750); Maunz, in : Maunz/Dürig (Anm. 14) An.
80/Rdnr. 20; Bryäe. in: 'On Münch (Anm. 14) An. 80/Rdnr. 24 (263).
87 Vgl. WiJb(vorige Anm .) Anm . VlI .2 . (1948 ); Sachs. BayVBI. 1987.209 (210).
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V. Die Post/ban k} und die Kreditinstitute
I. Die Bankdienstleistungen der P OSI
Bis auf weiteres betre ibt das Sonderverm ögen Deutsche Bundespost nur
einige der -Bankgeschäfte« nach § I I 2 KWG, handelt es sich bei der Post-
um eine Spezialbank. Immerhin begrenzt § 27 (S. I ) PostG den räuml ichen
Anwendungsbereich auch der Benutzungsordnungen nicht auf Gesch äfte im
Bundesgebiet oder mit deutschen Staatsangehörigen bzw. Gebiet sans ässi-
gen." sondern bezieht ausdrücklich den -Postverkehr mit Gebieten außer-
halb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes .. ein ." Freilich existieren
nicht zuletzt für den Postscheck- rgiro- und -sparkassendienst Abkommen,
deren Partei auch die Bundesrepublik Deutschland ist (s . § 27 S. 2). " Im
Verhältnis zu ( Personen aus ) anderen hieran beteiligten Staaten sind daher
für den einzelnen Postbenutzer allein die Vorschriften völkerrechtlicher
Herkunft bedeutsam. wenn sie unmittelbar anwendbar" oder aber in das
jweilige innerstaatliche Recht umge setzt? wurden .
88 Vgl. die Begriffsbestimmung in § 4 I Nr. J des Außenwirtschaftsgesetzes vom 28. 4. 1961
(BGBI.I. 481).
89 S. bereits oben. Anm. 54. Vg!. als jüngstes Bsp. die Vereinbarung zwischen der DBP. und
der Ungarischen Postverwaltung vom I. 3.1988 ( BGBI. II. 592) .
90 Vg!. Art . I Nt. 6 und 9 des Gesetzes zu den Verträgen vom 27. 7. 1984 des Weltpost-
vereins (vom 28. I. 1986. BGB!. 11. 201). bezogen auf das Postgiro- und das Pos tspar-
kasse nabkommen. welche gern. An . 59 11 1 2. Alt . GG der Billigung durch den Gesetzge-
ber bedurften (s. BT·Drs . 10/396 1 vom 4. 10.1 985. 5 ). Hingegen ergeht zur Inkraftset-
zung der dazugehörigen »v ollzugsordnungene ledlgllch eine auf § 14 PostVerwG gestü tzte
Verordnung (zuletzt ebenfalls vom 28. I. 1986 . BGBI. 11 . 396) . S. a . unten. bei Anm . 92 .
Dem Postsparabkommen trat die Bundesrepublik im übrigen nur vorbeh altlich bei, nach-
dem die Deutsche Bundespost derzeit dieses WPV-Abkommen nicht ausführt (s. Bericht
des 15. B'f-Ausschusses vom 6. 11. 1985. BT-Drs. 10/4140. 3 f.). Der Post spard ienst mit
knapp 20 europäischen Ländern findet aufgrund besonderer. bilateral er Vereinbarungen
statt (ebd. . näher dazu Eidenmülle r (Anm. 2) § I PostSp arkO/Anm. 3. § 3/ Anm. 7.
§ 2 l i Anm. 2).
91 Dies mag der Fall sein etwa bei Art . 24 I des Postgiroabkommens sowie An. 8 I. 111 . 12 I
und 17 des -sparkassenabkommens. Ansonsten ist Gegenstand beider Abkommen nach
deren Art . I jeweils. was die vertr agschli eßenden Länder in ihren gegenseitigen Bezieb un-
gen auszuführen vereinbaren. Das Vertragsgesetz bewirkt somit zunächst nur die inner-
staatliche Geltung der Abkommensvorschriften . jedoch noch nicht notwendig auch deren
unmitt elbare Anwend barkeit (5. bereits die Begründung der Regierungs vorlage. in: Arch-
PF 1970. 463) .
92 VII. AJtmQnns~rg~r (Anm. 31) § 21/ Rdnr . 16 ff.• 20fT.; Eidenmülfu (An m. 2) § 21
PostG /Anm. 3. Ohnhdst'r (Anm. 49) § 27 PostG /Rdnr. 3. 5 (268. 269 f.). Daß eine
Rechtsverordnung ausreiche (so AJlmQnns~rger. ebd.. § 21/ Rdnr. 20 ). ist wohl nur dann
unbedenklich. wenn § 14 PostVerwG auch diesen zwischenstaatli chen Aspekt noch
abdeckt e.
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Im Postscheck- bzw. -girodienst (§ I Nr. 4 PostG) nun übernimmt die
Deutsche Bundespost -die bargeldlose und halbbare Übermittlung von
Geldbeträgen- ( § I 11 PostGiroO)." Der Inhaber eines Postgirokontos
(s. § 3 ebd .) kann sein Guthaben in verschiedenartiger Weise nutzen. etwa
durch (unbare) Postüberweisung (§ 14)" oder mittels diverser Post-
scheck-Arten einschließlich Zahlungsanweisungen ( § 15); Teilnehmern
mit umfangreichem Zahlungsverkehr kann zudem der Lastschrifteinzug
widerruflich genehmigt werden (§ 18 PostGiroO)." Auch bei erweitern-
den Variationen dieser Grundformen einer Postbankbenutzung wird die
Deutsche Bundespost noch in Gestalt entweder der Annahme fremder Gel-
der als Einlagen und /oder in der Durchführung des bargeldlosen Zahlungs-
verkehrs , d. h. in Girogeschäften tätig (§ I 12 Nr. 1 und 9 KWG) ." Aller-
dings finden neuerdings im Einzelfall auch Kreditgeschäfte i. S. v, § I 1 2
Nr. 2 KWG" statt; Nach § 12 I 2 PostGiroO ist eine Kontoüberziehung
nach pflichtgemäßem Ermessen des Postgiroamtes zulässig, nach S. 5 ebd.
sogar im Fall der Barabhebungen an Geldausgabe-Automaten, Der Kon-
toinhaber hat den Fehlbetrag allerdings unverzüglich (s. § 121 BGB) aus-
zugle ichen (§ 12 I 3) und für den Kredit bankübliche Zinsen" zu entrich-
ten (S. 4 ebd.)."
93 Vgl. Eid~nmiil/n (Anm . 2) § I PostGiroO /Anm. 3. Diese Aufgabc nbcstimmung enthielt
auch die Yorg ängenn . die PostScheckO 1969 (5. die Begründung dazu. in: ArchPF 1970 .
5 19 ( 520)).
94 Vgl. Eidmmüllu (Anm. 2) § 14 PostGiroO/Anm. I sowie ebd.. § türvorbem. 2.1.
95 Sowohl die Genehmigung als auch ihr Widerruf sind Verwaltungsakte . Der Widerrufsvor-
behalt ist freilich keine Nebenbestimmung i. S. v. § 36 11 Ne. 3 VwVfG. auch deshalb. weil
er unmittelbar auf einer normativen Ermächtigung beruht (5. Kopp (ARm . 7 1) § 36/
Rdnr. 6 ( 566 ) und 27 (572». Jedoch gelten für die Ermessensausübung die recht sstaatli-
ehen Grundsätze des § 40 VwVfG (entsprechend). nicht zuletzt . was die Ausübung des
Widerrufsrechts angeht (s . § 49 11 Nr . I VwVfG) . Insoweit zu pauschal daher Eidenm üller
(Anm. 2) § 18 PostGiroO/Anm. 2. 5 f.; exakterebd.• § 16/Anm. 3.
96 Vgl. des Näheren Szagunn /Wohlschieß (Anm. 43) § I /Rdnr. 17 fT. (93 fT.) und 65 fT.
010 f.) ; Bahre/Schneider. KWG·Kommentar, 3.A . 1986. § I/Anm. 7 (78 fT.) . 15 (86);
Sch önte(Anm. 41) 61 fT.• 350 fT.
97 Vgl. Szagunn /Wohlschieß (Anm. 43) § l /Rdnr. 28 ff. (99); Bahre/Schneider (Anm. 96)
§ I /Anm. 8 (80 f.h SchönldAnm. 41) 132 fT. Insgesamt freilich wird allein wegen dieser
atypischen Situation der Postgirodienst nicht zu einer »Elnrichtung des Kreduwesens«
(vgl . OVG Münster, ArchPF 1985.55 (56) mit zust . Anm . Burmester, ebd ., 51). wenn
damit gemeint ist, die Postbank er öffne auf diese Weise (kIeinen allgemeinen Kreditrah-
men . auch nicht durch die Zulassung zum ec-verfabren.
98 Deren Höhe wird jeweils im Amtsblatt des Postministeriums verlautbart. s. z. 8 . Vfg.254/
1986, ABI. 1986. 555.
99 Vg!. Eidenmiiller(Anm. 2) § 12 PostGiroO/Anm. 3 r.. ferner OssenbiihJ(Anm. 16) 69 fT.;
Lerche/Pestatozza (Anm. 19) 73 ff. Die Möglichkeit der Kontenüberziehung ließ das Pro-
blem entstehen. wie es sich hierbei mit dem Pfändungs- und Aufrechnungsschutz von
Sozialleistungen (§§ 5S I SG8 I; 394 8G8) verhalte. ob also deren Verrechnung mit einem
Debetsaldo zulässig sei. S. dazu Hohmann. NJW 1988 . 118 f. sowie die don , in Anm . 1-4
genannten Erkenntnisse. ferner OVG Münster, NJW 1988, IS6 f.
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Im Regelfall wird für die Führung des Postgirokontos eine Ge bühr erhoben
( §§ 2 11 2 Hs. I, 26 S. I PostGiroO);'OO jedoc h ist die Sendun g eines Teil-
nehmers . Bevollmächtigten (§ 5) oder Zeichnungsberechtigten (§ 6) an das
Postgiroamt als Postgirobrie f irn Bundesgeb iet und im Land Berlin (s . § 29)
vom »Preimachungszwang«, also der normal en Gebührenpflicht nach § 5 I
PostO . 'OJ befre it. -wenn besondere Briefumschläge nach amtlichem
Muster benutzt werden - (§ 11 PostGiroO). 'Ol Auch die (l ediglich ihrem
Betrag nach begrenzte) »Einlösungsgarantie- (§ 16 11 PostGiroO) -für
einen auf einem Euroscheck-Vordruck ausgestellten Postscheck . der in Ver.'
bindung mit einer dazu ausgegebenen gültigen ec- Karte verwendet worden
iste. kann zu einer Gewährung von Krediten führen.'?' Wie bei § 12 I
PostGiroO ist das Postgi roamt aber nicht verpflichtet, sondern _nUT.
berechtig t. ..unter den für das ec-Systern verbindlichen Bedingungen- - die
Post gehört seit 1982 de r betr. -Vereinbarung« an '?' - _an voll geschäftsfä-
hige Postgirote ilnehmer mit ständ igem Wohn sitz im Geltungsbereich (d er
PostGiroO) ec-Vordrucke und ec-Karten aust zulgeben - (§ 16 I PostG i-
roO) .'o,
Schließlich können manche Post(bank)kunden dort sogar einen Disposi-
tionskredit bis zu 3000,- DM erhalten. wobei allerdings durch ein komple-
mentäres Spar - und Darlehensverhältnis für Deckung (vor)gesorgt iSt. I06
Diese Sicherungsvorkehrurig läßt jedoch die Zuordnung des Ges chäfts zu
§ I 12 Nr. 2 KWG unberührt; urigesicherte Kredite darf jedes Kredit institut
nur ausnahmsweise vergeben. "?
100 Vgl. Etdenmüüer (Anm. 29 § 2 PoslGiroO/ Rdnr. 4. Andererseits erac htete bereits der
Verordnung sgeber des Jahres 1969 die bis dahin geltende Regelung über die Nicht-Ver-
zinsung von Posts checkguthaben für entbehrlich. ergebe sich doch auch aus dem KWG
keine Verpflichtung der Bundespost . hierfür Zinsen zu entrichten (5. ArchPF 1970.
520) .
101 Vgl. Eidenmülll'r(Anm . 2) § 5 P05tO/Anm. I.
102 Des Näher en Eidenm üller (Anm. 2) § I1 PostGiroO/Anm. 2 tT.; s. a. § 3 11 2 Post·
SparcO . Die schon in § 6 PostScheckG 192 1 enthaltene Regelung (s . ArchPF 1970.
522 f.) wurde übrigens von der -w eu bewerbsenceere.. (BT· Drs . V/3 500) ausdrücklich
gebilligt (a .a.O.• 78 (.) .
103 So Lerche/ Pestalozza (A nm. 19) 20 und 77: B. A. offenbar Eidenmüller (Anm. 2) § 16
PostGiroO/A nm. 4: Ossl'nbühl( Anm. 16) 144.
104 Vgl. Eidl'nmüllu (Anm. 2) § 16 PostGiroO/H inw. I: Janßl'n/Söllnl'r. Jahrbuch DDP.
1983. 130 ( 153 f. ) ; Lercne/ Pestalozza (Anm . 19) 2 1.
105 Auch die Zulassung zum ce-Verfahren wird mithi n durch einen begünstigenden ( Ermes -
sens -) VerwaltungsaU bewirkt (Eidl'nmülJu (A nm. 2) § 15 PostGiroO/Anm. 3) .
106 Vgl. Eidl'nmülll'r( A nm. 2) § 10 PostGiroO/Vorbem. 2.2.1.(3 .) sowie § 12/Anm. 3.
101 Vgl. die eine Versagung der Erlaubnis (§ 32 KWG) begründenden Tatbestände des § 33
I Ne. i , 2. ferner § 35 11 Nr. 3 a ). 4 KWG ; dazu Szag unn/ Wohl5chieß (Anm. 43) § 33/
Rdnr . 4 tT. (5 02 tT.). 8 tT. ( 504 tT.); Bährl'/S,hneider (Anm . 96) § 33/ Anm. 3 t.
(J 821T.).
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Die Deutsche Bundespost nimmt des weiteren verzinsliche (§§ 1 11 2.22 tT.
PostSparkO) '· · Spareinlagen an; neben dem Sparen mit gesetzlicher oder
vereinbarter Kündigungsfrist (§ 2 I PostSparkO; § 22 I I KWG) wurden
dafür Sonderformen geschaffen. nicht zuletzt bezogen auf das Spar-Prä-
miengesetz (§ 2 11 PostSparkO).'· · Der Postsparkassendienst bleibt damit
hinsichtlich der »allgemeinen- Regeln des § 2 I im Rahmen des auch für die
Postt-Bank) geltenden11. KWG (§§ 2 1 Nr.2, 11 t. 22 I. 11 ), insbeson-
dere . was die Rückzahlungen ohne Kündigung (§ 17 PostSparkO; § 22 I 2
KWG ),' " die Kündigungss perrfrist (§ IS 11 bzw. § 22 11 )" 2 und die vor-
zeitige Rückzahlung anbelangt (§ 20 bzw. § 22 I II). IU Überdies trägt § 22
11 PostS parkO dem Gebot des § 22 IV KWG Rechnung. ' !'
Auch den Anford erungen aus § 21 KWG wird Genüge getan; Über die Ein-
lagen stellt und gibt die Postbank Posts parbücher, Urkunde n i. S. v. § 21 1
108 Zur HOhe der Zinssitze s. EidenmuJln (Anm. 2) § 22 PostSparkO/Anm. J . S. als Dsp.
Vfg 98/1 988 (ABI. 134)und 311/1988 (ABI. 582) .
109 Vom 10. 2.1982 ( BG B1. I. 125) i . d. F. des Gesetzes vom 26. 6.1985 (BG BI. I. 1153);
vgl. Eidn,mülJu(Anm. 2) § 2 PostSparkOJAnm. S.
110 Das Sondervermögen insgesamt; vgl. SzagunnjWohlschieß (Anm.43) § 2/Rdnr. 3
(120) ; 84h re/Schneider (Anm. 96) § 2/Anm. J (93) ; s. a. Eidenmüller (A nm. 2) § 2
PostSpar kO/Vorbem. 3. sowie die Verordnungsbegründung 1969 (in : ArchPF 1910.
536), ferner BFH. BB 1980.303 (f.) . Geldi nstitute »im Sinnes des Währungsgesetzes
vom 20. 6.1948 (VORI. BeZ. 139) sind auch die ePostscheckämtere und »die Postspar-
kasse . ( § 9 11). Hingegen spricht die Außenwirtschaftsverordnung i. d. F. vom 18.12.
1986 ( BGBI. I. 2671 ) in ihren Meldevonchriften betr. den Zahlungsverkehr von sGeld-
ins titut oOt>rPoslanstalt. (S. n 60 I. 61 Nr. I. 6311) . Andererseits sollen n 221 Nr. 4.
23 1 Nr. 7 AWG dann wieder Postscheckämter und -spartassen als -G eldinst itute mit
umfassen (so Schad. in: Schulz, Außenwirtschaftsrecht - Komm.• 1965/1966 , § 22
AWG/Rdnr. 7 (449) und - insoweit ohne Erläuterung - § 23 AWG/ Rdnr . 9 (455 ); wohl
auch Hockt>/Bt>rwald/Mauru. Außenw irtschafts recht, 1977 fT., U 22, 23 AWG. 4) . Die
1975 aufgehobene Genehmigungspflicht für die Verzinsung auf Konten Gebietsfremder
bei Geldinstituten im Wirtschaftsgebiet (§ 53 AWV). welche allerdings Sparkonten
natü rlicher Personen ausnahm (S. 2 ebd.) , scheint jedoch, folgt man der Kommentierung
von Schulz (in: ders., a.a.O.• § S3 AWV/Rdnr. 5 (951)), nicht auch die Postsparkassen
betroffen zu haben (arg. § 69 I AWV).
111 Vgl. Etdenmatler (Anm.2) § 17 PostSparkO/Anm. I t.. 4; Szagunn/Wohlschjeß
(Anm. 43) § 22/Rdnr. 2 (3 96), Bdhfl"/Schn~id~r (Anm. 96 ) § 22/Anm. 3 ( 273); s. a.
ArchPF 1970. 538.
112 Vgl. Eidenm üller (Anm.2) § 18 PostSparkO/Anm. 3 f.; Szagunn/Wohlschi~ß
(Anm. 43) § 22/Rdnr. 4 ( 397 ), Bdh"/Schn~idu(Anm . 96) § 22 Anm . 4 (2 74 f. ) ; s. a.
ArchPF 1970.539.
113 Vgl. Eidenm üller (A nm. 2) § 20 PostSparkO/ Anm. I. 4: Szagunn /Wohlschieß
(Anm. 43) § 22/ Rdnr. 6 f. (398 f.); Odhre/Schn,ider(Anm. 96) § 22/Anm. 5 (278 f.) .
114 Eidenm ütter (Anm. 2) § 22 PostSparkO /Anm.4; s. Szagunn/WohlJchieß (A nm. 43)
§ 22/Rdnr. 12 (401) : Bähre/SchneidedAnm. 96) § 22/Anm. 7 (280 f.), sowie ArchPF
1970. 539.
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KWG, aus (§ 4 Postsparkoj. !" »Das Sparverhältnis wird nach Zahlung
einer ersten Spareinlage durch Aushändigung des Postsparbuchs begrün-
det «, bestimmt § 5 III ebd. nach Maßgabe von § 21 IV I KWG .'16 § 4
PostSparkO sieht auch ausnahmslos eine -Aushändigung« (ggf. mit Aus-
weiskarte), in der Regel an den Sparer selbst (s . aber §§ 6. 8 ebd .) vor, in
Übereinstimmung mit § 21 IV 2 (Hs. I) KWG . ' II Die Postsparkassenord·
nung kennt . bare. (§ 13) wie -unbare« Einzahlungen (§ 14), also Überwei·
sungen zur Gutschrift auf Sparkonten. !'! Nicht zugelassen ist hingegen
die Verfügung über ein Sparguthaben durch (Weiter-) Überweisung oder
Scheck (s . § 21 IV 3 KWG); lediglich Rückzahlungen in bar (s . § 16 III
PostSparkO) sind gestattet. Auch Verpfändungen kommen nicht in
Betracht (§ 23 IV 2 PostG). ' " Ohne »Vorlegung der Urkunde. (§ 21 IV 3
KWG) darf eine Rückzahlung nicht erfolgen;110 verlangt wird zudem die
Ausweiskarte (§§ 1711, 1912), im Ausland sogar eine zusätzliche Legiti-
mation (§ 2111 PostSparkO). ' 21
. Die Rückzahlung der gesamten Spareinlage beendet das Sparverhältnis.
Das Sparkonto wird geschlossen- (§ 19 III ebd .) . '12 Zwar verlautet in der
PostSparkO nichts weiter zur Rückforderung der Urkunde (§ 21 IV 4
KWG);1ll infolge der auch im eben genannten Beendigungsfall notwendi·
gen Vorlage ist freilich das zuständige Postsparkassenamt stets in der Lage ,
das Postsparbuch unbrauchbar zu machen. Wenn hernach das entwendete
115 Vgl. Eldtnmüller (Anm. 2) § 4 PostSparkO/Voroem.; Szagufln/Woh/schltß (Anm. 43)
§ 2 1 Rdnr. 18 (390), 22 (391) ; BährdSchnelder(Anm. 96) § ll /Anm. 2 (263); ferner
ArchPF 1910. 531.
116 EidenmliJJn (Anm . 2) § 4 PostSparkOJAnm. 6 und§ 5/Anm. 3: ferner Szagunn/Wohl·
"hieß (Anm . 43) § 12/Rdnr. 24 (392) .
117 Vgl. Eidenmüller (Anm. 2) § 5 PostSparkO/Anm. 3; Szagunn/Wohlschieß (Anm. 43)
§ 21/Rdnr. 24 (392) , 26 f. (393), Bahre/SchneidedAnm. 96) § 21/Anm . 6 (269 r.).
118 Vgl. EidenmülJedAnm . 2) § 14 PostSparkO/Anm. I C.. sowie ArchPF 1970.538.
119 Ebenso beim Postgiroguthaben. § 2311I4 PostG. S. jedoch Eidenmüller(Anm . 2) § 23
PostG/Anm.8 und § 16 PostSparkO/Anm. 3. sowie Allmannsperger (Anm. 31) § 23/
Rdnr. 30; Ohnhelser(Anm. 49) § 23 PostG/Rdnr. 16 (235) .
120 Ein vorsätzlicher(s . § 10 OWiG) Verstoß hiergegen stellt eine Ordnungswidrigkeit nach
§ 56 I Nr. 1 KWG dar (vgl. Szagunn/Wohlschieß (Anm. 43) § 56/Rdnr. g (693) ; Bah·
re/Schnetäer (Anm. 96} § 56/Anm. 8 (539» . Von der Bußgeld-Möglichkeit des § 25 I
Nr. 6 PostG wurde bislang noch kein Gebrauch gemacht (Allmannspu ger (Anm. 31)
§ 25/Rdnr. 29) . Sollte dies freilich erfolgen. dürften die Bestimmungen von Postgiro-
und -sparkasscnordnung als speziellere anwendbar sein. soweit sie denselben Lebens-
sachverhalt betreffen. zumal § 2 I Nr. 2, 11 1 KWG sich auf die Einrichtung Deutsche
Bundespost . nurmittelbar aberaufdas Verhalten ihrer(Bank-)Bediensteten bezieht.
121 Vgl. Eidenmüllu (Anm . 2) § 4 PostSparkO/Anm. 2. § 17/Anm. 3; § 19/Anm. 4, § 21/
Rdnr. 3.
122 Dazu Eldenmüll er (Anm . 2) § 19 PostSparkO/Anm. 6.
123 Vgl. Sz agunn/ Woh/5Chleß ( A nm. 43) § 21/Rdnr. 28 (393) .
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Dokument dem (früheren) Postsparer zurückgegeben wird , so läuft dies
Sinn und Zweck der KWG-Vorschrift schwerlich zuwider. I" Während fer-
nerh in die Postsparkassenordnung in § 5 11 2 immerhin zu erkennen gibt ,
auch andere als natürliche Personen könnten Benutzungsverhältnisse mit
diesem Zweig der Bundespost begründen (vgl. § 21111 KWG), I2l so fehlt
eine eigenständige, an § 21 II KWG I26 ausgerichtete Zweckbestimmung,
daß nur »Geldbeträge. die der Ansammlung oder Anlage von Vermögen
dienen«, als Spareinlage akzeptiert werden dürf(t)en . »zur Verwendung im
Geschäftsbetrieb oder für den Zahlungsverkehr bestimmtf e )« Summen die-
sen Voraussetzungen nicht erfüllfOen und auch -G eldbetr äge. d ie von vorn-
herein befristet angenommen werden«, nicht als Spareinlagen gelten; ledig-
lich ( Mindest-) Betragsgrenzen sind (in § 15 11 PostSparkO )121 normiert.
Jedoch mag schon die Kennzeichnung einer Entgegennahme von ( bestimm-
ten) »Spareinlagen- im § I 11 als Bezug gerade auf § 21 11 KWG aufzufassen
sein.!" der Wegfall der vormals wörtlichen Anknüpfung in § I 11 2 Post-
SparkO 1969 129 nichts weiter besagen.
Als (s eit 1981 zunächst versuchsweise angebotene)!" neue Sparformen
gern . § 2 11 PostSparkO - abgesehen von den nurmehr peripheren Möglich-
keiten nach dem Sparprärniengesetz !" - stellt die Postbank ihre Dienste
überdies in Gestalt von Sparen mit wachsendem Zins sowie Ratensparen
mit Prämie jedem Nutzungswilligen zur Verfügung. Diese Ausweitung der
Benutzungsverhältnisse unterfällt durchaus noch dem Begriff des Spar-Ver -
kehrs. !" denn auch insoweit erscheinen die Anforderungen aus §§ I 1 2
Nr . I, 21 f. KWG erfüllt , gelten lediglich spezielle Regelungen für die
Urkunden (Postsparbücher in Loseblattform ohne Ausweiskarte , § 4 V) ,
die Mindesteinlage (§ 15 11, 1Il) sowie Bonus (§ 24) bzw. Prämie (§ 25
PostSparkO) als zusätzliche Verzinsung. Die Benutzungsordnung trifft
124 Zutr . Eidenmufler(Anm. 122}; s. bereitsArchPF 1970. 539.
125 EIdenmüller (Anm. 2) § 5 PostSparkO/Anm. 4; vgl. Szagunn/Wohlschieß (Anm. 43)
§ 21 Rdnr. 13 Ir. (388 f. ); Bdhre/S,hneider(Anm. 96 § 21/Anm . 5 (267 f.) .
126 Hierzu Sz agunn/ WQhJschieß ( A nm. 43) § 2 1/Rdnr. 3 (385) ; Bährt'/Schneider(Anm .
96) § 21/Anm. 4 (26 5 f.) .
127 Nach Eidenmalters Erläuterungen zu § 15 PostSparkO (Anm. 2) ergibtsich die Notwen-
digkeit einer Mindesteinlage (Abs . l) aus § 2 1 IV I KWG. die sonstigen Erfordernisse
sfolgen aus betrieblichen oder sozialen Zwecken• .
128 So Eidenm ü//er(Anm. 2) § I PostSparkO/Anm. 6.
129 VII. auch die seinerzeitige Begründung , in: ArchPF 1970. 536.
130 Vg!. Eidenmü//e r( A nm. 2) § 2 PostSparkO/Vorbern . I.
131 Vg!. Eidenmü//eT( A nrn. 2) § 2 PostSparkO/Vorbem. I undAnm. 5.
132 So EidenmÜJJer (Anm . 2) § 2 PostSparkO/Vorbem. 3; ders., OÖV 1986. 408 (4 18).
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hierbe i also Modifikationen der überkommenen Post spardienste, ohne
jedoch spar( kassen)fremde Nutzungsverhältnisse einzuführen. 133
2. Postbank und Bankgesetze
Weder im Giro-j Scheck- noch im Spar (kassen )bere ich gilt die Deutsche
Bundespost ( Postbank) als Kred itinstitut im Sinne des KWG'" (§ 2 I
Nr. 2) . allerdings -vorbehaltlich der Absätze 2 und 3. des § 2 KWG. nach
deren erstem (S. I ) sie immerhin einigen Vorschriften des KWG selbst
(§ § 2 \ f.) und weiteren, auf des sen Grundlage getrofTenen Norm en '"
(§§ 23. 47 I Nr . 2, 48) unterliegt : Für die Postbankdienstleistungen sind
mithin die Bestimmungen über den Sparverkehr anwendbar.!" auch wenn
dessen gesonderte organisatorische Abwicklung seitens und innerhalb der
Bunde spost nicht beibehalten würde. Vor dem Erlaß von allgemeinen Wer·
beverboten durch das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen (§ 5 KWG)
wäre also die Deutsche Bunde spost -anzuh ören- ( § 23 11 KWG ) .' 31 Stellt
der hern ach gesetzte Akt sich als Erla ß einer Recht snorm dar ,D8 so wäre
auch das Bedenken ausgeräumt, daß eine Bunde soberbehörde (§ 5 I I
133 And erer Ansicht aber Lercne/Peuatozza (Anm. 19) 75 f.: grundsätzlich bejahend
jedoch Oss~nbiihl(Anm. 16) 68 f.
134 Zu dessen Begriffsbestimmung (§ I I I) s. S:agulln/Wohlschieß (An m.43) § I/
Rdnr. 1 ff. (8 4 ff.) : 84hre/ Schnt idn (A nm. 96) § I/Anm. 2 (7 4) .
135 Die frühere Verordnungsermäch tigung des § 23 I ( 1961) wurde durch die Novelle 1984
aufgehoben (s . Bähr~/Schn~idn (A nm. 96 ) § 23/Anrn. I ( 283». Noch aufgrund des
damaligen Abs. 3 erlassen. gilt fort eine -Allgemeinverfügung- des BAK vom 18. 2.
1917 über ein Auslobungsverbot bei Bauspa rkassen (N r. 12.06.a in: Consbruch/ Mölln
U.O. , KWG-Textsammlung). Krisenmaßnahmen wurden bislang überhaup t nicht ergrif-
fen. Auf die zusätzliche Möglichkeit von Rechtsverordnu ngen aufgrund des Wirtschafts-
sicherstellungsgesetzes weisen hin Szagunn/Wohlschieß (Anm. 43) § 47/Rdnr. 20
(643) .
136 Ebenso Eidenmüller (An m. 2) § I PostSpark O/Anm. 5 r.. Szagunn/ Wohlschieß
(Anm. 43 § 2/Rdnr. 3 (12 0 ): Bähre/ Schneider (Anm. 96) § 2/ Anm. 3 (93 ): s.a.
ArchPF 1970. 530.
137 Dazu Etdenmütter, DöV 1986,41 2; Bähre/ Schnt idt r(Anm. 96) § 23/ Anm. I (283 f.l.
3 (286) .
138 Von einer . Allgemeinverfiigung_ - offenbar i . S. v, § 35 S. 2 VwVfG - sprechen Bähre/
Schneider (Anrn. 96) § 23/Anm. 3 (286): ohne Stellungnahme hingegen S:ogunn/
Wohlschi~ß(Anm. 43) § 23/ Rdnr. 3 (404) und 5 (405) und Schönld Anm. 4 1) 440 r..
s.a. die oben . Anm. 135 genannte BAK·Verfügung. Entschei dendes Merkmal ist wohl
die abschließende Besnmmbarkeu des betroffenen Personenkreises im Zeitpunkt des
Erlasses {vgl. Kopp (Anm. 71) § 35/ Rdnr . 64 (553) : Erichsen/ Mone/lj (Anm. 16)
185 f.); die _Offenheit. von Maßnahmeninhalt wie tangierten Instituten weist demnach
auf einen normativen Charakter hin. Gerade die Untersag ung der bausparerext emen
Laienwerbung 1977 ist deutlich generell-abst rakt gefaßt.
\91
KWG ) schwerlich dem Bundesminister für das Post · und Fernmeldewesen
als der -Leitung- der Post (§ I I PostVerwG ) bindende Anordnungen ertei·
len könne, sei da s BA K doch auf einer niedrigeren Stufe im Staatsaufbau
angesiedel t. !" Würde allerdings das Aufsichtsamt (nur) der Pos tbank
bestimmte Arten der Werbung untersagen (wollen) , so wäre dies kaum
anders denn als Verwaltungsakt zu qualifizieren. ':" Dieser speziellen
Adressat in gegenüber fehlte es freil ich an der erforderlichen gesetzlichen
Erm ächtigung gerade zu konkret-individueller, rechtsverbindlicher Rege-
lung . '" Das Ergebnis der Fehlerhaftigkeit änderte sich auch nicht . wenn
Außenwirkung dieser Maßnahme verneint werden so llte. '..2 Dann wäre
der organisationshierarchisch begründete Einwand nur um so durchschla-
gender. Bei einem Vorgehen der Bundesregierung nach §§ 47 (I Nr. 2), 48
KWG resultiert die Post-Bindung daraus, daß die Einstellung de s Bankver-
kehrs durch Rechtsverordnung zu geschehen hätte." ebenso dessen Wie-
deraufnahme. Au ch insofern rechtfertigt sich die partielle Erwe iterung de s
KWG ·Anwendungsbereich aus der Notwendigkeit effektiven Einschreitens.
139 So Eid~nmiil/tr. DöV 1986 . 412 . 4 13; S.8. Sch6nk~ (Anm. 41 ) 428.
140 Die Maßnahme wäre nicht »allgemein- i. S. d. § 23 11 KWG. sondern individuell-konkre-
ter Art ; die Deutsche Bundespost wäre freilich gleichwohl anzuhören . jedoch gern. §§ 28
I i. V. m. 131 Ne. 2. 11 Ne. I VwVf'G (5 . Kopp (Anm. 71) § l l/Rdnr. 6 (l99» .lnsoweil
wie hier Bdhr~/Schntidn (Anm . 96 ) § 23/Anm. 3 (286) .
141 Zwar unterliegt auch die Deut sche Bundespost der »Polizelpflicbt« (daz u allgemein
ins truktiv M. Sachs. NVwZ 1988. 127 (1 28» ; sie erstreckt sich jed och allein auf die
Bindu ng an materielles Recht , nicht (auch) auf dessen Durchsetzung durc h die Hand -
lungsform Verwaltungsakt. Allenfalls in hoheitlichen Über-/ Unterordnungsverhältnissen
mag eine behörd liche Ermächtigung gerade zu dieser Maß nahme auch ohne ausdrückll-
ehe Befugnis zuweisung anzunehmen sein (s . K opp (Anm. 7 1) § JS / Rdnr . 2 (503 f.) .
142 Rechtserheblichkelt nach auße n ist Korrelat der Rechtsbetroffenhei t von einer Maß-
nahme tangierte r Personen ( Kopp (Anm . 71) § JS / Rdnr. 41 (53 5)). Die teilwei se recht-
liche Verselbständigung der Deutschen Bundespost (§§ 3 f. PostVerwG) im Verhältnis
zur unmittelbaren Bundesverwaltu ng. zu der auch das Bundesaufsichtsamt. obzwar
»selbständige Bundesoberbeh ördee (§ 5 11 KWG) , zählt (vgl. Art . 87 111 1 GG ; von
Mongoldt/Ktetn (Anm. 14) Art. 87/Anm. VI.5.a ) (22 85 f.); Maunz. in: Maunzl Darig
(Anm. 14) Art . 87/ Rdnr . 83; Broß , in }Ion Manch (Anm. 14) Art . 87/Rdnr. 28 (57);
Bull. in : A K-GG (Anm. 14) Art. 87/ Rdnr. 28 (8 82 f.).Zur Unterstellung unter den
Bundesminister de r Finanzen s. Art. 10 des Zuständigkeitsanpassungsgesetzes vom
18.3.1975 ( BGBl. l. 70S ); SzagunnlWohlschit!ß (Anm. 43) § 5/ Rd nr. 1 (150 );
Bährel Schneidn (Anm. 96) § 5lAnm. 2 (111) ; Bull. in: AK-GG (Anm. 14) Art . 87/
Rdnr. 31 (8 84 » , bleibt zwar hinter der tyischen Außenwirkung des Staat- /Burger-Ver-
hältnl sses ebenso zurück wie hinter der Ausgestaltung rechtsaufsichtlicher Beziehungen
zu vollrechtsfähigen Personen öffentlichen Recht s (vgl. Kopp. a.e.o.. § 35JRdnr . 46
(53 9» . Ent sche idend ist jedoch (allein), ob das materielle (Post -)Recht diesem Sonde r-
vermögen nicht insoweit eine in bestimmtem Umfang geschützte Rechtsstellung zuer-
kenn t (s . ebd ., Rdnr . 45 (5 38».
143 Vgl. Sz agunnI Wohlschiej( Anm. 43) § 47/Rdnr. 16 ( 640 f.), § 48/Rdnr. 4 (6 45) ; Bah-
rt!/ Schneider (Anm. 96 ) §§ 47 , 48/Anm. 2 (48 7) .
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Geboten war hier die Einbe ziehung der Postbank freilich alle in deshalb.
weil die Zula ssungspflicht nach § 8 (I) PostG nicht durch zeitweiligen Aus -
schluß bzw. Beschränkung des Publikumsverkehrs. der tat sächl ichen
Benutzungsm öglichkeiten.!" ausgehöhlt werden darf.145 Ansonsten
hätte sich d ie gleiche Wirkun g auch durch eine bloße Weisung de s Bunde s-
postministers erzielen lassen.
Die Deutsche Bundespost ( Postbank) ist and ererseit s »Kreditinstitute im
Sinne des Bundesbankge set zes .'" frei lich in gegenüber Banken wie Spar-
kassen überaus spezifischer Weise. nimmt sie doch eine gewisse Doppel-
stellung ein. ist auch »öffentliche Verwaltung• .
Zwar enthä lt das G eset z über die Deut sche Bunde sbank vom 26. Ju li 195 7
keine eigene Bestimmung des -Kreditinstitutse-Begriüs , freilich allein aus
dem G runde. daß eine so lche Defin ition in ein Kred itwesen-Gesetz gehö-
re. '" Jed och macht die Genese zugleich deutlich. daß der Gesetzgeber
der Jahre 1956/ 57 die Bundespost gerade auch als Bank mit dem währungs-
rechtlichen Instrumentarium erfassen wollte. !" Daraus erhellt aber des
weiteren. daß insoweit die Fiktion des § 2 I Nr. 2 KWG außer Betracht
zu bleiben hat und einzig von der allgemeinen Umschreibung des § I 1 (I )
KWG auszugehen ist. Korrekterweise begrenzt § 2 1 denn auch in seinen
Eingangsworten die Geltungsausnahme auf »d ieses- Gesetz; ansonsten
mögen daher die in Nr. 1-9 aufgeführten Unternehmen sehr wohl Kreditin-
stitute sein. vorab die Bundes -bank- selbst. die Kreditanstalt für Wiederauf·
bau 149 sowie das Pfandleihgewerbe betreibende Personen .!"
Die Deut sche Bunde sbank behandelt die Postbank denn auch als Kreditin-
144 Vgl. Etdenm ütler (Anm. 2) § 8 PostG/Anm . 8; Attmannsperger (Anm. J I) § 8/
Rdnr. 5 I, S3 C. : Ohnheisrr (Anm. 49) § 8 PostG/Rdnr. 14 f. (107 r.).
145 Die Post t -Bank ) unterliegt als Dienstleistung sbetrieb nicht den Bestimmungen des
Ladenschlußgesetzes (vgl. Stober, Ladenschlußgesetz - Komm., 1986, § I/Rdnr. 25
( 26 f.» , auch wenn reine Geldwech selstuben von dessen Regelung erfaßt sein mögen (s .
ebd.• Rdnr. 30 f. (28») .
146 S. insbes . }Ion Sotndler/Becker/Starke, Die Deutsche Bundesbank. 4.A. 1973. § 16/
Anm. 2 (32); Bericht des BT·Aus schusses für Geld und Kredit vom 31. 5.195 7. zu
BT·Drucks. 11 /3603. 7.
147 S. vorige Anm. sowie Szagunn/ Wohischieß( A nm. 43) § I/Rdnr . 2 (85); Bahre/Sehnet-
ded Anm. 96) § I/Anm. I (7 4); Schönle( A nm. 41) 2.
148 Ebenso lIOn Spindler/ Becker/Starke( A nm. 146) § 19/Anm . 2 (84) .
149 Zu dieser bereits durch Gesetz vom 5. 11. 194 8 (WiGBI. 123) im Zuge der Durchfüh·
rung des Marshall·Plans (European Recovery Program) gegründeten Einrichtung s.
Bäkow. Bank 1384, 4 13 rr.. Gölte. ZfgesK 1986, 232 rr.. Schönle (Anm. 41 ) 425.
150 Vgl. Sz agunn/Wohlschieß( A nm. 43 ) § 2/Rdnr . 12 f. uzs r» und 17 (128) ; Bähre/
Schneider (Anm. 96) § 2/ Anm. 9 f. (97 C. ); s. a. § 34 GewO sowie die Verordnung des
Bundesministers für Wirtschaft über den Geschäftsbetrieb der gewerblichen Pfandleiher
i. d. F. der Bek. vom 1. 6. 1976 ( 8G BL I, 1334).
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stitut. Dies betrifft zunächst die Mindestreservepolitik nach § 16 BBkG. In
den gern. § 16 " 2 ebd. getroffenen näheren Bestimmungen, der »Anwei-
sung der Deutschen Bundesbank über Mindestreserven- vom 20. 1.
1983,151 wird der Kreis der Reservepl1ichtigen begrenzt auf alle »Kreditin-
stitute i. S. v. § I I und § 53 I KWG, .1Sl Hiervon ausgenommen sind
neben einigen anderen! " lediglich die in § 2 I Nr. 4-9 KWG genannten
Unternehmen , also gerade nicht die Deutsche Bundespost (und ebensowe-
nig die KfW). Sie ist mithin verpl1ichtet , für ihre Verbindlichkeiten aus Ein-
lagen (einschließlich des Sparverkehrs) und aufgenommenen Geldern ,
sofern diese nicht gegenüber selbst reservepl1ichtigen Inst ituten bestehen,
kompensiert oder freigestellt sind, iS' bei der Zentralbank Guthaben auf
Girokonto zu unterhalten. I" Das (Reserve-) Soll ergibt sich dabei durch
Anwendung der von der Bundesbank angeordneten Reserves ätze!" auf
den gern. § 6 AMR festgestellten Monatsdurchschnitt der reservepl1ichti-
gen Verbindlichkeiten .I" Die jeweiligen Prozentsätze sind jedoch nicht in
der »Anweisung über Mindestreserven- geregelt. sondern ihre Höhe (und
Struktur) wird vom Zentralbankrat (§ 6 BBkG) gesondert festgesetzt."!
Seit der Novellierung zum I. 5. 1986159 gilt für Spareinlagen (§ 3 III
151 Deren je aktu eller Text findet sich im Ge schäftsbericht der Deutschen Bundesbank (für
das Jahr 1987. 96 fr.) . Die letzte Neufa ssung ( Mitteilung Ne. 5003 / 83 vom 20 . I. 1983 )
ist veröffentlicht in : HAnz. 1983.920 f.
152 So § I AMR ( i. d. F. der Mitteilung Nr. 5004/87 vom 19. 2.1987. HAnz. 1987,2037).
§ 53 KWG bezieht sich auf »Zweigstellen von Unternehmen mit Sitz in einem anderen
Staat e: für sie norm iert die AMR (s. a. § 16 14 BBkG) einige Sondervorschriften (§ 2
Iit. a, V, VI) .
153 Nämlich Kapitalanlagegesellschaften nach dem KAGG ; wertpapiersemmelbanken (vgl.
§ I III Depotgesetz ). in Liquidation befindliche, ruhende und sonstige Kreditinstitute .
deren Tätigkeit sich auf die Abwicklung beschränkt; schließlich Unternehmen, für die
das BAK gern. § 2 IV KWG bestimmt hat , daß die dort genannten KWG Vorschrift en auf
sie nicht anzuwenden sind (hierzu Szagunn /Wohlschieß (Anrn . 43) § 2/Rdnr. 31
( 134 f.) ; Blihre/Schneider(Anrn. 96) § 2/Anm. I I (99 f.» .
154 Vgl. § 16 I I BBkG; § 2 I aE, 111 , IV, VI AMR ; dazu näher GramIich, Bundesbankgesetz
- Währungsgeset z - Münzgesetz. Kommentar, 1988, § 16 BBkGfRdnr . 14 ff.
155 § 4 S. I AMR .ln ihren jährlichen Geschäftsberichten (§ 2611 2 BOkG; 242 III , 243 I
HOB) und den Wochenausweisen gern. § 28 BBkG stellt die Deutsche Bundesbank bei
den Aktiva die eigenen Postgiroguthaben gesondert dar: auf der Passiv seite hingegen
sind die Einlagen der Deutschen Bundespost lediglich global (einschl . Postgiro- und
Postsparkassenämtern ) beziffert (vgl. Geschäftsbericht 1987, 126: Wochenausweis zum
7. 3. 1988, Mitteilung Nr . 10010 /88 vom 10. 3.1988, BAnz. 1198).
156 Auch sie werden gemäß § 33 BBkG im Bundesanzeiger bekanntgegeben (s. etwa Mitt ei-
lung Nr . 5003/8 7 vom 23.1. 1987, BAnz. 943) .
157 So § 5 AMR : zu Einzelheiten s. GramIich (Anm. 154 ) § 16 BBkGfRdnr . 47 ff.
158 Ungenau daher Eidenmüller(Anm. 2) I.G.6 .b ), 62.
159 Vgl. Mitteilung Nr. 5003/8 6 vom 21. 2. 1986, BAnz . 2357 ; dazu Monatsberichte der
Deutschen Bundesbank 1986 H. I, 15 f.
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AMR) nurmehr ein Reservesatz. die Sichtverbindlichkeiten (§ 3 1ebd.) des
Postgirowesens unterliegen hingegen im wesentlichen 160 der höchsten,
dritten Progressionsstufe der hierfür geltenden Sätze.'" Das Gesetz
gebietet die Unverzinslichkeit von (Giro-) Einlagen bei der Deutschen Bun-
desbank (§ 19 I NT. 4 BBkG); da auch Postspargelder auf solche Weise bei
der Frankfurter Einrichtung zu unterhalten sind , bewirkt die (Erstreckung
der) Mindestreservepfiicht (auf die Postbank) angesichts der davon erfaß-
ten, erheblichen Beträge eine spürbare Rentabilitätseinbuße für das Sonder-
vermögen. Wenigstens darfdie Bundesbank insofern aberkeine Kosten und
Gebühren berechnen (§ 20 I Nr. 3 BBkG).'61
Die Postbank wird des weiteren von § 19 BBkG betroffen , wonach die
Deutsche Bundesbank -zur Erfüllung ihrer Aufgabe (aus § 3) Statistiken
auf dem Gebiet des Bank- und Geldwesens bei allen Kreditinstituten anzu-
ordnen und durchzuführen. berechtigt ist (S. I ebd.). Die derzeit geltenden
Anordnungen " ? tragen dieser Vorgabe durchweg Rechnung, indem die
Befreiungsvorschriften § 2 I Nr. 2 KWG nicht aufführen, ' 68 dagegen
andere Bestimmungen des Abs . I. § 25 I 2 KWG deklariert sodann die
Monatliche Bilanzstatistik der Kreditinstitute (auch) zu -Monatsauswei-
sen « für aufsichtliche Zwecke. '" Die der Bundesbank im Verhältnis (nur)
zu Kreditinstituten gestatteten Geschäfte (§ 19 BBkG) sind ihr wiederum
auch gegenüber der Posttbank) erlaubt, zu dem je verlautbarten (s . § 33
BBkG)'66 Diskont- bzw. Lombardsatz (§ 1911 ebd.), darüber war sich
bereits das Parlament im klaren.l" Freilich setzte dies auch auf Seiten des
je tauglichen Geschäftspartners, also der Deutschen Bundespost. die Befä-
higung zur Rediskontierung und Lombardierung von Wechseln etc. voraus;
bisher fehlt dafür aber eine rechtliche Grundlage'" Die übrigen in § 19 I
160 Zur Berechnungsweise s. GramIich (Anm. 154) § 16 BBkG /Rdnr. 33: s. a. den Statisti-
schen Teil derjeweiligen Bundesbank-Monatsberichte. IV.1.. Fn. 1.
16t Seit der linearen Erhöhung um 10% zum 1. 2. 1987 {vg]. Monalsberichte derDeutschen
Bundesbank 1987 H. 2.10) sind dies 12.1 vom Hundert.
162 Umgekehrt wird auch für die Führung der Bundesbank -Postgirokonten keine Gebühr
erhoben. § 2 11 2 Nr. I PostGiroO; vgl. Eidenmiiller(Anm. 2) § 2 PostGiroO/Anm. 4.
163 Fürdie Deutsche Bundespostbedeutsam ist die monatlicheBilanzstatistik. ferner (theo-
retisch) die Erhebung überden Auslandsstatusder Kreditinstitute (aktuelleTextedieser
Anordnungen bei: Consbruch/MölJeru. a. (Anm. 135) Nr. 3.04. 3.04 c.) .
164 Vgl. Nr. 4 Iit. d) der Anordnung über die monatl . Bilanzstatistik sowie ZifT. 1.3.. 11.3.
derjenigen zum Auslandsstatus.
165 Vgl. Szagunn/Woh/schieß (Anm. 43) § 2S/Rdnr. 1 (430 f.) und 4 (431 f.); Bährt/
Schntidtr(Anm . 96) § 2S/Anm. 2 (16) .
166 Ihre Publikation auch im ministeriellen Amtsblatt (z. B. 1988. 1279) ist daneben nur
deklacatorischer Art.
167 S. oben. bei Anm. 147.
168 Zu den Möglichkeiten de lege ferenda vgl. unten. VII.
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BBkG aufgelisteten Geschäftstypen stehen (auch) der Posttbank) jeden-
falls über (den Umweg des) § 20 I Nr. 3 ebd. offen. Erneut bedarf es aber
einer Ermächtigung des Sondervermögens , derartige Verträge abzuschlie-
ßen (und zu erfüllen) , denn die dort im einzelnen gekennzeichneten (Arten
von) Bankgeschäfte(n) sind, wenn überhaupt , so doch nicht unbesehen den
Nr . I und/oder Nr. 9 des § I 1 2 KWG zuzuordnen .'" Der Deutschen
Bundespost als einer »ötfent lichen Verwaltung. dürfen nun nach § 20 1
NT. 1 S. 1, S. 2 lit. c) BBkG zwar (auch Schatzwechsel-) Kredite gewährt
werden; damit wird jedoch keine Aussage zur Zul ässigkelt aktiver Kredit-
gesch äfte, des Tätigwerdens als Darlehnsgeber getroffen. '?" Die Refinan-
zierung findet im übrigen, ist dieser Plafond ausgesch öpft .' ! ' durch Auf-
nahme von Mitteln am Markt statt, allerdings zum Teil unter führender Mit-
wirkung der Bundesbank (§ 2011 Hs . I BBkG) .' 72 Auch dabei wird die
Deutsche Bundespost zum Schuldner von (verbrieften) Forderungen und
nicht etwa als Gläubigerin im Rahmen von Kredit- , Diskont- oder Effekten-
geschäften! " aktiv. Ermächtigt ist sie zu ihrem Vorgehen durch § 22 Post-
VerwG.1 14
Die Postbank muß Mindestreserven bei der Bundesbank unterhalten,
169 Allein der zunehmend beleglos /elektronisch abgewickelte Abrechnungsverkehr. an dem
auch die Pcstfbank I auf der Grundlage mehrerer Abkommen mit den Spitzenverbänden
des Kreditgewerbe s und der Bundesbank. teilnimmt ( \'gl. Monatsberichte der Deutschen
Bundesban .... 1985 U. 8, 47 ff.; GramIi ch (ARm. 154) § J BBkG/Rdnr. 32 ). erscheint
hiernach bereits nach geltendem Recht unbedenklich. weil und soweit er sich als Teilele-
ment heutigen Giro- rSparkassenwesens darstellt (s. Scnönte (Anm. 41) 35 I f.) .
170 Das Bundesbankgesetz wäre dafür auch systematisch der falsche Ort. sollen doch die
§§ 19 tT. ebd . abschließend die der Währungs- und Notenbank gestatteten Geschäfte
umschreiben (s . von Spindler/Bffker/Starlu (Anm. 146) vorbem. V (375 ».
171 Bereits im I. Geschäftsbericht der Bundesbank (für das Jahr 1957) wurde betont . es
bestehe kein Rechtsanspruch auf Kreditgewährung dem Grunde oder gar einer bestimm-
ten Höhe nach (ebd .. 10). In der Regel wird Anträgen nach § 20 I Nr. I aber stattgege-
ben und der . billige_ Diskontsatz als Zinsentgelt berechnet (Gramlich (Anm. 154) § 20
BBkG/Rdnr. 11, 14).
172 Einzelheiten über die Finanzentwicklung der (Deutschen Bundesbahn und der) Deut-
schen Bundespost enthalten die Monatsberichte der Bundesbank. in regelmäßiger Folge;
s. etwa 1977 H. 7. 20 IT.. 1980 11 . 8, J21T.: 1983 H. 8, 461T.: 1986 11. 8. J21T. Über die
Anleihenbegebung der Post unterrichtet auch das ministerielle Amtsblatt (s . z. B. Vfg.
407/1988; ABI. 1988,989).
173 Vgl. § 112 Nr. 2-4 KWG.
174 Vgl. Eld,nmüller(Anm. 2) § 22 PostVerwG /Anm. 2 r. Gern . Art . 1 § 321 PostStruktG-
Entwurf wird die DBP. künftig bei ihrer Kreditaufnahme im Rahmen der Wirtschafts-
pläne ( § 30 ebd.) vom Direktorium vertreten werden .•das sich dabei der Dienste des
Unternehmens DBP. POSTBANK . bedient. Der Verlagebegründung zufolge (5. 103 )
kann die Post sich eGeldmütel im Wege des Kredits am Kapitalmarkt und durch Auslet -
hungen aus den Postbankdiensten (Entnahmen) beschaffen (; diese) werden auf die Kre-
diterm ächtigung angerechnete.
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jedoch ist sie ebenso wie das Sondervermögen Deutsche Bundesbahn (§ I
BBahnG) .' " aber anders als zwei weitere teil rechtsfähige Einheiten des
Bundes nicht verpflichtet. all ' ihre flüssigen Mittel bei der Zentralbank
(zinslos !) auf Girokonto einzulegen (§ 17 S. 1 BBkG). Die Einlagenpolitik
erfaßt mithin nur einen wenn auch gewichtigen Teil von öffentlichen Rechts-
trägern.!" § 17 hinden andererseits die Deutsche Bundespost nicht
daran, mehr als nach § 16 notwendig Mittel bei der Währungs' und Noten-
bank zu unterhalten. und §§ 20 I Nr. 3. 191 Nr. 4 BBkG berechtigen letz-
tere zu dergleichen Geschäften. Die komplementäre Ermächtigung des
Postrechts stellen die -Grundsätze für die Anlegung des Postscheck- und
Postsparguthabens- vom 10.7. 1968 171 dar, welche der Bundesminister
für das Post- und Fernmeldewesen -aufgrund- § 2 1 PostVerwG nach Ein-
holung der Stellungnahme des Verwaltungsrats ( § 12111 Nr. 4 ebd . )
-best immt« hat. Von ihrem Inhalt her dürften dabei die auch für die Post
geltenden haushaltsrechtl ichen Prinzipien 111 gewahrt sein , selbst im Hin-
blick auf § 2 S. 2 lit. a ) der -G rundsätze• • wonach als -Iiquide Anlagen. -
an erster Stelle (genannt) - Guthaben bei der Bundesbank anzusehen sind.
Zum einen bezieht sich dies nur auf einen kleineren Teil der dem Postgiro-
und -sparkassenwesen anvertrauten Werte. 179 zum anderen gleicht die
Schuldnerin Bundesbank den wegen der Unverzinslichkeit der Einlagen
entstehenden Ertragsverlust in gewisser Weise durch ihre zweifelsfreie
Solvenz aus . Weiterhin fordert der Vorbehalt des Gesetzes ' 10 schwerlich
mehr an außenrechtIicher Regelung der Materie. zumal die ministerielle
-Festlegung« dem Merkmal Behörden·Einrichtung '" zuzuordnen ist und
überdies durch vielfache normative Maßgaben geformt wie ausgerichtet
wird . '" Zu vermerken bleibt schließlich. daß die Deutsche Bundespost
175 Vg!. von Man goldl/Klein (Anm . 14) Art . 87{Anm. 1II.5.c)bb) (226 1); Sroß, in: von
Münch (Anm. 14) Art . 87/ Rdnr. 12 (354) ; Bull, in : AK·GG (Anm. 14) Art. 81/
Rdnr . 62 (893) ; Dittmann (Anm. 76) 163 und J65.
176 Vgl. von Spindler/Becker/Starke (Anm . 146) § 17/Anm. I (360); GramIich
(A nm. 154) § 17 BBkG/Rdnr. 8. 11.
177 Abgedruckt bei: Eid~nmüll~r(Anm . 2) Anhang zu I.G .• lai ff.
178 Vgl. Eid~nmülln (Anm. 2) § 15 PostVerwG/Anm. 3: Wolff/Bachof. Verwaltungs -
recht 111 . 4.A. 1978 . 4 19 ff .• insb. 424 . S. a. unten, bei Anm. 198-200.
179 Durch »liquide Anlagen .. i. S. d. § 2 (insgesamt) »solle n.. gedeckt sein «mindestens 25 X
des Posts check- und mindestens 15 X des Postsparguthabense (ebd.• S. 1) .
180 Vg1. dazu schon oben, bei Anm . 16.17.
181 Zur Abgrenzung gegenüber einer Errichtung s. die oben. Anm . 14 genannte Literatur .
182 S. nicht zuletzt §§ 13 11 L V. m. I StWG: dazu Eidenmülln (Anm. 2) § 22 PostVerwG/
Anm . I aE.
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dem Münzge set z zufolge ( § 3 11)'" Scheidemünzen . DM- ebenso wie Pf-
Stücke , in jedem Betrag »in Zahlung zu nehmen oder in andere gesetzliche
Zahlungsmittel umzutauschen. hat. Spezielle Bedeutung hat dieser Kontra-
hierungszwang!" naturgemäß für die Postbank; er gilt allgemein für Bank-
noten.'" Auch die währungspolitische Befugnis des § 15 BBkG kommt
für die Deutsche Bundespost zum Tragen einmal bei der Festset zung der
Diskont- und sonstigen Zinssätze, nicht zuletzt dem für Kassenkredite.186
Was die Offenmarktpolitik angeht (§ 15 aE) . so dürfen ferner bestimmte
Geld- und Kapitalmarktpapiere der Post von der Bundesbank zu Marktsät-
zen ge- und verkauft werden (s . § 21 NT. 2. 3 BBkG). '17 Gerade bei diesen
Geschäften tritt ihre ambivalente Stellung - Kreditinstitut und öffentliche
Verwaltung - deutlich hervor.
3. Postbank und Bankenaufsicht
Das Recht des Bankwesens (Art. 74 Nr. II GG) ist noch heute Teil des
Gewerbe-polizel-rechts. !" wenn auch dem Regelungsbedarf hinsichtlich
einer allgemeinen 119 Bankenaufsicht erst vor etwas mehr als fünfzig Jahren
durch das RKWG '90 entsprochen wurde . Dazu kommt. daß. soweit Kredit-
institute einer anderen staatlichen Aufsicht unterliegen, diese neben derje-
183 Vom 8. 7. 1950 ( BGßt. 323 ); vgl. hierzu sowie zur abweichenden Regelung für die Deut-
sche Bundesbahn Gramfi ch(Anm. 154) § 3 MÜnzG /Rdnr. lJ r.
184 Folgt man der s'Ih eorie der realen Leistungsbewirkurige im Hinblick auf § 362 8GB, so
gilt dieser lediglich in bezug auf den Tauschvertrag ( § 5158GB). nicht die bloße Münz-
Annahme.
185 Infolge deren Eigenschaft als einzlgets) unbeschränktefs) gesetzllchefs) Zahlungsmit-
tel. I 141 3 BBkG.
186 Scbatzwechsel, -anwelsungen. Schuldverschreibungen; tatsächlich setzt sich die Ver-
schuldung vornehmlich aus in-/externen Krediten sowie aus Anleihen zusammen (s . die
jeweiligen Monatsberichte der Deutschen Bundesbank. Statistischer Teil. VII. 10.• sowie
oben. Anm. 172).
187 Vgl. Gramlich (Anm. 154) § 15 BBkG/Rdnr. 12; VOll Spilldler/Becktr/ Stark.e (Anm.
146) I 20/Anm . 1(434 ).
188 Vgl. Fikentscher, wlrtschaftsrecbt. Bd.II.1983. 471; Rinck/Schwark, wirtschaftsrecht.
6.A. 1986. 358 ( Rdnr. 1069). Ausdrücklich nicht hierzu rechnen den Postg iro- und
-sparcassendienst Maunz, in: Maullz/Dürig (Anm. 14) Art . 14/ Rdn r. 145; VOll Miillch.
in: da s. (Anm. 14) Art . 14/Rdnr. 48 (9 1); Ossellbiihl (Anm. 16) 46 ff.; aA Lercne/Pe-
statozi a (Anm. 19) 58 ff.; hiergegen Eidenmatter. DöV 1986.416 ff.
189 Zu speziellen Regelungen für die Hypothekenbanken bereits im 19. Jah rhundert s. Sm-
gullll /Wohfschieß (Anm. 43 ) Ein!. 1.3. (64); Bähre/Schlle;dn (Anm. 96 ) B.1. (48) .
190 Vom5. 12.1 934 (RGBI. I. 1203 ).
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nigen des BAK bestehen bleib t (§ 52 KWG ). '" Die Rechtsaufsicht über
Anstal ten "? der mittelbaren Staatsverwaltung tritt also zur ordnungs recht-
lichen (speziellen) . Wirtschaftsaufsicht. '" über jeden Polizeipflichtigen
hinzu. An sich läge daher die Folgerung nahe. auch die -bloß« als Sonder-
vermögen verselbständigte Deutsche Bundespost müsse ihre bankgesch äft-
liehen Betätigungen an den Vorschriften des KWG ausrichten. Diesem
argumentum a maiore ad minus steht freilich die ausdrückliche Ausnahme-
regelung des § 2 (I Nr. 2. 11 I) KWG entgegen. Die Aufsicht des BAK über
die Kreditinstitute (s. § 6 I KWG ) betrifft dam it auch wegen dieser explizi-
ten Best immung, nicht nur aus Erwägungen der Organisationsh ierar-
chie . '" die Post tbank ) nicht. Gleichwohl steht diese nicht gänzlich außer-
halb der An forderungen . denen ein »ordentlicher Bankier- unterworfen ist
und wie sie unbeschadet des § 6 III KWG '9l vornehmlich dem Gläubiger-J
Einlegerschutz dienen sollen ; denn § 15 I PostVerwG legt als Maxime
der Haushaltsführung die Eigenwirtschaftlichkeit des Staatsunternehmens
fest. !" und S. 2 ebd. verbietet daher Zuschüsse aus der -Bundeskasse«!"
Das je angezeigte Geschäftsgebaren wird also - wie der neugefaßte § 35
PostVerwG '" weiter erhellt - vorab durch Etat-Grundsätze gelenkt. Nach
Abs . 3 der genannten Vorschrift ist hierfür eine spezifische Posthaus-
191 Dazu Szagunnl Wohischieß (Anm. 43) § 52J Rdnr. I ( 657) und 4 ( 659); BährdSchnd -
d,dAnm. 96) § 52/Anm. I (512).
192 Dazu Wo/ff /Bachol /Stobn CAnm . 45) 317; Lange. WdStRL 44 (1986) 169 (20 1 C.);
Dtttmann (Anm. 76) 254.
19J Vg!. die Monographie E. Ste ins, 1967; ferne r Wolff/Bachof. Verwaltungsrecht 11 . 4.A .
1976.102.
194 Vg!. oben. bei Anm. 139.
195 Zu dieser erst durch die KWG-Novelle 1984 angefügten Bestimmung s. S:agunn/Wohl·
schieß (Anm. 43) § 6/Rdnr. 13 (l61 ff.); Bahre/Schneider (Anm. 96) § 6/Anm. 4
(11 8 C.), sowie jetzt E. Habscheid. Staatshaftung für Iehlsame Bankenaufs icht? 1987
(Diss . Würzburg) und Engefhardt, NVwZ 1985. 621 (6 25) .
196 EIdenmüller (Anm. 2) § IS PostVerwG /Yorbem. 3; 5 .8. BVerfGE 28. 66 (85) . Noch
ausgeprägter in diesem Sinne § 28 I BBahnG.
Zu r geplanten Neufassung in Art . I § 4 I (6), 11 (2) des Post ·StruktG·Entwurfs vgl. die
Verlagebegründung . S. 55: -ln dem . .. Spann ungsfe ld zwisc hen öffentlicher Aufgaben -
stellung und gleichberechtigter Teil nahme am Marktgeschehen mit den sich daraus erge -
benden Überlagerunge n sind die Unternehmen nach betriebswirtschaftliehen Gru ndsät-
zen zu führen. Das zwingt dazu. die nach außen für Bürger sowie Wirtschafi und Verwal-
tung zu erfü llenden Aufgaben intern mit einem Minimum an Aufwand wahrzunehmen...
Keil. Roßnagd/Wedde. DVBI. 1988. 565 f.
197 Zur hierfür grundlegenden Bestimmung des Art . 110 I I Hs . 2 GG s. Fischer-Menshau-
sen, in: )'on Münch (Anm. 14) Art . 110/Rdnr. 10 (932 f.): zur scheinbaren Au snahme
des § IS 11 PostVerwG Eidenmüller(A nm. 2) § 151Anm. 4.
198 S. die Ge setzesnovelle vom 27.6. 1986 ( BGBI. I. 946 ); die bis zum Rechnungsjah r(f 16 PostVerwG ) an wendbare frühere fassung bezog sich noch auf die RHO 1922.
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haltsordnung!" maßgeblich . welche freilich weithin den generellen Regeln
von Hau shaltsgrundsätzegesetz und Bundeshaushalts ordnung folg!." o
Die Sicherung der Einlagen bei der Postbank ersche int allerdings auf den
ersten Blick etwas prek är . haftet doch für die Verbind lichke iten der Deut -
schen Bunde spost nur das Sondervermögen selbst (§ 3 11 Hs. I Post-
VerwG ).' Ol nicht der Bund als dessen Träger (s. a. § 15 I 2 ebd.), Verluste
dürfen auch nicht etwa durch Kred itaufnahmen gedeckt werden (§ 22 11
PostVerwG ).'" Denn och wird auch hier eine subsidiäre Einstand spflicht
des Bundes kaum verne int werden können: Er. nicht die Bundespost . ist
Eigentümer der Sonderverm ögens-Werte.!" obgleich letztere -im Rechts-
verkehr unter ihrem Namen handeln. (§ 4 I PostVerwG ). nicht zuletzt
( Erwerbs-) Verträge abschließen kann.?" Die förmliche Anordnung einer
Gewährträgerhaftung wie im Sparkassenrecht?" sowie bei anderen öffent·
lieh-rechtlich organisierten Kreditinstitutenf" war daher nicht geboten:
sie wäre allein als KlarsteIlung nützlich dahingehend, daß -Zuschüsse« nur
dann nicht erlaubt und somit (rechtlich ) unmöglich sind . wenn sie das wirt-
schaftliche Risik o abnehmen oder doch vermindern sollen. Das Verbot be-
zweckt jedoch nicht eine generelle (quantitative) Haftungsbeschränkung.wie
sie mit den insoweit unbegrenzten Regelungen in §§ (I I ) 15. 19 und 20
199 Vom20.8.1986 (BGBL1. 1334).
200 Dies ergibt sich nicht zuletzt aus dem Ermächtigungsrahmen der Abs. I und 2 des § JS
PostVerwG.
Ähnlich dem § 26 11 BbkG. so soll alsbald auch bei Art. I § 31 11 . 11I des PostStru ktG
Handels- und Haushaltsrecht gemeinsam eine _Bcruck.sichtigung der Besonderheite n der
DBP._ sic herstellen: zur Begründ ung des Regierungsentwurfs verlautet ( S. 101 ), zwar
seien die »Besum mungen über die Wirtschaftsführung ... generell wie in der gesamten
Bundesverwaltung an den allgemeinen haushaltsrechtlichen Grundsätzen (zu) orientle-
ren. (sie) soll( t) en sich (jedoch), ausgehend vom derzeitigen Stand einer gehobene n
Kameralistik , im Lauf der Zeit immer mehr den Regelungen des Handel srecht s annä-
hern «.
201 Vgl. Eidenmüller(Anm. 2) § 3 PostVerwG /Anm. 3.
202 Eidenmiiller(Anm. 2) § 22 PostVerwG /Vorbem.: s. bereit s die Begründung des Gesetz-
entwurfs (i n: ArchPF 1953. 442 (448»; sowie Fucber-Menshausen, in: "on Miinch
(Anm. 14)An. 115/Rdnr. 17 (I013 ).
203 Zum Umfang des Sondervermögens Deutsche Bundespost s. § 3 I Postverwö. sowie
Iinsbes.) § I I des Gesetzes über die vermögensrecbtlichen Verhältn isse der DBP. vom
21. 5. 1953 (8GBI. I. 225); dazu Eiden", üller(Anm. 2) § 3 PostVerwGfVorbem . 2.
204 Eiden",illler( Anm. 2) § 4 PostVerwG/Anm . 1.
205 Vgl. Wolff/ Bachof/StoMdAnm. 44 ) § 100/ Rdnr . 18 (3 45); ScMnle( An m. 4 1) 422:
Rudolf, in: Erichsen/Martens (Anm. 16) 555 ( 575 f.); Schlierbach( A nm. 44) 125 C.
206 Zu Staats - und Land esbanken s. SeMnIe (Anm. 4 1) 424. sowie z. 8 . bayer. Gesetz über
die Erric htung der Bayerische n Landesbank Giro zentrale vom 27. 6. 1972 ( BayRS 762-
6· F). Art . 3: s. •. zur K1W das Gesetz vom 5. 11. 1948 i . d. F. des Gesetzes vom 22. I.
1952 (BGBl. 1. 65) . § 3.
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PostG auch schwerlich in Einklang zu bringen wäre .207 Überdies würde
ansonsten auch ein Widerspruch zur »A nstellungstheon e- des Art. 34 S. I
GG '" auftreten. stehen doch die Post-Bediensteten - Beamte. Angestellte
und Arbeiter - im (unmittelbaren) Dienst des Bundes (§ 23 I PostVerwG).
Eine echte -Anstaltslast-P dürfte durch § 15 (I) PostVerwG hingegen
gerade ausgeschieden worden sein.1 10 Der Entwurf eines Poststrukturge-
setzes sieht - im Einkl ang mit der Rechtslage bei anderen staatlichen Ban-
ken - nunmehr die Bildung eines angemessenen Eigenkapitals des Unter-
nehmens POSTBANK vor (Art . I § 33 ); damit dürfte jedoch ein (subsidiä-
rer ) Rückgriff auf andere Mittel der Deutschen Bundespost unbeschadet
des Art. I § 2 11 der Gesetzesvorlage ebensowenig völlig ausgeschl ossen
sein wie - als aller letzte Möglichkeit - eine Inpfiichtnahme des Mutterge-
meinwesens Bund .
4. Die Postbank als spezielles öffentlich-rechtliches Kreditinstitut
Die anderen kraft Bundesgesetzes!" öffentlich-rechtlich organisierten
Kreditins titute. etwa die bereits mehrfach erwähnte KfW.lI2 unterscheiden
207 Zwar stößt die Inanspruchnahme eines jeden Schuldners auf die Grenzen von dessen tat-
sächlicher oder rechtlich er Unmöglichkeit zur Leistung. Hier ergibt sich die ( lösung
der ) Problematik freilich gerade aus der nur partiellen Personifizierung der Deutschen
Bundespost . die dieser eine Berufung auf fehlendes eigenes . Vermögen_ nicht gestattet ;
ein . körperlicher Schleier- braucht erst gar nicht ..durchstoßen. zu werden. Jedenfalls
aber reicht die Absonderung nicht weiter als die einer vollrechtsfähigen Person von
ihrem (Gründer und ) Träger (s. a. Lange. VVdStRl 44 ( 1986) 192 Anm. 61 ). Dessen
Auflösungs- und Änderungsbefugnis folgt aber auch das Einste hen-Müssen bei der
Liquidation in vermögensrechtlicher Hinsicht. bis hin zu etwaigen Nachschußpflichten .
Durchaus exemplarisch ist § 44 BBkG; s. dazu von Sptnater/Becker/Starke (An m. 146)
§ 44/Anm. I (607 r.).
208 Vgl. dazu Rüfner, in: Erlchsenl Martens (Anm . 16) 473 (479 fT.) ; Mayerl Kopp (Anm.
58) 434 f.; Badu re (ARm. 61) 219 (064) ; Rittstieg. in: AK·GG (A nm. 14) Art . 34/
Rdnr. 21 r.(22I).
209 Dazu Oebbeckc, DYBI. 1981. 960 Ir.; Nirrhaus, DöV 1984. 662 (669 r.); Schneider, Fs.
Riesenfeld . 1983. 237 (242 rr.) ; Schmidt, ZfgesK 1981. 761 ff.; aber auch Breuer,
WdStRL 44 (1 986) 227.
210 Im Ergebnis wie hier EldenmülJer (Anm. 2) § 15 PostVerwG/A nm. 4.
211 Das Sparkassen wesen verbleibt gern. Art . 30. 70 GG in der Zustlndigkeit der Landesge-
setzgebung , soweit es sich um die Organisation ( ..Verfassung«} dieses Bereichs handelt:
s. von Mangofdt/Klein (Anm. 14) Art . 74/Anm . XXII.2 .a) (1595 f.): Maunz. in:
Maunz lDürig (Anm. 14) Art . 74/Rdnr. 146; von Münd, in: den. (Anm. 14) Art . 74/
Rdnr . 48 a (9 1): Botne. in: AK·GG (Anm. 14) Art . 74/Rdnr. 23 (6 70); RengeUng. im
Banner Kommentar , Art . 74 Nr. I 1 (Zweitbearb .) / Rdnr . 76.
212 Vgl. ( bei) Anm. 149.206; ferner W. Becker, Das ERP-Sonderverrnögen, 1968,64 ff.
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sich im Hinblick auf ihre Aufgabenerfüllung nicht nur dadurch von der
Postbank . daß allein diese ausschließlich in den Formen öffentlichen
Rechts ihren Kunden/Benutzern gegenübertritt . ja. sogar zu jedermanns
Zulassung gehalten ist . Damit verbindet sich zudem die besondere Rege-
lung der Post-Haftung für rechtswidriges Verhalten ihrer Beschäftigten.!'?
Praktisch weniger bedeutsam mag insofern sein . daß hier stets eine Verlet-
zung öffentlich-rechtlicher Pflichten vorliegen wird, während andere Ban-
ken. selbst wenn ihnen hoheitliche Aufgaben übertragen sind , nach verbrei-
teter Auffassung nicht »in Ausübung eines öffentlichen Amtes- handeln.!"
werden sie doch auf Grund und im Rahmen des Privatrechts tätig . Daß
lediglich bei Amtshaftung, nicht aber im Falle des § 823 I BGB bloße Ver-
mögens-Beeinträchtigungen ersatzfähig sind.!" bleibt solange im Ergeb-
nis unerheblich, wie ein vertraglich oder jedenfalls einvernehmlich begrün-
detes Schuldverhältnis gestört wurde.?" Dem Geschädigten dürften viel
eher die Ausnahmen vom »G rundsatz«!" der (derivativen) Staats haftung
nicht eben als zuträglich erscheinen. wie sie »für den Bereich des typisch
postalis chen Massenverkehrs«!" normiert wurden . Besteht freilich eine
Haftungslage, so bedarf es dann in der Regel des Nachweises eines Ver-
schuldens nicht mehr .!" Da diesen der Postbenutzer zu führen hätte, stellt
sich der Ersatzberechligte hier also besser als im Falle normalen Staatsun-
rechts.' !"
213 Für Verfassungswidrigkeit der Ausnahme vom »G rundsatz« des Art . 34 s . 1 GG aller-
dings \Ion MangoldtlK/ein (Anm . 14) Bd. Il . 19. Art . 34/Anm . 11.8. (826 f.); s. jedoch
BVerfGE 61, 149 (l99 f.); Rafner, in: Ertcbsen/Martens (Anm. 16) 481 und 482 f.;
WolfflBachof, Verwaltungsrecht I. 9.A. 1974,558 f.
214 Vg!. MayerlKopp (Anm . 58) 424; Wo/ffIBachof(Anm . 213) 566; \Ion Mangoldt/Ktein
(Anm. 14) Art. 34/Anm. ttt.2 (8 3 t f.) .
215 Rüfner, in: ErichsenIMartens(Anm. 16) 475; Rittstieg. in: AK·G G (Anm. 14) Art . 34/
Rdnr. 3 ( 2 16).
216 Dazu Rüfn er, in: Ericnsen/Manens (Anm. 16) 537 f. Daß hierher auch Posubenkjbe-
nutzungsverhältnis se zu zählen wären. erwähnen MayerIKopp(Anm . 58) 337.
217 Zum mehrdeutigen Verständnis dieses Begriffs s. GramIich, BayVBI. 1983,485 (486 f.) .
218 So die Begründung des Gesetzentwurfs (in : ArchPF 1970,444 (4 52» ; ebenso Altmann-
sperger( A nm. 31) § II /Rdnr. 4; Eidenmüller(Anm. 2) Verbern. zu §§ 11-21 PostG /
Anm. (3 .) und § II /Anm. 2; Ohnheiser(Anm. 49) § 1I PostG/Rdnr. I (l26); Rafner,
in: ErichsenlMartens (Anm. 16) 482; BGH. NJW 1976, 1319 f.
219 Vg!. A/tmannsperger (Anm . 31) § II /Rdnr. 42 n.. Eidenmüller (Anm . 2) § 1I Post- ·
VerwG/Anm .5 .
219a Daß zufolge Art . 2 Nr. 10 Iit. b) PostStruktG -Entwurf der § lI 11 PostG statt, wie bisher
Amtspflichtverletzung en. künftig Verstöße gegen vertragliche Pflichten und unerlaubte
Handlungen ebenfalls der beschränkten Haftung im Postdienst unterwirft. bewirkt eben-
falls eine Vergünstigung des Kunden gegenüber der Verschuldenshaftung des § 823
BGB, aber auch des Vertragsrechts (s . §§ 280, 285 BGB; Palandtt-Hetnrichs), BGB,
§ 276/Anm. l .a jbbj ).
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Für Post scheck-i-giro- und Postsparkassendienst fehlt nun eine Vorschrift
wie die des § 12 VI PosrG , wonach die Deut sche Bunde spost auch haftet .
wenn ein Verschulden ihrer Bediensteten nicht vorliegt.? " Vielmeh r
besc hrän kt jeweils S. 3 der §§ 19 und 20 PostG die ent sprechende Anwen-
dung des § 12 ebd . auf »Schäden. d ie bei der Ausführung von Beförde-
rungsleistungen auße rhalb der Posttgi ro-rsparkassen jämter entstehen•. '"
Ansonsten ergibt sich die Einstandspfli cht der Post bei nicht ordnungsg e-
mäßer ( 5. 1), ausnahmsweise auch bei nicht rechtzeitiger (5. 2)'" Pflicht-
erfüllung innerhalb eines Benutzungsverhältnisses aus den »allgemeinen
gesetzlichen Vorschriften für die Haftung des Schuldners für die Erfüllung
seiner Verbindlichkeiten«, Hinzu kommt eine -Haftung-?" im Geldüber-
rnittlungsdienst gern. § 15 PostG. die freilich - so noch ausdrücklich das
PostG 1871 ' 14 in § 6 IV - als Leistung einer -Garantie« ausgeformt ist:
Gewährleistet wird allein die primäre Verpflichtung. das Erfüllen einer
Geldschuld .'"
In den Fällen der §§ 19 und 20 PostG geht es demgegenüber um Scha-
den sersatz . Die Grundlage von hierauf gerichteten Ansprüchen bilde t das
öffentl ich· rechtlic he Post (bank )benutzungsverhält nis. Für Leistungsstö-
rungen im Rahmen dieser Beziehung enthält jedoc h das geltende Verwal·
tungs recht keine speziellen Bestimmungen.'" auch § 62 5. 2 VwVfG -
hier allerdings nicht unmittelbar anwendbar!" - verweist auf die Bestirn-
220 VII. A./tmQnnsperg~r (Anm. )1) § 12{Rdnr. 13 C.; Eidenm üller (A nm. 2) § 12 PostGI
Anm. 2 N. I1S und Anm. 6; Ohnheiser(Anm. 49) § 12 PostG/Rdnr. 12 (138); 5 .8.
ArchPF 1970 .451.
221 Dazu A/rrnannsperger (Anm. JI) § 19JRdnr. 32 und § 20/ Rdnr. 23 tT.; Eidenm üller
(ARm. 2) § 19 PostG/ARm. S und § 20 /A nm. 6; Ühnheiser (Anm. 49) § 19 PostG/
Rdnr. 7 fT. (197 f.). § 20/ Rdnr. 5 (211).
222 Zum Fall des § 11 PostGiroO s. Altmannsperger(Anm. J I) § 19/Rdnr. 2 1 f.: Etdenm ül-
ledAnm. 2) § 17 PostGiroO/A nm. 13 und Hinw. Zum Vorgänger( § 16 PostScheckO
1969 ) Eidenmütter. ebd .• § 19 PostG/ARm.4; Ohnheiser (Anm. 49) § 19 PostG/
Rdnr. 6 (I 97). sowie die Begründung der Vorschrift (in: ArchPF 1970 . 524) . Zu Spezi-
fika des Postsparverhältnisses Altma nnsperger, 8.8.0 .. § 20/ Rdnr. 2 1;aberauch Eiden-
matter. § 20 PostG/ARm. 4 C.; Ohnheiser. § 20 PostG/Rdnr. 4. 5 ( 2 16); ferner ArchPF
1970. 458.
223 Im weiteren Sinne; s. nur Allmannsperger( A nm. 3 1) § IS/ Rdnr. 1;ArchPF 1970. 456 .
224 S. Anm. 35.
22S Die Unterscheidung könnte noch im Hinblick auf § 23 V PostG bedeutsam sein (s o
Eidenmüller (Anm, 2) § IS PostGfVorbcm. und Anm.8; anders aber ders.. § 23/
Anm.l0; für Einbeziehung des § 15 PostG auch A/rmanns~rg~r (Anm. 2 ) § 151
Rdnr. 2. § 23 / Rdnr. 34; Ohnhds~r(Anm. 49 ) § 23/ Rdnr. 5 (232)).
226 Allge mein zu verwaltungsrechtlichen Sonderverbindungen s. Erichs~n/Marr~ns (Anm.
16) 141fT. und 301f.; Salz",·~dd. ebd. 430 f.; Krause, WdStRL 45 (1981) 212
(229 fT.).
221 Wegen § 2mNr. 4 VwVfG; s. bereits oben . bei Anm. 10. 11 .
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mungen des BGB.'" Das Post fbank lrecht formuliert insoweit wesentlich
präziser. indem es nur die -allgemeinen« Haftungsnorm en , d.h . die für die
planm äßige Erfüllung jeden Schuldverhältn isses geltenden Regelungen." !
in Bezug nimmt, womit zugleich das Besondere Schuldrecht (einschließl ich
§ 839 BGB)2JO nicht herangezogen werden kann. Analog anwendbar blei-
ben damit je nach dem Vorl iegen einer synallagmat ischen Verknüpfung
§§ 275 fT. , 323 fT. BGB sowie die generellen Bestimmungen zum Ersatz-
Umfang (§§ 249fT. ebd . ): nicht zuletzt wird so die Verschuldungs haftung
übernommen ( § 276 BGB) .2J ]
Entgegen erstem Anschein unterscheidet sich die Postbank-Haftung aber
praktisch kaum von derjen igen anderer Kred itinstitute, ja , der ( Post- )G e-
setzgeber bezweckte hier gerade eine Gleichstellung mit den Giro-Kunden
und Sparern dieser Einrichtungen.!" Die Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen der Banken etwallJ enthalten durchweg, wenn nicht gänzliche
Ausschl üsse. s" so doch Haftungsbeschränkungen auf -grobes- Verschul-
den,2H insbeso ndere bei Überweis ungsaufträgen und bei Verz ögerun-
228 Nicht zuletzt auf das Recht der Leistu ngsst örungen (vgl. Kopp (Anm. 7 1) § 62/Rdnr. 5
(10 13>: ErichSfn/ Martens( A nrn. 16) 304 C.; Krau se. WdStRL 4S (19 87) 23 1 f.).
229 Einer vertraglichen Begründung bedarf es hierzu nicht (5 . Erichstn/ Martt!ns (Anm. 16)
1381L K" .".VVdStRL 45 (1987) 2IH ).
230 Im Ergebnis ebenso Allma nnsperger (Anm. 3D § 19/ Rdnr. 10; Eid~nmüflu (A nm. 2)
§ 19 PostG/Vorncm.: Ohnh~iJ~r(Anm. 49) § I I PostG /Rdnr. 1 (1 26) und 7 (127) .
231 A/tmannJ~rg~r(Anm. 31) § 19/ Rdnr. 11. 13; Eid~nmüfl~r(Anm. 2) I.G . 7.0 (8 1 f.) ;
§ 11 Post G/Anm. 5: § 19/ Anm. 2; § 20/ Anm. 2; Ohnh~isu (Anm. 49) § 19 PostG /
Rdnr. 5 (197); § 20/ Rdnr. 4 (2 16) . Zur Auslegung des § 12 V 2 PostGiroO - d ie Post
hat best immte sNacbteile aus fehlerhaften Last- und G utbuchungen . .. nicht zu vertre -
tene - s . BGH. NIW 1977. 1344 (zur inha ltlich im wesentli chen übereinstimmenden
Normierung des § 12 1112 PostScheckO 1969); Eidenm ütter (Anm.2) § 12
PostG iroO/Anm. 11: A ltmannsp~rg~r(Anm . 3) § 19/Rdnr. 23 d: Ühnheiser (Anm. 49)
§ 19 PostG /Rdnr. 10 (20 1 f.) . Die Bestimmung ähnelt den AGB der Deutschen Bundes -
bank (Abschn. n. Nr. 24, 29 i. V. m. Abschn. I Nr . 13) und denjenigen der Banken
( Fassung vom Jan . 1986 in: Bankrecht. 16.A. 1987.333 ff.) Abschn.L Nr. 4 (3 ): s. fer-
ner Abschn .1I Nr . 14lT. der Sparkassen -AGB (Text ebd., 350 lT.) . Die Angle ichung war
bezweckt (s. ArchPF 1970. 523 ).
232 S. vorige Anm . sowie die Begründung zur Postgesetz-Vorlage (ArchPF 1970. 458 ); fer-
ner Eid~nmül/u(Anm . 2) § 19 PostG /Vorbcm.
233 Vgl. Anm . 231 : dies gilt gleichermaßen Iilr die Spark.assen-AGB.
234 S. etwa Abschn .1. Nr. 9 S. 3. Nr. 25 (2) .
235 Zu diesem Begriff s. § 11 Nr. 7 AGBG : er umfaBt Von atz (s . § 276 11 BGB) und grobe
Fahrt ässigke it (s . § 277 ebd .). Der BGH erachtete jiingst freilich den in den Bundes-
bank·AG R vorgesehenen HaftungsausschIu B Iür durch leichte Fahrläss igkeit versc hul-
dete Verzögerungen der Auftragsausführung im vereinfachten Scheck- und Lastschrift-
einzug für unwirksam. •weil es sich bei der Pflicht . den Scheck.auf dem schnellsten und
sichersten Wege der bezogenen Bank vorzulegen . .. . um eine wesentliche. sich aus der
Natur des hier zwischen den Beteiligten bestehenden Auftragsverhältnisses ergebende
Pflicht im Sinne von § 9 Abs . 2 Nr. 2 AGBG handel te (WM 1988.246 (24 8» .
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gen. !" Allerdings untersagt § 276 11 BGB. einem Schuldner im voraus die
Haftung wegen Vorsatzes zu erlassen. Von dieser Bestimmung weicht das
Postgesetz aber nicht ab. 2J7 und eine spätere Einigung zwischen Verletzer
und Geschädigtem vorab über den zu ersetzenden Betrag!" wird hier -
durch keineswegs ausgeschlossen.!"
Auch im Hinblick auf Sekundäransprüche erweisen sich damit die Beson-
derheiten des Post(bank)rechts als von eher formeller Art. Daß die Benut -
zung - anders als bei der Bahn '" - bisher öffentlich-rechtlich ausgestaltet
ist, wirkt sich mithin im Verhältnis zu den übrigen Kreditinstituten?" nicht
_Da die Wirtschaft auf das Scheckinkassoverfahren (der ) Deutschen Bundesbank ange -
wiesen ist . würde es eine entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessene
Benachteiligung bedeuten. wenn sich (diese ) von der Haftung rur . . . Schäden in vollem
Umfange freizeichnen könnte. ( ebd.).
Nun gilt derzeit § 9 AGBG zwar auch gegenüber der Deutschen Bundespost (s . § 24 S. I
Nr.2 ebd. ). für ihre Benutzungsordnungen fehlt hingegen bereits eine dem § 21 (5. 3)
AGBG vergleichbare Ermächtigungsnorm. so daß von daher eine Übernahme inhaltli-
cher Maßstäbe aus diesem (Privat- )Rechtsbereich jedenfalls nicht geboten ist. Eine
_Nachbesserung. der §§ 19 S. 2. 20 s. 2 PastG erscheint also aus Anlaß der genannten
höchstrichterlichen Entscheidung kaum geboten. auch aus dem weiteren Grunde. daß im
Hinblick auf die Postbank weder rechtlich noch faktisch ein Benutzungszwang besteht.
Art . 4 Nr. 1 des PastStrukG·Entwurfs will § 23 11 AGBG lediglich um eine Nr. la
ergänzen ( _§ 2 für die Geschäftsbedingungen und Leistungsentgelte der Deutschen Bun-
despost. sofern ihr Wortlaut im Amtsblatt des Bundesministers für Post und Telekom -
munikation veröffentlicht worden iste}. Art . 2 Nr . 4 des Entwurfs soll (Anm. 45) in die
Neufassung des § 1 PastG -privatrechüic he Geschäftsbedingungen und Leistungsem-
gelte - einfügen. anknüpfend an Art . I § 26 ebd .. wonach nurmehr der Rahmen für die
Inanspruchnahme von Postfbankjdlenstlelstungen durch Rechtsverordnung abgesteckt
wird (5:1). Innerhalb desselben sollen aber Verträge geschlossen werden (5 .2. 3) .
Deren privatrechtliehen Charakter heben Referenten- (5 . 86) wie Regierungsentwurfs-
Begründungen (5.88) eigens hervor ; s. a. oben . Anm . 65.
236 Überweisungs- und sonstige Zahlungsaufträge behandeln Abschn . I Nr. 4 der Banken-
AGB. Hinwelspflichten des Kunden bei Gefahr durch Verzögerung Nr. 7 ebd.. s.a.
Abschn . 11 Nr . 14 (3) . (4).16 der Sparkassen·AGB.
231 Ebensowenig gestattet es eine anderweitige Regelung in Benutzungsordnungen. so daß
sich insoweit die Frage eines nur dort vorgesehenen Haftungsausschlusses gar nicht
stellt {vgl. dazu BGHZ 61. 7 ff.; Seibert . DöV 1986. 957 rr.i ,
238 Ggf aber auch über Entstehung und Zurechnung eines ersatzfähigen Schadens . nach
Maßgabe des Vergleichsgedankens (§ 179 BGB. § 55 VwVfG) .
239 Die Zulässigkeil solchen Vergehens ist unabhängig davon zu bejahen. ob das (primäre)
Benutzungsverhältnis vertraglich geregelt ist oder doch werden könnte .
240 V81. bereits BGHZ 2. 37 (41); 6. 304 (J09lT.), BVerwGE 47. 247 (250r.) , 52. 255
(251); aufschlußreich die bereits oben . Anm . 23. angeführte Sitzung des Zuständig-
keitsausschusses des Parlam. Rates. insbes . die Ausführungen Laforen (a .a.O.. 215 f.) .
Vgl. aber auch D. Schmidt, Die Unterscheidung von privatem und öffentlichem Recht.
1985.315 r.
241 Auch im Verhältnis zur Deutschen verkehre-Kredit- Bank AG. deren aktienrechtliches
Grundkapital seit 1973 zu 100 '; von der Deutschen Bundesbahn gehalten wird : zu die -
sem Kreditinstitut »mtt Sondereufgabene vgl. Dunse. Bank 1985.621 ff.: Achlubug. JA
1985.50HlT. ).
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diskriminierend aus . Von Verfassungsrechts wegen dürfte auch das Recht
der OB-Benutzung entprivatisiert werden .'" Willkürlich ist die Wahl des
einen oder anderen Rechts(gebiets) weder hier noch dort ; für beide lassen
sich sachliche Gründe benennen.'" Diese Feststellung gilt auch in bezug
auf die einheitlich öffentlich-rechtliche oder privatrechtliche Normierung
der jeweiligen Benutzungsordnung. Will die Deutsche Bundespost ( weitere)
Bankdienstleistungen einrichten und erbringen. so nötigt sie jedenfalls das
Grundgesetz nicht zur -Flucht ins Privatrecht- e?"
VI. Die Post als öffentliches Unternehmen
I. Erweiterung der Bankdienste als Verfassungsproblem
Damit läßt sich als Zwischenergebnis festhalten , daß der Bundesgesetzge-
ber in verfassungsgemäßer Weise die Deutsche Bundespost mit der Erbrin-
gung von Bankdiensten betrauen durfte. Dies gilt zunächst für die her-
kömmlich postalischerseits wahrgenommenen Aufgaben des Postscheck-
(giro-) und -sparkassenwesens, aber auch für die Regelungstechnik, die
Einzelheiten der Ausgestaltung durch Benutzungs(rechtsver)ordnungen zu
überlassen. Bedenken werden denn in der Tat regelmäßig erst gegen die
Erweiterung?" der Postbank-Tätigkeiten erhoben . sei es bereits dem
242 Trotz des Kontrahierungszwangs aus § 453 HOB. § 2 EVa. dem hier jedoch kein Beför-
derungsmonopol zur Seite steht (vgl. nur Maunz. in : Mauf/z/Dürig(Anm . 14) Art . 87/
Rdnr. 44) , Allgemein hierzu Satzwedet, in : Ertchsen/Manens (Anm. 16) 418; Wolf! /
BachoflSlOber(Anm . 44) § 98/Rdnr. 37 (313 f.l. § 99/Rdnr. 34 fT. (3J4 fT.).
243 Vgl. nur die im Laufe der Geschichte vertretenen Theorien zur Rechtsnatur des Postbe-
nutzungsverhältnisses (Altmannsperger (Anm. 31) § 7/Rdnr. 6 ff.; Eidenmüller(Anm.
2) § 7 PostG /Vorbem.) .
244 Zur »Einheitlichkeit der rechtlichen Beurteilung von Organisationsform und -inhalt« s.
EidenmülledAnm. 2) 1.0.3.c) (LVIII). Nach stets noch überwiegender Ansicht handelt
es sich hierbei jedoch um ein Postulat, kein rechtliches Gebot (s . von Münch. in: Erich-
sen/Ma,,,ns (Anm. 16) 1 (50): Badu,a(Anm. 61) 549 (1104)) .
245 Vg!. Ossenbühl (Anm. 16) 56 fT.• 143 fT.; Lerche/Pestatozza (Anm. 19) 38 fT.• 65 fT.•
69 fT., 85 ff.; Eidenm üller. DöV 1986. 418 und 420. Die ordnungspolitisch brisante
Beteiligung von Kreditinstituten an anderen, insbesondere branchenfremden Untemeh-
men erlangt bei der Posubenk) hingegen keine (erhebliche) Bedeutung (allgem . dazu
etwa Gra/Lambsdorf/. ZfgesK 1988.56 (58); Herhausen. Bank 1988. 120 rr.). So war
die Deutsche Bundespost zum 3 I. 12. 1982 an 17 Post· Spar- und Darlehensvereinen mit
dem eher symbolischen Nennbetrag von je 20.- DM dabei . im Gegensatz zu einem
durchaus beträchtlichen Engagement bei vornehmlich privatrechtlich organisierten ver-
kehrs- und wohnungswirtschaftlich ausgerichteten Unternehmen (5 . Gerl/Lange/Rich-
ter, ArchPF 1985, 18 (I 9».
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Grundsatz nach. sei es zumindest hinsichtlich der Art und Weise , wie sich
die Bundespost im Bereich des Kreditwesens breitzumachen scheint. Beide
Probleme sind wesentlich verfassungsrechtlicher Art und hängen eng mit·
einander zusammen: Wäre schon die Frage nach dem -Ob- einer postali-
schen Universalbank zu verneinen.!" so ginge die weitere nach dem dort-
hin einzuschlagenden Weg ins Leere.
2. Die fe hlende Grundrechtstr ägerschaf t der DBP
Eine Lösung des Problems muß zum einen an dem Merkmal ansetzen. wel·
ches die Postbank von ihren privatrechtlich organisierten Konkurrenten im
Kreditsektor'" unterscheidet - der Rechtsstellung. Als Sondervermö-
gen(stei!) des Bundes und »Gegenstand- bundeseigener Verwaltung eignet
ihr keine (rechtlich ) unabhängige Persönlichkeit im Verhältnis zum »Trä-
ger c-Gerneinwesen, überdies nimmt (auch) die Post(bank) öffentl iche Auf-
gaberr'" wahr, zudem in Formen des Verwaltungs rechts: Die Deutsche
Bundespost ist nach den Grundsätzen der Politik der Bundesrepublik
Deutschland. insbesondere der Verkehrs- , Wirtschafts- . Finanz- und So-
zialpolitik zu verwalten (§ 2 I PostVerwG); hierbei muß dem Interesse der
deutschen Volkswirtschaft Rechnung getragen werden (§ 2 11 I ebd .). " ·
Ihre wichtige ordnungspolitische Funktion' " besteht darin. der Allge-
meinheit leistungsfähige . moderne Kommunikationsnetze zur Verfügung zu
246 So Lerche/Pestatorra (Anm. 19) 79 f., 116, 129; zurückhaltend Ossenbühl (Anm. 16)
139 f., 145. Zumindest gegenwärtig wird allerdings noch »kein Vollbank-Geschäft. aber
mehr Marktnähe engestrebt - (s . Handelsblatt vom 16. J . 1988. 10) . S. a. unten .
Anm .258.
247 Hingegen ist das Verfolgen eines oder mehrerer öffentlicher Zwecke wesenstypisches
Merkmal für jede juristische Person des öffentlichen Rechts: s. nur Wo/ff/BaC'ho/ Stober
(Anm. 44) § 84/Rdnr. 13 (10 - Körperschaft). § 98/Rdnr. 6 (300 - Anstalt), § 1021
Rdnr .6 (404 - Stiftung); Rudolf, in: Erichsen/Manen s (Anm. 16) 573: Mayer/Kopp
(Anm. 58) 519r.tvgl.ferner Weid" . YVdStRL 44 (l9g6) 2941T.
248 Sie korrespondieren hier in besonderer Weise mit der -verfassungsrechtlichen Forderung
nach strikter Staatlichkeit« der DDP. (so Dittmann (Anm. 76) 177 «[n.Allgemein zu
den Staatsaufgaben des GG . Badura (Anm. 61) 200 ff. (040 ff.), 397 f. (G I) ; Stern
(Anm. 17) 601 und 745 f.
249 Der jetzige Abs . 2 wurde erst vom 28. BT-Ausschuß in den Gesetzestext eingefügt {s.
dessen Bericht . in: ArchPF 1953, 456 (457)) ; er ergänzt die im ersten Absatz nlederge -
legten -politischen- um (volks Iswirtscbafüiche Grunds ätze- (so Eldenmüller(Anm. 2)
§ 2 PostVerwG /Anm. I, 2}. Vgl. nunmehr Art . I §§ I. 4, 22 PostStruktG·Entwurf.
250 Allgemein dazu von Loescb, Privatisierung öffentlicher Unternehmen, 2.A . 1987. 87 und
9SIT.
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stellen (§ 2 III ebd .) ." ! Gewiß ist nun ein Grundrecht speziell auf das
postalische Wirken zugeschnitten, das Brief-, Post- und Fernmeldegeheim-
nis des Art. 10 GG,'" und es beinhaltet gerade auch die Geheimhaltung
des gesamten durch die Post vermittelten Verkehrs gegenüber postfremden
ExekutivsteIlen. '" Obgleich davon nicht zuletzt das Postbankgeheimnis
umfaßt wird, '" erlaubt die besondere Gewährleistung doch nicht den
Schluß, (auch) alle (anderen) Grundrechte seien »ihrern Wesen nach . auf
die Deutsche Bundespost anwendbar, mag diese nun im Sinne von Art. 19
III GG als juristische Person zu qualifizieren sein oder nicht .'" Im Hin-
blick auf gesetzgeberische Regelungen heißt dies freilich , daß für deren
Ausmaß und (Eingriffs- )Intensität die »wirt schaftlichen« Grundrechte,
vorab also Art. 12 und 14 GG, nicht maßgeblich sind. Zumindest können
sie nicht als Abwehr gegenüber etwaiger Verkürzung der (bankgeschäftli-
chen) Betätigung der Deutschen Bundespost und ebensowenig in Gestalt
einer »Freiheit« zu sachangemessener Ausweitung herangezogen wer-
den.!"
2S1 »Betriebliche Grunds ätze- in der Terminologie Eidenmüllers (a.3 .0. (Anm. 2) § 2 Post-
VerwG /Anm.4).
252 Im einfachen Gesetzesrecht wird das Grundrecht im Hinblick auf das Postbenutzungs-
verhältnis ausgeformt durch §§ 5. 6 PostG . 10 ff. FAG. Eingriffe und Beschränkungen
(Art . 10 11 I GG) finden sich hingegen vielfach außerhalb des Rechts des Post - und
Fernmeldewesens (dazu Alrmannsperger (Anm. 31) § S/Rdnr. 7S ff.• 100 ff. ; Eidenmid-
ler (Anm. 2) § 5 PostG /Anm. t fT.; § 10 FAG /Anm. 2,4; Ohnheiser (Anm. 49) § 5
PostG /Rdnr. 19IT. (75IT.» .
253 Vg!. Panpermann . in: von Münch (Anm. 14) Bd. 1, 3.A. 1985, Art . lOjRdnr. 12 (483) ;
Dürig, in : Maunz /Dürig(Anm. 14) Art . lOjRdnr. 15; Schuppen. in: AK·GG (Anm. 14)
Bd. I. 1984. Art . 10/Rdor. 17 (906) .
254 Wie hier Pappermann und Schuppen (vorige Anm.) . wohl auch Badura (Anm. 61) 94 f.
(C 40); a. A. Dürig, in : Maunz /Dürig (Anm. 14) Art . lO/Rdnr. 16, unter Hinweis auf
die Entwurfsbegründung (s . ArchPF 1970. 450): AJtmannsperger(Anm. 31) § 5/Rdnr.
25 und § 6/Rdnr. 1; differenzierend Eidenmüller (Anm. 2) § 6 PostG /Vorbem. (2 .),
(3) , und auch Altmannsperger, ebd. § 5/Rdnr. 112 fT.• sowie § 6/Rdnr. 2; undeutlich
Ohnheiser(Anm. 49) § 6 PostGjRdnr. 2.4 (87) .
255 Für Wehrfähigkeit der DBP. im Hinblick auf Art . 10 GG etwa Schupperl, in: AK-GG
(Anm. 14) Art . lO/Rdnr. 15 (905) und 20 (908); grundsätzlich auch Dürig, in:
Maunz/Dürig(Anm. 14) Art. 10/Rdnr. 4, 21 f., 26; anders Pappetmann. in: von Münch
(Anm. 14) Art . lO/Rdnr. 15 (485 f.) .
Art . 19 11 I GG knüpft jedenfalls nicht notwendig an eine umfassende Rechtsfähigkeit an
(vgl . nur Hendrtch s, in: von Münch (Anm. 14) Art . 19jRdnr. 31 (784 f.); Badura
(Anm. 61) 71 f. (C 12); Ladeur, in: AK-GG (Anm. 14) An. 19 Abs .3/Rdnr. 29
(I202f.); Schenke. IZ 1988. ) 17 () 18)) .
256 Im übrigen kommt in Privatisierungsdebatten häufig zu kurz. daß eine »prtvatautonome
und privatwirtschaftliehe Betätigung auch außerhalb der Berufstätigkeit im Sinne des
Art . 12 Abs . 1 GG und der Nutzung des Eigentums i. S. d. Art . 14 GG ( , die) freiheitli -
chen Schutz genießt- {Badura. (Anm. 61 (138 (C 80)). weder juristischen Personen
(privaten Rechts) bereits kraft dieser Zuordnung noch stets im selben Maß wie natürli ·
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3. Die rechtliche Bedeutung der Benutzerinteressen
Heutzutage geht es freilich gerade umgekehrt um eine bessere. d. h. •pro-
fessionellere. Ausschöpfung der gesetzlichen Möglichkeiten; die Postbank
will sich in fairem Wettbewerb gegen die Konkurrenz von Banken und Spar-
kassen behaupten.!" Einige Autoren können sich gar einen -Einstleg in
das Universalbankgeschäft« zumindest stufenweise vorstellen. BI Trifft
mithin Langes ebenso knappe wie zugespitzte Feststellung auch für die
Deutsche Bundespost zu. wonach . (d }ie rechtsfähige Anstalt (sich) nicht
nach dem Gegenstand ihrer Tätigkeit definieren (läßt). sie grundsätzlich
zu allem fähig. sei? '" Gibt es also durchgreifende rechtllche"? Argu-
mente gegen eine derartige Anreicherung des Postbankwesens? Zunächst
statuiert das GG weder ausdrücklich noch beinhaltet es implizit eine (allge -
meine) Regel. daß sich staatliche Stellen. wie weit rechtlich verselbständigt
sie auch immer seien." ! nicht auch wirtschaftlich betätigen d ürften""
ehen Personen gewährleistet wird. Die ständige Rechtsprechung des BVerfG. mag sie
auch auf einige Kritik gestoßen sein (vgl. PitTOlh/Schlink. Grundrechte - Staatsrecht 11.
J .A. 1987,42 ff.) , faßt ein Beschluß vom 14.4. 1987 nochmals zusammen wie fol,t :
_Selbst wenn wegen der weitgebenden Angleicheng an das private Bankgewerbe für die
Beurteilung der Funktion der öffentlich-rechtlichen Sparkassen nicht mehr deren öffent-
liche Aufgabe, sondern die prtvatwirtschafüiche Umemehmenstäügkeit bestimmend
wäre. könnte dies nicht zu einem Grundrechtsschutz führen . Es würde auch dann der
hierfür erforderliche Bezug zum Freiheitsraum natürlicher Personen fehlen, denn als
Träger des Unternehmens käme nur die hinter der Sparkasse stehende Gebietskörper-
schaft in Betracht. Diese wäre aber ... auch dann nicht ohne weiteres grundrechtsfähig,
wenn sie sich auf dem Gebiet des Privatrechts wirtschaftlich betiti,te_ (BayVBI. 1987,
590 (59\ f.)) • DVerfGE 75. \9\ (200), dazu M. Sachs . JuS 1988.399 (400) , Kne-
meyrr, BayVBI. 1988,131 f.) .
257 So eine Überschrift im Handelsblatt vom 16. J . 1988. 10; vgl. auch Zurhorst. Jahrbuch
der DDP. \985.9 (16 r.), Schramm, ZPF \985 H. 12.8 (10 r.).
258 Etwa Kutm. ZfgesK 1988. 102.
259 WdStRL 44 (I986) 169 (I 88) . Auch wenn die DBP. weder (voll-) rechtsfähig (vgl. § 4
I PostVerwG; An. 1 § 5 PostStruktG·EntwurO noch - zumindest nach -eigener«
Ansicht (5 , nur Eidenmül/er(Anm . 2) Einführung: Die Rechtsnatur der Postverwaltung
(I. B. 6.).12 ff.) - eine »Anstalte ist. treffen auf ein eSondervermögen« Langt's Überle-
gungen gleichermaßen zu (s . ebd.. 192 Anm . 61. 62).
260 Davon zu unterscheiden bleibt die Frage, ob und inwiefern diese(s) Entwicklung(sziel)
politisch wünschenswert und/oder durchsetzbar ist . In diesem Punkt sind Neuordnungs-
absichten bislang kaum zu erkennen. wenn sie denn Oberhaupt angestrebt werden . S. a.
unten. bei Anm . J75.
261 Die Spanne reicht vom Regiebetrieb über die Problematik -ministerialfreiere RAume
(vgl. W. Mül/tr. JuS 1985.497 ff.) bis zu nurmehr Ober(anteilsmäßig vermittelten) Ein-
fluß in den Leitungsorganen kontrollierten. privatrechtlieh organisierten Unternehmen.
nicht zuletzt in Gestalt von -gemischten- Gesellschaften mit in- wie ausländischen Pri·
vatpersonen.
262 Zutreffend PUllntr(Anm. 82) 96 f.; s. a. H. Knigtr. ZBR 1979, 157 (158).
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oder doch gleichsinnigen Aktivitäten Privater den Vorrang lassen rnüß-
ren. "" Im Gegenteil: Die Verfassung gestattet - in Grenzen!" - die Ein-
richtung öffentlichen Eigentums ,"" sie ermächtigt zur Überführung auch
von »Produkuonsmin eln«?" in Gemeineigentum oder andere »Forrnen der
Gemeinwirtschaft, (Art. 15 S. 1 GG) und legt hierfür eine konkurrieren-
de Gesetzgebungszuständigkeit nieder (Art. 74 Nr. 15 GG) .' 67 Ja, das
Grundgesetz akzeptiert schiere Finanzmonopole, Gebilde öffentlichen
Rechts also, deren Hauptzweck die Vermehrung staatlicher Einnahmen
ist. 26 8 Freilich mangelt es Unternehmen der öffentlichen Hand im wesent-
lichen an der grundrechtlichen Absicherung"" eines Bet ätigungsraums .
Auch die Verwaltungs-Monopole werden so als Beschr änkungren) der
Berufsfreiheit aller anderen, im gleichen Feld entfaltungswilligen (Privat-)
Personen erachtet. 270 Daher bedürfen sie stets einer speziellen Rechtfer-
tigung, sind andererseits aber nicht immer und unter allen Umständen ver-
fassungsrechtswidrig. 271
Allerdings wird des weiteren darauf hingewiesen.!" von Grundrechten,
insbesondere den »wirtschaftlichen«, könne nur dann angemessen oder gar
optimal Gebrauch gemacht werden , wenn hierbei gleiche Bedingungen für
alle herrschten, wobei noch zwischen den bereits auf dem jeweiligen Gebiet
Tätigen und den erst an einer Aktivitätsaufnahme Interessierten unterschie-
den werden solltt)e. Damit wird den staatlichen Organen mehr als bloß der
263 Für ein Subsidiaritätsprinzip neuerdings aber wieder Kimmin ich, Polit . Studien 1987,
587 (591 ff.) .
264 Vgl. BVerfGE 24 , 367 (388 ff.) : dazu Wiltig, DVBI. 1969.680 (6 85 f.); Rittstieg , in:
AK-GG (Anm. 14) An . 14, 15/Rdnr. 46 f.
265 Gesetzgeber in Bund und Ländern standen diesem Institut allerdings überaus zurückhal·
tend gegenüber , mit Ausnahme Hamburgs und in geringerem Maße Baden-Württem-
bergs .
266 Vielfach wird dies als Gegensatz zum Dienstleistungsbereich. dem tertiären Sektor . ver-
standen; vgl. Rittstieg . in: AK-GG (Anm. 14) Art . 14, 15{Rdnr. 241; Stober, Wirt-
schaftsverwaltungsrecht I, 5. A. 1987, 182: Gramlieh. ZVgIRWiss. 1983, 165 (168 f.) .
267 Wie bei der vorhergehenden Ne. 14 deckt sich der Begriff in der Kompetenznorm mit
demjenigen des Gtf-Abschnitts. s. nur Püuner (Anm. 82 ) 106: von MangoldtlKlein
(Anm. 14) Art . 74/ Anm. XXIX. J . b)( 1618).
268 Vgl. ebd ., 105; Fischer-Menshausen, in: von Münch (Anm. 14) Art . 105/Rdnr. 15
(783); Birk , in: AK·GG (Anm. 14) Art. 105{Rdnr. 8 f. (1247) ; Stern (Anm. 17)
11151.
269 Unbeschadet der Organisations - und Handlungsform gelten freilich Art . 10I I 2, 103 I
GG (vgl. BVerfGE 13, 132 (140); PierothlSchlink (Anm. 256) 45 f.) .
270 S. bereits Badura. Das Verwaltungs monopol. 1963, 339: Püttner (Anm. 82) 103:
BV,rfGE 21, 245 (251 ff.) .
271 Ebenso Pünner (Anm. 82) lOS f.; PierothlSchlink (Anm. 256) 213 ; enger wohl Stober
(Anm. 266) 164 ff.
272 So etwa Lercne/Pestatozza (Anm. 19) 106 r., 116 f.
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Respekt einer Gleichheit vor dem Gesetz aufgegeben. nämlich die (Min-
desto )Ausübungsbedingungen für eine Rechtsentfaltung entweder zu erhal·
ten und zu sichernoder, wasoftmals der Fall sein d ürtte,"" sie erst zu schaf-
fen bzw. zu entwickeln. Aus Abwehransprüchen gegenüber der Staatsh oheit
werdenso zunächst Teilhabeberechtigungen in bezug auf staatliche Einrich-
tungen und Leistungen und letztlich objektiv-rechtliche Verhaltenspflichten
staatlicher Stellen. auch des Gesetzgebers . gipfelnd dann im Anspruch des
Einzelnen aufden Erlaß bestimmter Normen . Sie richten sich auf legislative
Maßnahmen. die nicht ermöglichen oder ggf. auch verhindern. daß staatli-
che -Unternehmen- den privatrechtlich organisierten, von natürlichen Per-
sonen eigennützig geleiteten/beherrschten Unternehmungen Konkurrenz
machen. Bei solcher Zuspitzung des Argumentat ionsganges zeigt sich aber
zugleich die Brüchigkeit dieser Gedankenführung. -Während (staatl iche)
Unterlassungen unbegrenzt stattfinden können. sind Leistungen nur im
Rahmen des Vorhandenen mögliche , 21 4 Selbst wenn ausnahmswe ise direkt
aus einem oder mehreren Grundrechten . im Bankbereich also aus Art. 12 I
und/oder Art. 2 I GG . nicht bloß eine Freiheit des Wettbewerbs . sondern
ein Recht auf Konkurrenz einschließlich des Anspruchs auf die eigene Mit-
wirkungschance auf dem jeweiligen wirtschaftlichen Feld hergeleitet wer-
den könnte . so beschränkt sich diese Gewährleistung stets auf ein Mindest·
maß. Die Optimierung bliebe auch dann zuvörderst Sache des - den Staats-
zielbestimmungen wie den Grundrechten aller Betroffenen verpflichteten .
wegen der nicht unerheblich divergierenden Rechtspositionen und lnteres-
sen freilich hierdurch kaum strikt angeleiteten oder gar gebundenen -
Ge setzgebers.'" Nicht zuletzt hat dieser auch (Art . I III GG) dem allge-
meinen Gleichheitssatz des Art. 3 I GG Genüge zu tun. Den daraus folgen-
den. sachlichen Anforderungen läßt sich jedoch weder entnehmen, daß der
Postbank keine weiteren Betätigungsformen im Kreditbereich insgesamt
eröffnet werden dürften.!" noch ergibt sich von daher, daß innerhalb der
bereits bestehenden Dienste Modernisierungen, vorab also ein Gleich·
273 Nämlich immer dann. wenn eine bislang ausschließlich von staatlichen Stellen wahrge-
nommene Aufgabe erstmals . privatisiert_ wird. VII. hierzu näher meinen Beitrag über
• IÖffentliche Unternehmen! im Verfassungsstaat des Grundgesetzew (demnächst in
88).
274 So Grimm. in; ders. ( H rsg.} , Einführung in das öffentliche Recht, 1985.45 (69) .
275 S. bereits oben. bei Anm. 7, Von einem . Möglichkeitsvorbehalt_ sprechen neuerdings -
in bezug auf eine Pflicht zur Privatschulförderung - üand'Hwrund Vog~/(in; F. Mülln
IHrsg.L Zukunftsperspektiven der Freien Schulen, 1988,67 (76) und 115 (132)) ,
276 Von einer Erweiterungsmöglichkeit gehen offenbar auch Osst!nbühl (a.a.O. (Anm . 16)
139 f.. 145) und Lercne/Pestatozsa (a.a.O. (Anm . 19) 123) aus.
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schritt mit oder doch ein Nachziehen im Verhältnis zum übrigen Bank-
(und Sparkassen)gewerbe untersagt seien.'" Vielmehr erscheint unter
dem Aspekt des Willkürverbots -" vornehmlich, wenn nicht gar allein
maßgeblich, wie die postalischen Bankdienstleistungen im Wettbewerb
organisatorisch strukturiert werden, wobei hier wieder die finanzielle Seite
besonders zu beachten ist. Wenn insofern zwar keine rechtliche. wohl aber
eine haushaltsmäßige Verselbständigung vorgeschrieben wird, so daß
etwaige Verluste nicht mehr oder weniger automatisch mit Gewinnen ande-
rer Einheiten/Unternehmen der Deutschen Bundespost ausgeglichen wer-
den können und dürfen.'" sondern allenfalls eine (Art von ) Anstaltslast
und Gewährträgerhaftung-Fgeregett ist . dürften zum einen im Vergleich
mit anderen öffentlich-rechtlichen organisierten Kreditinstituten keine rele -
vanten Abweichungen (mehr) existieren. andererseits aber im Verhältnis zu
privaten Banken lediglich sachbezogene und -angernessene Differenzierun-
gen vorhanden sein."" Die schiere Größe des Unternehmens Postbank
jedenfalls beruht nicht auf ( heimlicher) Subventionierung aus öffentlichen
Kassen ."! Angebot und Inanspruchnahme von postalischen Bankdienst-
leistungen erwuchsen aus und gründen noch heute in einem Bedarf breite-
ster Bevölkerungskreise. dessen Befriedigung nunmehr auch dem Sozial ·
staatsprinzip Genüge zu tun vermag .?"
217 Ähnlich u rcheI PeslaJozza (Anm. 19) 72 C.; s. a . O. Hahn. ZfgcsK 1988. 133; Siichting,
bum 1988 H. 5. 14; Lovermann. Sparkasse 1988.234 (231) .
278 So der Ansatz von Lercbe/Pestatozz a (a .3.0. (Anm.19) 117fT.); ähnlich Ossenbühl
(a.8.0 . (ARm. 16) 121).
219 Im Referentenentwurf für ein PoststrukturG vom März 1988 war dies als Grundsatz in
Art . I § 29 I vorgesehen. von dem Ausnahmen nur unter den Voraussetzungen der
Abs . 3 und 4 gestattet waren. In der Regierungsvorlage wurden diese freilich erweiternd
modifiziert. Erhalten blieb demgegenüber die Soll-vorschrift über das Eigenkapital
(Art. I § 33 ), welches bei der POSTBANK mindestens ein Zwanzigstel des im jeweili-
gen Jahresabschluß (Art . t § 36 ebd.) ausgewiesenen Gesamtkapitals betragen wird.
280 Dazu allgemein Ossenbühl, Grundfragen zum Rechts status der Freien Sparkassen. t979 .
7H.; BGH. NJW 1984. \68\ (1683).
281 Im Hinblick auf die bereits Mitte der 60er Jahre erhobene Eigenkapitalforderung ( s. BT·
Drs. V/203 , S. 56 fT.) hingegen soll ausweislich der Entwurfs -Begründungfen} eine
Angleichung an die insoweit bestehenden besonderen Verhältnisse bei allen Kredit insti -
tuten erfolgen (vgl. übereinstimmend S. 102 bzw. S. 106) .
Abzusehen ist hierbei zwar. daß . noch nicht aber . wie den internationalen und gemein-
schafb rechtl ichen Tendenzen auf diesem Felde Rechnung getragen werde. Vg!. dazu HB
vom 13.7.1988. S. 7.
282 Eine annähernde Abbi ldung der Dimensionen dürften die Angaben im Statistischen
Jahrbuch der DBP. (Nr. 3. 6.3 , 7.7 , 7.8) vermitteln: dazu Majch lt. ~, bum 1988 H. 3. 13.
sowie Sdr/~g~/mj/ch. bum 1988 H. 4. 20.
283 S. nur die Auflistung der hierzu gezählten Positionen bei S to1>f'r(Anm. 266) 54 fT.
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Vorab gilt dies für Verrichtungen, bei denen (derzeit) private Wettbewerber
nicht tätig werden, ohne daß dafür ein Verbot - als Kehrseite eines Mono-
pols ' " - ausschlaggebend wäre : Den Ausschlag gibt schlicht der
Umstand, daß hier eine Profitabil ität im betriebswirtschaftl iehen Sinne
nich t absehbar, nicht zu erwarten ist. Konsequenzen aus der objektiv-recht-
lichen Funktion der Grundrech te zu ziehen , meint demnach auch, nicht
bloß die Rech tsposition der beruflichen bzw. gewerblichen Konkurrenten
ins Auge zu fassen. sondern gleichermaße n den je verfassungsrechtlich
erheblichen Risiken und Ge fährdungen anderer Per sonen , vornehmlich der
durch die Regelung Betroffenen , d. h. der - Nicht-Bankene'" die gebüh-
rende Beachtung zu schenken.'" Deren Interesse an/ Nachfrage nach spe-
ziell von der Deutschen Bundespost (Postbank) erbrachten Bankdienstlei -
stungen, welches sich gerade an die Person des Leistenden knüpft , wirkt
sich mithin im Sinne eines verstärkten Schutzes für diese Aktivitäten aus:
Es rechtfenigt deren Fort führung, ja. auch Erweiterung.'"
4. Die Eigenheiten einer Post-Bank
Bevor aber deren Gren zen beleuchtet werden . ist vorab klar zustellen. daß
hier mit dem Sondervermögen Deutsche Bunde spost ein Hohe itsträger
(bankgescbäftlich) tätig wird . für dessen Hand eln buchstäb lich andere
Gesetze gelten als für ein private s Kreditinstitul. Für eine solche Bank - in
aller Regel eine juris tis che Per son oder doch ein verbandsmäßig organisier-
tes Gebilde (vgl. § 2 a KWG )lII - streiten die wirt schaftlichen Grund-
284 Vgl. etwa BVerfGE 21. 249 und 250 f.
285 Davon umfaßt werden sowohl Post-Benut zer bzw. -Kunden als auch Dritte . die nicht in
Geschäftsbeziehungen zu der DDP. treten (können) .
286 Zur komplexen Einbindung öffentlicher Unternehmen in die Rechtsordnung zusammen-
fassend Pültner(Anm. 82 ) 2 1S ff. Vorab in der Beziehung zu Leistung semp fängern zeigt
sich die (fortdauernde) v erwaltungs-Komponente dieser ambivalenten Einr ichtu ngen:
einer Grundrechtsbeachtungspflic ht unterliegen private Konkurrenzunternehmen eben
nicht.
287 Anders ausgedrückt : Zwar sin d die je zuständ igen staatlichen Stellen nicht dazu gehal·
ten. sondern -nur« zu so lcher Gestaltung befugt . Konstatieren sie aber das genannte
(öffen tliche) Interess e. so steht dem Zuwachs an staatlich er Wirtschaft von Verfass ungs-
rechts wegen nichts im Wege (S.3. meinen Beitrag (a .a.O.• Anm . 273); sowie jüngst
K6nig, VerwA rch 1988. 241 fT.) .
288 Das dort sta tuierte Verbot . in Kran seit 1976 (s . Gesetz vom 24. 3. 1976. 8GBl. I. 72S).
gilt nich t für Personen handelsgesellschaften (Bäh"/Schn~;der(Anrn. 96) § 2 a/ Anm. 4
(102»; zudem bleibt der Besit zstand der zum I. S. 1916 zugelass enen Einzelbankiers
unberührt.
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rechte, wie immer man bei ihnen unter dem Gesichtspunkt des Art. 19 1II
GG den/die Träger fassen mag ." Sie sind also im Hinblick auf Erwerbs-
tätigkeit wie Gebrauch des Erworbenen frei und stoßen auch nicht an
räumliche Grenzen (innerhalb des Bundesgebietes),290 soweit dem keine ver-
fassungsgemäß zustande gekommenen und angewendeten Beschränkungen
entgegenstehen . Auch öffentlich-rechtliche Personen haben sich zwar an
den Vorgaben und Schranken des je geltenden Rechts zu orientieren; dies
verlangt der Vorrang des Gesetzes, das verfassungsmäßige Postulat der
Gesetzmäßigkeit der Verwaltung (Art. 20 III GG).'91 Bei ihnen bewirkt
jedoch zudem und maßgeblich erst eine rechtmäßige Errichtung die Exi-
stenz, und in genauem Gegensatz zu natürlichen Personen (und deren
»Gesch öpfen«)"" ist ihre Fähigkeit, Träger von Rechten und Pflichten zu
sein, nicht per se umfassend. sondern untrennbar mit AufgabensteIlung und
Befugnissen der Verbandsorgane verzahnt. 29J Im Bereich öffentlichen
Rechts bildet so das Gesetz nicht allein Grenze, sondern bereits Grund
zulässigen Handeins. 294
Die Postbank kann daher auch (künftig) als »Unternehrnen« unter dem
Mantel der DBP nicht einfach neue Bankgeschäfte (i . S. v. § I [ 2 KWG)
aufnehmen . Zuvörderst steckt hier schon die Grundsatzbestimmung des § 2
PostVerwG einen zwar weiten , aber jedenfalls den äußersten Rahmen ab.
Sind hier aber sozusagen Verhaltens prinzipien niedergelegt.!" so
umgrenzt § 1 PostG den »sachlichen Geltungsbereich« des Postwesens und
bezieht dabei, der überkommenen Zuordnung (noch) folgend, ' " auch die
Postbank-Dienste ein (insbes. Nr. 4, 5). 297 Damit ist vorerst die
289 Vgl. Stober (Anm . 266) 136 f.; Pieroth/Schlink (Anm . 256) 42 ff
290 Vgl. Stober (Anm. 266) 194 f.; Rittstieg. in: AK-GG (Anm. 14) Art . II /Rdnr. 47
(942) .
291 Vgl. Rudolf, in: Erichsen/Martens (Anm. 16) 567 r. , Püttner (Anm. 82) 122; Ossenbühl
(Anm . 280) 54.
292 Zur vereinsfgründungs lfreiheit des Art . 9 I GG s. etwa Pieroth/Schltnk (Anm . 256)
186 tf.
293 Zutr . Ossenbühl(Anm.280) 17; s. aber auch Ladeur. in: AK·GG (Anm.14) Art. 19
Abs. 3/Rdnr. 47 (1216 tf .) .
294 Vgl. Ossenbühl , in: Erichsen/Martens (Anm . 16) 59 (60 f .).
295 Dazu Eidenmüller(Anm. 2) § 2 PostVerwG/Anm . 1, 2. 4.
296 Art . 2 des PoststrukturG-Entwurfs sieht insoweit jedenfalls keine Änderung vor. In der
Begründung hierzu verlautet allgemein. die -Dienstleistungsaufgaben auf dem Gebiet des
Post- und Fernmeldewesens umfaßtrlen gegenwärtig im wesentlichen ... Postgiro-
dienst . Postsparkassendienst (- Postbankdienste)« (so gleichlautend zum Referenten-
(S. 102) und Gesetzesentwurf(S. 108».
297 Zu den weiteren »Gelddlenstene s. Eidenmüller (Anm . 2) Einführung Postbanklehre.
19 tf. (I. G. 3.a).
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Beschränkung auf die im Postscheck-r -giro- und Posts parkassenwesen typi-
scherweise anfallenden Aktivitäten!" festgeschrieben: Dies waren und
sind aber noch stets die Geschäfte des § I 12 Nr . I und 9 KWG.
Bereits das PostVerwG 1953 '" weist freilich dem Verwaltungsrat - irn
Rahmen der Grundsätze des § 2. die Beschlußfass ung über -die Über-
nahme neuer- sowie -d ie Änderung ... bestehender Dienstzweige- zu
(§ 12 I Nr. 5) . Diesem Gremium steht es damit dem Grunde nach ofTen.
der Post (bank ) den Weg hin zu einer Universalbank zu bahnen oder doch
den bisherigen Status eines Spezialinstituts zu moditlzteren."? Materiell
endet diese Befugnis ers t an den Grenzen. wie sie der Bundestag insbeson-
dere im Post- und Postverwaltungsgesetz aufgerichte t hat. Verwaltungsrats-
beschl üsse stellen sich als Gesetzes -Anwendung dar; auch hierbei freilich
bleibt eine unmitte lbare Bindung an Verfassun gsvorschriften zu beach-
ten .'?' So wäre der Verwaltungsrat gehalten. bei einer geplanten Erweite-
rung von Ban kdiensten zu prüfen , ob und inwiefern dadurch Grundrechte
von Konkurrenten wie von Kund en berü hrt oder gar verletz t werden (k önn-
ten) .J02
298 Die Verrichtung durch Pos t-Stellen allein bewirkt insofern keinen Unterschied zur Vor-
nahme der inhaltlich entsprechenden Geschäfte durch ande re Kreditinstitute.
299 Nach dem Poststru UurG -Entwurf leitet der Vorstand jedes Unternehmens (Art. 1 §§
9 ff.) -vor seine r absc hließe nde n Entscheidung ... zur Stellungnahme zu:
1. die Einführung neuer oder eine wesentli che Änderung ode r Aufgabe bestehender
Diens tzwe lgee (Art. I § 20 VI ).
Nach S. 2 ebd . ist der »Aufsichtsrat berecht igt. binnen zwei Monaten eine Stellung-
nahme abzugebene.
300 Die Vorschrift untersagt auch über ihren Bezug zu § 2 jedenfalls schwe rlich die Ausden-
nung von der Post bereits wahrgenommener Tätigkeiten: ein Umschlag von der Quantität
in die Qualität ist hier angesichts der nach wie vor betriebenen speziellen Bankgeschäfte
auch nach einem Irrkrafttreten des Poststru kturgesetzes nicht zu gewärtigen. S. a. oben .
Anm . 296 _
301 Sie besteht bei jeder Ausübung öffentlicher Gewalt. auch bei der (noch ) nicht unmittel-
bar außenrelevanten Bctltigung, nicht zuletzt angesichts der über § 12 PostVerwG ( und
alsbald wohl den neuge schaffenen Organen Direktorium. Vorsländen und Aufsichtsräten
in Art . I § 8. IS bzw. 23 PoststruUurG) eröffneten Handlungsräume.
302 Bei Lerche/Pestatozsa wird dieser Punkt - von der Argumentation her durchaus konse -
quent (s. a.a.O. (Anm. 19 ) 102 r.) - nicht weiter erörtert; wie hier aber wohl Osunbühl
(Anm. t6 ) 87 r.. 135. t39 .
2 15
5. Erweiterung durch Post-Organe?
Vornehmlich angesichts der gesetzlichen Aufgabe dieses Gremiums , auch
verbindlich'?' eine Übernahme neuer Dienstzweige durch die Deutsche
Bundesp ost beschließen zu dürfen, kann die Frag e nicht ausbleiben, ob
denn eine solche Öffnung des Katalogs des § I PostG nicht unzuläss ige
Verschiebungen in den Normierungsbefugnissen von der Legislative hin zur
Exekutive bewirke. Nähere Bet rachtung verdient dabei sowohl der
Umstand, daß hier eine Verbreiterung des ges etzlichen Anwendungsbe-
reichs du rch Maßnahmen eines beim Bundespostminister gebildeten
Organs erfolgt , dessen Mitglieder zudem an keine Aufträge und Weisungen
gebu nden sind (§ 5 1, 11 I PostVerwG ),'" als auch die Art und Weise, in
der das Gesetz die Änderungsermäc htig ung ausges taltet. Damit zusammen
hängt sc hließl ich das Problem , ob denn nicht die Bestimmung des
-Geschäftskreises« der Postbank JO~ zumindest in den Grundzügen dem
Parlament vorbehalten sei . Überschrift?" und Wortlaut des § I Pos tG zei-
gen wohl de utlich genug auf, daß der Gesetzgeber im Jah re 1969 in dieser
Vorschrift keine abschließende Aufzählung der zulässigen Postdienste,
sondern schlicht eine Bestandsaufnahme der seinerzei t wahrgenommenen
bewerkstell igen wollte. Belegt wird diese Auffassung?" auch dadurch, daß
die Einrichtung neuer , weiterer Zweige nicht allein einer förmlichen Ergän-
3DJ In der Novelle soll zwar an der Unters che idung zwischen Beschluß- und Beratungskorn-
petenzen (s. bisher § 121 und HI PostVef'WG) festgehalten werden. jedoch wird auch für
die sEinführung grundlegender technischer Neuerungene (vgl. noch § 12 I Ne. 6 Post -
VerwG) künftig nurmeh r eine Stellungna hme des jeweiligen Unternehmens-Aufsichts-
rats verlangt, zu deren Abgabe dieses G remium nicht einmal verpflichtet sein dürfte
(a rg. Art . I § 20 IV PoststruktG·Entwurf) . Eine ausdrücklic he Begründung zu dieser
Neuzuordnu ng fehlt.
304 Allgemein hierzu Püttner (An m. 82) 23 I. In der Sache versagt auch die PoststrukturG-
Vorlage dem Minister Eingriffe in das (untemehmerische) »Ermessen« der Organe Vor-
stand und Aufs ichts rat . indem die Einflußnahme als bloße Rechtsa ufsicht ausgestaltet
ist (Art. I § 23). Zumindest mißverständlich ist es allerdings , wenn die Entwurfsbeg-
ründungl en) davon sprechen. eine Minister-Entscheidung an Stelle von Unternehmen-
sentscheidungen sei nicht zulässig (vgl . S. 79 bzw. S. g3 ), denn die Ersatzvornahme als
typische s Aufsichtsmittel wird nirgends ausdrücklich ausgeschlossen . AA offenbar Roß -
nagel/Wedde. DVBI. 1988,565.
305 Vgl. die Termin ologie des BundesbankG. dessen so überschriebener V. Abschnitt eine
absch ließende Aufzählung der diesem öfTenllich-rechtlichen (Kredit- ) Institut erlaubten
Geschäüe enthält.
306 Zur rechtl ichen Bedeutung diese s Normelementes WoljJj Baclrof (Anm. 2 13) 151.
307 Ebenso Ossenbühl (Anm . 16) 43 f.; Lerche/ Peslalo:za (Anm. 19) 69 f.• 78; Eidenmüller
(Anm. 2) § 1 PostG /Anm. 1; Allmannsperger (Anm . 3 1) § I/Rdnr. 4, 4 a (31) ; Olrnlrei·
ser (A nm. 49 ) § I PostG /Rdnr. 20 (49) .
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zung des § I res erviert blieb. sondern zur Aufgabe des Verwaltungsrats
gemacht wurde. Er wiederum wird freilich - bereits die singuläre Verkn üp-
fung von § 12 I Nr. 4 PostVerwG mit § 14 ebd .. wo sich die Vero rdnungs-
macht des Bundesministers für das Post- und Fernmeldewesen verankert
findet. zeigt dies J08 - schwerlich generell als Normsetzungsinstanz tätig.
Mit Art. 80 I (I . 4) GG ließe sich derartiges auch nich t in Einklang brin -
gen. '" Als - wenn auch die ministeriellen Kompetenzen erheblich
beschränkende - Ausformung der exekutiven Organisationsgewalt (Art . 86
GG )' 10 wäre die Beschlußfassung des Verwaltungsrats jedoch verfas-
sungs rechtl ich haltbar. 1I I Lerche/Pestalozza meinen allerdings. die dem
Erlaß des PostVerwG vorausliegende geschichtliche Entwicklung müsse zu
einem anderen Ergebnis führen, Iminerhin sei erst auf Vorschlag des Bun-
desrats !" und gegen schwerwiegende Bedenken der Bundesregierung im
Hinblick auf Art. 65 GG' IJ aus der ursprünglich geplanten Beratungsauf-
gabe, einer Kompetenz zur bloßen Stellungnahme. eine Beschlußzuständig-
keil des Verwaltungsrats geworden . was möglicherweise (zudem) auf einem
historischen Mißverständnis beruhe.'" Recht eigentlich zielen die Ein-
wände der Ko-Autoren aber auf einen Verstoß gegen den Rechtssatzvorbe-
halt ab. denn auch Lerche/Pestaloz :a konstatieren.•die Modifizierungen
und die Erweiterungen der Funktionen der Bundespost (bedürften) nicht
bereits deswegen einer gesetzlichen Grundlage. weil d ie bisherigen Funk-
tionen durch Gesetz abschließend umschrieben wären-,"" wenn diese
Erkenntnis dann auch im weiteren Verlauf des Gutachtens etwas in den
Hintergrund tritt .
308 In der geplanten Neuregelung dürfte klargestellt sein . daß Verordnungen allein durch
den Bundesminister für Post und Telekommunikation erlassen werden (oder - wie im
Falle des Art. I § 22 11 PoststrukG - durch die Bundesregierung insgesamt. wie jetzt
generell gern. Art. I §§ 2S n. 30 PostStruktG); die Unternehmen brauchen lediglich
angehört zu werden (s . isb. Art. I § 26 ebd .}.
309 Art. 80 I GG will. historischer Erfahrungen eingedenk. derRechtsetzung durch die Exe-
kutive enge Grenzen ziehen; vgl. Remsauer. in: AK·GG (Anm. 14) Art. 80/Rdnr. 19 f.
(7S 2}; Drgrnhon (Anm. 17) Rdnr. 208 f. (79 ); Wilkr. in: von MangoldtlKlfin
(Anm. 14) Art. 80/Anm. H.2. ( 1907); Bryde, in: von Münch (Anm. 14) Art . 80/
Rdnr. 1(246).
310 Vgl. von Mango/dtlKlrin (Anm. 14) Art. 86/Anm. VI.5. (2246).
311 Vgl.aber oben. (bei) Anm. 82.
312 BT·Ors . 3479 vom I. 2. 1952. 17f. t- ArchPF 1953. 450 (451) .
3IJ Ebd.. 21 (- ArchPF 1953. 453 (f.».




Schon in Ossenb ühls Untersuchung fand sich jedoc h als Folgerung aus Sinn
und Funktion des Gesetzesvorbehalts . die -Einführung neuer Dienst-
zweige- durch die DBPerfordere, -sofern sie sich überhaupt noch unter den
Kompetenztitel de s Art. 73 Nr. 7 GG subs umieren läßt , (eine) Regelung
durch förmliches Gesetz- .!" Spez iell für Innovationen im Sparkassen-
dienst hielt dieser Autor aber eine Ergänzung der Postsparkassen ordnung
für hinre ichend, wenn und soweit neue Sparformen die typischen Merk male
des Post sparen s aufweis en. III also der »Staatsaufgabe des ( Klein- )Spar-
verkehrs -!" dienen . Andererseits müsse hier auch dem Vorrang des
( Kreditwesen- )Gesetzes J!9 Rechnung getragen werden , da dort ein
bestimmter Spar-Begriff auch für die Postbank normativ festge sch rieben
seL J20 Eine Anreicherung des Giroverkehrs um weitere Kreditmöglichkei-
ten stelle freilich wiederum einen Fall dar, »bei dem die Dimensionen eines
herkömmlichen Dienstzweiges der DBP verlassen werden und grundle-
gende Abw ägurigen mit den Interessen des Kreditgewerbes zu treffen
sind•. J2I All' diese Abgrenzungen und Zu ordnungen gründen jedoch
allein in Komp etenzerwägungen dahin , welche s Verfas sun gsorgan für die
-Erweiterung des Bereichs des -Postwesensc« zuständig sei.322 Im Rah-
men des § 65 BHO liegt nun allerdings die Entscheidung über die wirt -
schaftl iche Tätigke it des Bundes bei der Exekutive.!" wobei jedoc h der
Umfang der jeweiligen ministeriellen Res sortk ompetenz Schranken aufrich-
tet ; so ist Ossenbühl zufolge etwa -der Eins tieg in das Kred itgeschäft nicht
mehr durch den Kompetenztitel des .Postwesens- abgedeckte.not -Bank üb-
liche Akti vgesch äfte geh örftren nicht zum herk ömmlichen Funktionskreis
der Post . J2S und so auch nicht -zum verfassungsrechtlich fixierten Wir-
kungskreis der .Bundespost: im Sinne des Art. 87 Abs. I GG •. ns Ossen-
b ühlhält es aber für zulässig, daß der Bund -als Hoheitsträger am allgemei-
nen Kreditwesen teilntirnmt), sofern ein ölTentlicher Zweck - etwa man -
gelnde Kreditversorgung durch die Privatbanken - dies gebietet•.J21 Es
316 A.a.O. (Anm. 16) 83.
3 17 Vg!. ebd.. 84: dazu jetzt auch BVerfGE 75. 19 1 (198 f .): M. Sachs. JuS 1988. 399 f.
3 18 A .a.O. ( Anm. 16) 68 .
319 Vgl. bereits oben. bei Anm. 108-1 29.
320 Vgl. Ossenbühl( Anm. 16) 78 und 84.
321 Eb<! .. 84.
322 Vgl. ebd.. S6 fT.• isb. 79 tT.
32J S. ebd.. Il5 .
324 Eb<!.
325 Ebd.. 72.
326 Ebd., m. w. N.
327 V8!. ebd .. 139.
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würde sich dabei jedoch um eine -postfrernde (zusätzliche) Aufgabe han-
deln. die auch vermögensrechtlich getrennt gehalten werden müßte. sofern
nicht formalgesetzlich eine Einbeziehung in den Sondervermögenszweck
angeordnet würde. Y ' Im letzten Satz der Studie wird diese noch recht
vage Aussage dahin präz isiert. , (d )ie Entscheidung über die Aufnahme des
Kreditgeschäfts durch den Bund gehör(e) zum Zuständigkeitsbereich
weder des Ministers für das Post- und Fernmeldewesen noch des Verwal-
tungsrates der DBP•.'" Dies kann wohl nur heißen . der Bundesgesetzge-
ber habe die Kompetenz."? aus (einem Zweig) der Deutschen Bundespost
eine Universalbank zu machen. '!'
Lerche/Pestalozza haben demgegenüber auf die doppelte Bedeutung des
Art . 87 I I GG aufmerksam gemacht, Zum einen sei Funktion dieser Vor-
schrift. -bestimmte Verwaltungsbereiche dem Bunde vorzubehalten und die
Länder von ihnen auszuschließen. Zugleich aber ist sie . . . als Garantie
eines (begrenzten) Funktionsbereichs zu verstehen«." ! Nach »geschicht li-
eher, sprachlicher, systematischer und teleologischer Betrachtung-?"
seien die Bankgeschäfte der Post freilich nicht dem Begriff des -Postwe-
sens « (Art . 73 Nt. 7 GG) ."· sondern dem Bankwesen i. S. v, Art . 74
Nr. 11 GGHS zuzuordnen; sie entzögen sich damit zugleich -den we-
sensprägenden Funktionen- der -Bundespost- nach Art. 87 I I GG.))6
Jedoch decke dieser Kompetenztitel immerhin solche Bankgeschäfte. die
hierunter traditionell oder begrifflich gefaßt werden könnten. Alle anderen
Bankdienstleistungen - ~Wettbewe rbsd ienste. - fielen andererseits aus der
verfassungsrechtlich abgesteckten Organzuständigkeit heraus .!" Mit
anderen Worten, -Selbst wenn Art. 74 Nr. 11 GG .. . die Ermächtigung zur
Errichtung einer (mit Privaten) konkurrierenden Staatsbank enthielte.
würde dies allein nicht gerade der Bundespost die Organkompetenz zuwei·
sen . Sie würde in jedem Fall mit der Wahrnehmung derartiger von Art. 87 I
GG nicht mehr gedeckten Bankgeschäfte die Grenzen ihres Funktionsbe-
328 S. ebd.. 140.
329 Ebd.. 145.
B O Dem Grunde nach. wovon freilich nur unter Beachtung der auch die Legislative binden-
den Regeln (Art. 1111.20111 GG) Gebrauch gemacht werden dürfte.
3J 1 Ausdrücklich findet sich eine solche. ins Positive gewendete Aussage bei OS5~nbühlfrei-
lieh nicht.
332 A.a.O. (Anm. 19) 108.
JJJ Vg1. ebd .. 55 ff.
JJ4 Ebd.. 29 f.. 56. 64f.
B 5 Ebd.. insbes . 59 tr.
JJ6 Ebd .. 70.
JJ7 Ebd.. 79 f.
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reiches überschreiten . Abgesehen (dalvon . .. ist zu bedenken, daß die
Gesetzgebungszuständigkeit für das Bankwesen den Kompetenztitel für
eine Staatsbank nur unter zusätzlichen Voraussetzungen liefert. Es müßte
ihm die -öffentliche Aufgabe- entnommen werden, auf den Sachbereich
gestaltend einzuwirken• .H 7. Jedoch dürfte der Staat , der Schonung der
individuellen Wettbewerbsfreiheit wegen .!" das Kreditgeschäft -wohl nur
dann betreiben, wenn der bestehende Markt auf Mißbräuche marktbeherr-
sehender Stellungen und /oder sonstige Fehlentwicklungen wie den konzen-
trienen Mißbrauch geballter Angebotsmacht hinweist• .'" Schließlich
dürfte der Staat -diejenigen Vorteile und Potenzen, über die er aus einem
anderen. insbesondere einem monopolist ischen Bereich verfügt. in den
Bankmarkt nicht einbringen, es sei denn, er gleicht diesen Vorsprung
dadurch aus , daß er die übrigen Mitbewerber an ihm teilnehmen läßt oder
sie auf ähnliche. kompensatorische Weise fördert- .? " Eine Hintertür wol-
len aber auch Lerche/Pestatozza offen lassen: .. .Überragende Gründe des
Gerneinwohls- würden - wie im Bereich des An. 12 I GG - allerdings auch
hier Ausnahmen gestatten . e l .. 1 Ähnlich konturenarm formuliert dann auch
die Zusammenfassung, die für das Ob und das Wie staatlichen Wettbewerbs
geltenden Regeln »binden auch die Bankgeschäfte die Bundespost, sofern
sie sie überhaupt gestattenc? " Eindeutig erscheint hingegen die Aussage
zur Frage , welche Stelle denn allenfalls für die Erweiterung der Postbank·
dienste zuständig sei ; dies könne weder der Verwaltungsrat"! noch der
Verordnungsgeber entscheiden. Diese (neue) Funktionszuweisung sei -von
solcher Tragweite, daß der Parlamentsgesetzgeber sie abschließend und
ausschließlich vornehmen muß IC. H 4 Diesem Ansinnen will sich freilich
auch im Rahmen der angelaufenen Reform der Bundesgesetzgeber offenbar
verschließen: der (erste) Entwurf des PostStruktG jedenfalls kennt keine
337. Eb<! .. 116.
33S Vsl. ebd .. 123.
339 Ebd .: zur materiell-rechtlichen Komponente des An.14 NT. 16 GG . auch von
Mangoldt/Kfein (Anm. 14) Art . 74/Anm. XXX.J .b. (1621) .
340 urcht /Peslafozza(Anm. 19) 124.
341 Ebd.; vgl. etwa BVerfGE 21, 245 (251) .
342 VSI. ebd .. 129.
343 Nach k.ünftigem Recht also der Postbank-vorstand nach Einschaltung des Aufsichtsrats :
vgl. Art. I § 121 und § 20V 1 Ne. 1 PostStruk.tG -Entwurf. Die verlagebegründurig
hierzu (s . S. 66 . 76) ist mehr als k.arg. zumal kein Genehmigungsrecht des Ministers
(mehr ) exist iert (vgl. Art . 1 § 24 ebd .• so wie Roßnagd /Wtddt . DVBI. 1988.565 und
568 mit N. 28 ). S. a. oben. Anm. 299 .
344 u rcht /Pt Sl%zza (Anm. 19) 101, 128.
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Aufgaben(neu)beschreibung im Hinblick auf das Unternehmen Post-
bank.!"
VII. Schlußfolgerungen
I. Erfordernis gesetzlicher Regelung für Erweiterung der Bankdienste
Eine Darstellung der verfassungsgesetzlich wie nach einfachem Recht
zulässigen Bankdienstleistungen der Deutschen Bundespost muß so darauf
bezogen bleiben. wie der Gesetzgeber die verschiedenen »( Bundes-H'ost-
zweige« niedergelegt hat. Hierbei dürfte der Blick auf andere kraft öffentli-
chen (Bundes-) Rechts errichtete und organisierte »Spezialbanken- freilich
nicht allzu hilfreich sein . Dort mögen zwar Kreditinstitute wie Universal-
banken fungieren. wobei allein diese Bezeichnung vermieden wird.!" in
aller Regel bezieht sich deren AufgabensteIlung aber auch nicht wie im
PostG auf bestimmte Bankgeschäfte . was den Umkehrschluß auf das Verbot
anderer Typen zumindest nahelegt.!" sondern es werden der betr.
-Anstalt«!" allenfalls einige abschließend aufgelistete Bankgeschäfte
untersagt.!" Damit führt jedoch kein Weg mehr am Vorrang des (Post-)
Gesetzes vorbei : Selbst wenn nämlich § 12 I Nr. 5 PostYerwG nicht
(stillschweigendj}"? durch das spätere, insoweit speziellere Gesetz über
das Postwesen dahingehend modifiziert (worden) wäre. daß dem Verwal-
tungsrat seither nur noch Beschlüsse zur » Änderung« oder »Aufgabe « beste-
hender -Dienstzweige«, jedoch nicht mehr im Hinblick auf die »Übernahme
345 Die Änderung des PostG 1969. wie sie Art . 2 des PoststrukturG·Entwurfs vorsieht.
beschränkt sich in Ne. I auf eine redaktionelle Anpassung des § I. indem nunmehr auch
hier von »Post g i r 0 dienst- die Rede ist (vgl. Vorlagebegcündung, S. 151) .
346 So zutr . H. Krüger zu den Landesbanken (ZBR 1979. 157) .
347 Nicht gerade eindeutig dazu Lercbe/Pestatozra (Anm. 19) 69 f.; 79 f.; Ossenhühl
(Anm. 16) 44 r.
348 Allgern. Rudo/f. in : Erichsen/Marten s(Anm. 16) 574 er.;Maurer(Anm. 16) § 23/Rdnr.
48 tT. (478 fr.) ; speziell zu Sparkassen Schlierbach (Anm. 44) 51 fT.
349 S. etwa die Neubek . des Ausgleichsbankgesetzes (8GB!. 1986 I, 1545) § 4 IIl, IV; zu
Sparkassen Schlierbach (Anm. 44) 109 rr.. 112.
350 § 30 11 2 PostG hob »insbesondere- die dort genannten Bestimmungen auf; nach S. 1
ebd. traten aber zum I. I. 1970 noch weitere, den Vorschriften jenes Gesetzes wider-
sprechende oder den gleichen Gegenstand regelnde Vorschriften außer Kraft; vgl. Alt-
mannsperger(Anm. 31) § 30/Rdnr. 2.
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neuer- zugewiesen blieben."! so erfordert die zumindest gebotene Harrno-
nisierung '" beider Gesetze , daß die in § I PostG bezeichneten Post-
Bankdienste durch Maßnahmen dieses Gremiums, mögen sie auch in der
Sache von der Bundesregierung getragen werden. " ! nicht über »Scheck-r
Giro-« und -Sparkassendienst- hinaus erweitert werden dürfen.!" Dafür
müßt e vielmehr das Postgesetz selbst, vorab in § I ,3H novelliert wer-
den ." !
2, Zuläs sige Modifikationen durch Post-Organe
Hingegen sollte der Vorrang des Gesetzes nicht ein Verständnis des § 12
Nr. 5 PostVerwG und des § I Nr. 4, 5 PostG hindern können, welches zum
einen _-dienst« nicht ohne weiteres mit _-geschäft. ( i , S. d. KWG) ineins-
setzt und ande rerseits die Übernahme neuer Dienst -zweige- als je interne
Ausweitung der posta lischen (Bank-) Leistungen begreiü. "" Gewiß muß
dann auch fortan das Schwergew icht des Giro- und Sparkassendienstes bei
der Ausführung der gleichnamigen Bankgeschäfte liegen; jedoch wären wei-
tere »Bankgeschäfte- als Nebengeschäfte statt haft.'" Die Bedenken gegen
die Gesetzmäß igkeit des § 12 I PostGiroO'" etwa würden auf diese Weise
ausgeräumt. Gerade insoweit mag eine Parallele zu den (kommunalen)
Sparka ssen " ? gerechtfertigt sein . Auch bei diesen Kreditinstituten hattte)
35 I Schwankend Ossenbüh/ (Anm. 16) 77 f.; für Weitergeltung auch des § 12 I Nr. 5 Post-
VerwG l.ercne/Pestalorza (Anm. 19) 86.
352 Insoweit auch Ossenbüh/ (Anm . 16) 78.
353 Vg!. dazu bereits oben. bei Anm. 79-8 2.
354 Zur gebotenen Unterscheidung zwischen Erweiterungen und bloßen Modiflzierungen
der ( Post- ) Funktionen s. Lerctie/Pestatozza (Anm.19 ) 69fT.. 71 fT.; Ossenöünl
(An m. 16) 56 rr.
355 Das scheinen auch Lercne/Pestalorza Ia.a.O . (Anm . 19) 72) einzuräumen. wenn sie der
normativen Widerspiegelung (lediglich) insoweit keine Bedeutung beimessen . als davon
die (zulässige) kompetenzielle Zuordnung von Post tbank jt ätigkeiten zu trennen ist.
356 So im Ergebnis auch Ossenbühl (Anm. 16) 145; Lerche/Pestalozza (Anm. 19) 85. 99.
357 Eben dies tun freilich Lerctie/Pestatozza (Anm. 19) 70 und wohl auch Ossenb ünt
(An m. 16) .
358 Lerche/Pestatozra lehnen allein die Funkt ionsnotwendigkeit von -Randnutzungene,
, Hilfsgeschäften. ab (a.a.O. (Anm. 19) 61 f.. 81). S. demgegenüber aber § 25 BBankG.
§ 4 IV I. V AusgleichsbankG.
359 Dazu Lerche/ Pestatozza(Anm. 19) 73 f.. 80 .
360 _Freie. Sparkassen hingegen. als juristische Personen privaten Rechts. mit privaten Trä-
gern. geben sich ihre Aufgabe(n) nach Art und Maß selbst (vgl. Hafte. ZfgesK 1988.
174 fT.; Du//. JR 1975. 392 fT.; Schlierbach (Anm. 44) 28 1 f.) .
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das Recht ein bestimmtes Bankgeschäft zur zentralen Aufgabe gemacht ." !
und hieraus wurde dann ein breites Ang ebotsspektrum von Bankd ienstlei-
stung en entwickelt. 362
Noch offen bleibt dabei aber, ob für eine derartige Ausdehnung der Aktivi -
täten die Normierung in Rechtsver-. d. h. Benutzungsordnungen hinreicht.
sofern § 12 I Nr. 4 i. V. m. § 14 PostVerwG' 6J auch für den Fall modifi -
zierter Einrichtungen des poste -Bank)wesens eine tragfähige rechtliche
Grundlage abgeben; Wortlaut-, systematische und auch tele ologische Aus-
legung lassen dieses Gesetzesverständnis durchaus ZU. 36" Genügte die
langjährige Praxis " mithin dem Rechtssatz-Vorbehalt , so ist jedoch frag-
lich . ob nicht das (Bundes- ) Parlament tätig werden müßte, um einen
Umschlag von Quantität in Qualität zu legitim ieren, Solange die Postbank
hauptsächlich Giro- und (Spar-I ßi nlagengeschäfte betreibt , sonst ige Bank-
gesch äfte Nebensache bleiben, dürfte noch keine -wesenttiche«. für Bank-
Konkurrenten grundrechtsrelevante Änderungsentscheidung anzunehmen
sein; dafür genügt so auch eine untergesetzliche Regelung ." ! Die Schwelle
würde aber überschritten, wenn Geschäftsumfang und -volumen der
»Neben... -Transaktionen solche Qualifizierung nicht mehr erlaubten . Wenn
dies der Fall wäre, läßt sich allenfalls ann äherungsweise beziffern, 25 %
36 ) Die Annahme von Spar -Einlagen ; vgl. Schlierbach (Anm. 44) 104 f. t 108 f.
362 Zum Kreis der zuläss igen Passiv- und Aktivgeschä fte vgl. beispielsweise Schlierbach
(Anm. 44 ) 108 ff.; Schön/dAnm. 41) 422 .
363 Nach Art . 1 § 26 I des Pos tstrukturG-Entwurfs soll es nurmehr einer Anhörung des
Unternehmens {d. h. des POSTBAN K-Vorstands) vor der Rechtsetzung durch den
Minister bedürfen ; s. a. oben. bei Anm. 343 . 345.
364 § 12 I Nr. 4 PostVerwG bezieht sich nicht nur auf (zum jeweiligen Erlaßze itpunkt 1)
bestehende Einrich tungen: es wäre kaum verstä ndlich. wenn der Verwaltungsrat nicht
auch bei neuen mitzuwirken hätt e. Eine spezie lle Bestimmung hierfür ist jedoc h nicht
vorhanden . insbesondere nicht in Abs . 3 ebd.
365 Ein Verwahu ngsrat mit Beschlußkompetenzen in diesem Bereich bestand bereits nach
dem ReichspostfinanzG 1924 (s . §§ 2 I 1m 6 I ebd.): nach § 5 des Gese tzes zur Verein -
fachung und Verbilligung der Verwaltung vom 27.2. 1934 (ROBI. I. 130) verblieben
freilich nur noch Beratungsbefugnisse eines -Beirats« (§ 5 ebd .) . Der Begründung des
PostVerwO zufolge (vgl. ArchPF 1953. 442 (fT.) kam es zur Wiedereinführung eine s
Verwaltungsrats. sum entsprechend der Bedeutung des Post- und Fernmeldewe sens
möglichst weite Kreise der Öffentlichkeit bei der Verwaltung der DBP. zu beteiligen ...
und um ... eine lebendige Verbindung zwischen der DBP. und ihren Benutzern zu schar-
fen . . . Die Post muß aus der Dunkelkammer heraus - - eine auch heute noch beherzi -
genswerte Maxime!
366 Wenn und soweit die Delegation ihrerseits den Anforderungen des Art . 80 I GG ent -
spricht.
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müßten gewiß als »wesentlich- gelten."? bei 3 oder auch 5 % wäre eine
gesetzliche Klärung sicher erwünscht, aber wäre sie auch geboten?368
3. Grenzen für den Posttbank l-Gesetzgeber
Entschlösse sich allerdings der Bundesgesetzgeber zur Errichtung einer
Postbank (als Bestandteil der unmittelbaren Bundesverwaltung)'" und
machte ihr die Wahrnehmung aller oder doch der wesentlichen, typischen
Bankgeschäfte!" zur Aufgabe, so bedürfte einerseits sowohl der schiere
Kreationsakt als auch das Ausmaß des Gesetzesauftrags einer spezifischen
Rechtfertigung, die nicht schon die Gesetzgebungs-Kompetenzen der
Art. 73 Nr. 7 und/oder Art. 74 Nr. 11 GG bieten."! Ein genauerer Blick
auf die Vielzahl wie Vielfalt der (noch-") bestehenden öffentlich-rechtlich
organisierten Kreditinstitute erhellt jedoch zum andern, daß eine neue
(Quasi-) Universalbank nicht zwingend umressortiert zu werden brauch-
te.m Auch der internationale Vergleich zeigt die Regularität einer Verbin-
dung von Post- und Bankdiensten dem Grunde nach. !" Die Entscheidung
über die künftige Gestalt der Postbank liegt so zuvörderst im politischen,
nicht im rechtlichen Bereich; die Hürden auf dem Weg zu einer der Deut-
schen Bundespost zugeordneten Universalbank erscheinen nicht unüber-
windlich .!"
367 Einen gewissen Anhaltspunkt könnten abgabenrechtliche Bestimmungen und deren
Auslegung geben ; vgl. etwa zu § 10 X des baden-württ. KAG i . d . F. vom 2. 12. 1986
(GBI. 465) die Erläuterungen in BWGZ 1987.840 (841) sowie die Verwaltungsvor-
schriften vom 24. 3.1987 (GAB!. 351).
368 Bedenken gegen zu strikte gesetzliche Rege1ung(en) äußert Hesse. Grundzüge des Ver-
fassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland. 15. A. 1985. Rdnr . 509 (196) .
369 Der Poststrukturtf-Enrwurf betont insoweit vornehmlich den anderen. den -Untemeh-
mens e-Aspekt: darüber sollte nicht verkannt werden, daß alle Zweige der DBP. auch
weiterhin öffentliche Aufgaben erfüllen und Sondervermögen bleiben (zutr. Roßnaget/
Wedde, DVBI. 1988,565).
370 Wie die Benennung der Institute schon zeigt . sind dies eben »Kreditgeschäftee i . S. v.
§ 112 Nr . 2 KWG; dazu Schönle (Anm. 41) 132 ff.; Bähre/Schneider(Anm. 96) § I1
Anm. 8 (80 f.); Schliereach (Anm. 44) 110 r.
371 Dem Grundsatz nach trägt dem auch der Entwurf eines PoststrukturG Rechnung, etwa in
Art. I §§ I 11,2 I 2, 11, J 11. 4. 611 u. Ö.
372 Bereits im Gange befinden sich {Teil-} Privatisierungen der Deutschen Pfandbriefanstalt
und der Deutschen Siedlungs- und Landesrentenbank (s. König). VerwArch 1988, 254) .
373 In diesem Sinne auch Ossenbiih/(Anm. 16) 136.
374 Vgl. dazu Ion ssen. ZfgesK 1979 , 98 ff.; ferner (zur österreichlschen Postsparkasse)
Grill. bum 1988 H. 3, 10 ff.
375 S. bereits Gsctieidte, ZPF 1971, 553 (554 ff.) ;Janßen/Söllner. ZPF 10/1984.18 (24 f.) ;
Amann, in: Bon(Hrsg.). Handbuch der Post ökonomie . 1987,242 (247 ff.). A. A. Herr-
mann. Die Deutsche Bundespost. 1986, 194.
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